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Wer Freiheit aufgibt, um Si-
cherheit zu gewinnen, wird 
am Ende alles verlieren“, zi-
tiert der Rathauschef Ben-
jamin Franklin. Der Bürger-
meister ist sich sicher, dass 
die Einschränkung der bür-
gerlichen Grundrechte in Co-
rona-Zeiten von den Ver-
antwortlichen mit größter 
Sorgfalt ausgeübt wird.  S.15
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Kabinettssitzung in Corona-Zeiten: Ministerpräsident Dr. Markus Söder und der Chef der Bayeri-
schen Staatskanzlei, Staatsminister Dr. Florian Herrmann; zugeschaltet für die Videokonferenz sind 
die Mitglieder des bayerischen Kabinetts. Bild: Bayerische Staatskanzlei

Bayerisches Kabinett:

Aspekte der Corona- 
Virus-Pandemie

Der Ministerrat hat sich in den vergangenen Sitzungen mit 
unterschiedlichen Aspekten im Zusammenhang mit der 
Coronavirus-Pandemie beschäftigt. Dabei lag das Augen-
merk insbesondere auf den Themen Wirtschaft und Finan-
zen sowie Gesundheit und Soziales. 

Stichwort Wirtschaft und Fi-
nanzen: Um Unternehmen der 
Realwirtschaft, die gerade für 
den Wirtschaftsstandort Bayern 
besonders relevant sind, auch 
im Falle eines länger andauern-
den, Corona-bedingten Shut-
Downs zu stabilisieren, hat die 
Bayerische Staatsregierung den 
Entwurf eines Gesetzes über ei-
nen BayernFonds und eine Bay-
erische Finanzagentur beschlos-
sen. Die Struktur des Bayern-
Fonds orientiert sich dabei am 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
des Bundes.

Eckpunkte

Der Gesetzentwurf enthält 
insbesondere folgende Eck-
punkte:
• Mindestgröße der stabilisier-
ten Unternehmen: Bilanzsum-
me oder Umsatzerlöse größer 
als 10 Mio. Euro, mindestens 50 
Arbeitnehmer (2 von 3 Kriteri-
en müssen erfüllt sein). Startups 
müssen in einer abgeschlosse-
nen Finanzierungsrunde von pri-

vaten Kapitalgebern mit min-
destens 5 Mio. Euro einschließ-
lich des durch diese Runde ein-
geworbenen Kapitals bewertet 
worden sein.
• Keine Obergrenze, damit Über-
schneidungen mit Konzept des 
Bundes möglich; aber keine 
Stabilisierung aus BayernFonds, 
wenn Unternehmen bereits Hil-
fe vom Bund aus dem Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds er-
hält oder vom Bund aus beihil-
ferechtlichen Gründen keine 
Stabilisierungsmaßnahme nach 
dem Stabilisierungsfondsgesetz 
erhalten hat.
• Einhaltung beihilferechtlicher
Vorgaben bei Konditionen und
Auflagen der Maßnahmen
• Der BayernFonds erhält ein
Volumen von insgesamt 60 Mrd.
Euro (Ermächtigung zur Kredit-
aufnahme von 20 Mrd. Euro und
zusätzlichem Garantie- bzw.

Bürgschaftsrahmen von 40 Mrd. 
Euro). Er wird in gemeinsamer 
Zuständigkeit von Finanz- und 
Wirtschaftsministerium umge-
setzt.
• Errichtung einer Bayerischen
Finanzagentur GmbH zur Ver-
waltung des Sondervermögens 
des BayernFonds. Die Errichtung 
soll unter Einbeziehung vorhan- 
dener Strukturen erfolgen und 
so eine schnelle Einsatzfähigkeit 
des BayernFonds ermöglichen.
• Verschärfung des Investi-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Landkreistag:

Nüchternheit in der Krise
Der Deutsche Landkreistag ruft die Bevölkerung auf, mit Blick auf 
die Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus weiterhin Ge-
duld zu haben. „Noch müssen wir durchhalten“, erklärte Präsi-
dent Landrat Reinhard Sager. Umso mehr müsse die Politik in der 
Zeit bis dahin an Ausstiegszenarien arbeiten mit dem Ziel, abseh-
bar stufenweise wieder zur Normalität zurückzukehren.

Die drängenden Fragen be-
träfen die Kapazitäten des Ge-
sundheitssystems, die Beschaf-
fung von Schutzausrüstung für 
den medizinischen Bereich und 
möglichst viele Masken. Parallel 
müsse die Politik eine Vorstel-
lung davon entwickeln, wie es 
gelingen könne, den wirtschaft-
lichen und alltäglichen Stillstand 
zu überwinden, natürlich oh-
ne unverantwortliche Risiken 
für die Gesundheit der Bevöl-
kerung einzugehen. „Der Schutz 
der Bevölkerung ist eine Selbst-
verständlichkeit, so dass an un-
serer bisherigen Strategie zur 
Eindämmung des Virus und da-
mit zur Steuerung der Belastung 
der Krankenhäuser nicht zu rüt-
teln ist. Dieses Vorgehen geht 
bislang gut auf, was die Zahlen 
der Neuinfektionen belegen“, 
betonte Sager.

Lockerungsvarianten

Es müsse über mögliche Va-
rianten zur Lockerung der Ver-
haltensregeln nachgedacht wer-
den: „Diese Diskussion soll-
ten wir nicht im Schwarz-Weiß-
Schema führen und ganz ohne 
Alarmismus. Nüchternheit ist 
das Gebot der Stunde, denn un-
ser Umgang mit der Krise ist bis 

zum heutigen Tage auch welt-
weit gesehen äußerst erfolg-
reich“, stellte der DLT-Präsident 
fest. Daher könnten beispiels-
weise digitale Eindämmungs-
maßnahmen wie etwa Han-
dy-Apps zur Nachverfolgung 
von Infizierten-Kontakten oder 
die sukzessive Wiederöffnung 
von Schulen und Kitas überle-
genswerte Schritte sein, um zu 
mehr Freiheit zu gelangen bei 
gleichzeitiger Kontrolle des In-
fektionsgeschehens.

Erhebliche Auswirkungen 
für die Wirtschaft

Der Shutdown führe zu er-
heblichen Auswirkungen in der 
Wirtschaft. Trotz Stützungen 
der verschiedensten Art werde 
es Firmenpleiten und auch ei-
nen Anstieg der Arbeitslosen-
zahlen geben. „Deshalb ist es 
so wünschenswert wie notwen-
dig, die Wirtschaft zumindest 
schrittweise wieder in Gang zu 
bringen. Das wird nicht Knall auf 
Fall passieren können, aber mit 
einer differenzierten Betrach-
tung und bei Einhaltung von 
Schutzabständen müssen Pro-
duktion, Verarbeitung, Handel 
und Dienstleistungen wieder er-
möglicht werden.“

Auch mit Blick auf die Kom-
munalfinanzen sei die Lage zwar 
ernst, lasse sich aber von Bund 
und Ländern durch umgehen-
de Sofortmaßnahmen im Griff 
behalten: „Wir brauchen ei-
ne Kompensation von Minder- 
einnahmen und Mehrausga-
ben in Höhe von 11,5 Mrd. Euro 
bis zum Mai. Passiert dies aller-
dings nicht, stehen Landkreise, 
Städte und Gemeinden in kurzer 
Zeit mit dem Rücken zur Wand. 
Rechtlich ausgeweitete Kredit-
aufnahmemöglichkeiten sind 
dagegen nichts als süßes Gift“, 
unterstrich der Verbandschef.

Mitte Mai würden erhebli-
che Rückzahlungen und Ausfälle 
von Steuereinnahmen drohen, 
die sich auch in den kommuna-
len Finanzen bemerkbar mach-
ten. Hinzu kämen Einnahmeaus-
fälle für Beiträge und Gebühren. 
Dennoch dürfe man nicht un-
verantwortlich von einer kom-
munalen Pleitewelle sprechen. 
Sager: „Die Menschen können 
sich auch in Krisenzeiten auf 
den Staat verlassen. Das ist un-
sere Botschaft. Und das betrifft 
alle Ebenen – gerade auch die 
Kommunen, die bei der Eindäm-
mung der Pandemie an vorders-
ter Front ihren Dienst leisten.“

Kühler Kopf  
und nüchterne Analyse

„Jedes Wort von Pleite ist 
falsch und zerstört Vertrauen 
in den Staat“, pflichtete DLT- 

(Fortsetzung auf Seite 4) 

Deutscher Städtetag:

Ruf nach kommunalem 
Rettungsschirm

Angesichts wegbrechender Steuereinnahmen infolge der Coro-
na-Krise hat der Deutsche Städtetag von Bund und Ländern einen 
„kommunalen Rettungsschirm“ gefordert. 

Firmen und Jobs zu schützen. 
Auch nach der Krise wünschten 
die Menschen, in Städten und 
Gemeinden zu leben, die ihren 
Bürgerinnen und Bürgern gute 
Leistungen der Daseinsvorsorge 
zur Verfügung stellen können.

Kommunale Einnahmen 
brechen stark ein

Jung zufolge brechen die kom-
munalen Einnahmen stark ein: 
aktuell bei der Gewerbesteuer, 
bald auch bei der Einkommen-
steuer. Hinzu kämen Rückgänge 
etwa bei den Kitabeiträgen, Ein-
nahmeverluste bei Bibliotheken, 
Schwimmbädern und Theatern. 
In der Krise seien zahlreiche Ver-
anstaltungen abgesagt worden, 
Theater hätten dicht gemacht.

Nach einer aktuellen Umfra-
ge des Deutschen Städtetages 
seien in allen befragten rund 
40 Städten bereits Anträge von 
Unternehmen eingegangen, die 
Gewerbesteuer zu stunden oder 
die Vorauszahlungen herabzu-
setzen. „Wir erwarten nach die-
sen Ergebnissen schon jetzt ein 
Minus beim Aufkommen der 

Gewerbesteuer um mehr als 
zehn Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr“, betonte der Leipziger 
Oberbürgermeister. „Und die-
ser Rückgang wird noch viel grö-
ßer werden. Denn das ist ledig-
lich eine Momentaufnahme kur-
ze Zeit nach dem starken He-
runterfahren des öffentlichen 
Lebens.“

Weitere Korrekturen

Noch nicht berücksichtigt sei-
en die Anträge, die bei den Fi-
nanzämtern derzeit bearbeitet 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Laut Verbandspräsident Burk-
hard Jung hatte die Bundesre-
gierung umfassende Hilfen für 
die Wirtschaft beschlossen, um 

Lesung gegen das Vergessen:

Bücher aus dem FeuerBücher aus dem Feuer
Am Sonntag, den 10. Mai 2020 von 12 bis 14.30 Uhr auf dem 

Münchner Odeonsplatz und ganztägig online
Seit vielen Jahren werden am 10. Mai öffentliche Lesungen aus 
den von den Nazis 1933 „verbrannten Büchern“ organisiert. 
Auch dieses Jahr planen die Initiatoren die Zentralveranstal-
tung am Münchner Odeonsplatz. Ob sie stattfinden kann, wird 
sich zeigen. Auf jeden Fall wird sie online abgehalten, versichert  
Initiator Gerhard Schmitt-Thiel. 
Die Lesenden, darunter Dieter Reiter, Claus von Wagner, Die-
ter Hanitzsch, André Hartmann, Anton Biebl, Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger, Michaela May, Gisela Schneeberger, Ricci 
Holt, Dr. Margit Riedel und Studierende der LMU, Peter Machac 
und Monika Strauch, zeichnen sich auf und verbreiten die Vi-
deos unter den Hashtags #keinvergessen und #10mai1933.
Außerdem werden alle Videos auf den Social-Media-Kanä-
len der Lesung gegen das Vergessen zu sehen sein (@lesung_ 
gegendasvergessen bei Instagram, @lesunggegendasvergessen 
bei Facebook). 
Schmitt-Thiels Vision: In ganz Deutschland lesen Menschen am 
10. Mai aus verbrannten Büchern und teilen ihre Lesung über
eigene Kanäle im Internet. Mitmachen ist also erlaubt! Näheres 
dazu hier: www.mohr-villa.de/gegenvergessen.  r

http://www.gemeindezeitung.de
http://www.mohr-villa.de/gegenvergessen
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ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Gerhard Forstmeier 
83567 Unterreit 

am 30.4.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Günther Öttinger 
63920 Großheubach 

am 16.2. 

Bürgermeister  
Karl Seitle 

86668 Karlshuld 
am 20.4.

Bürgermeister  
Max Schadenfroh 
94428 Eichendorf 

am 22.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  
Ilse Thanopoulos 

86519 Wiesenbach 
am 27.4.

Bürgermeister  
Ludwig Eder 

94439 Roßbach 
am 28.4.

Bürgermeister Reiner Pistner 
63825 Schöllkrippen 

am 30.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Matthias Jokisch 

83098 Brannenburg 
am 22.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Gisela Hofmann 

96167 Königsfeld 
am 17.4.

Oberbürgermeister 
Thomas Thumann 

92318 Neumarkt i. d. Opf. 
am 20.4.

Bürgermeister  
Werner Grünbauer 

82396 Pähl 
am 25.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Landrat Martin Sailer 

86150 Augsburg 
am 22.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Patrick Meyer 

95503 Hummeltal 
am 26.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Difu-Empfehlungen:

Wie Städte gesünder werden
Wie sollte eine gesundheitsfördernde und gleichzeitig nachhalti-
ge Stadt- und Quartiersentwicklung aussehen? Dieser Frage ging 
die am Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) angesiedelte „Ar-
beitsgruppe Gesundheitsfördernde Gemeinde- und Stadtent-
wicklung“ (AGGSE) nach. Deren Diskussionsergebnisse wurden 
nun als „Empfehlungen für eine gesundheitsfördernde und nach-
haltige Stadtentwicklung“ in Form von fünf Thesen veröffentlicht.

These 1: Der gesellschaftliche 
Wandel ist eine große Heraus-
forderung auf dem Weg zu einer 
gesundheitsfördernden Kommu- 
nalpolitik. Viele Menschen ent-
wickeln als Folge veränderter Le-
bens-, Arbeits- und Wohnbedin-
gungen neue, tragfähige Lebens-
muster. Doch dies gelingt längst 
nicht allen. Entsolidarisierung, 
soziale Ausgrenzung, Isolation 
und Gewalt sind Schlagworte für 
gesundheitsabträgliche Entwick-
lungen, die auch als Ausdruck ei-
ner tiefen sozialen Spaltung in-
terpretierbar ist.

In diesem Kontext kommt der 
Kommunalpolitik eine tragende 
Rolle bei der Gestaltung gesund-
heitsförderlicher Lebenswelten 
(Settings) zu, da sie als steuern-
der und planender Akteur im Zu-
ge der Daseinsvorsorge gesund-
heitsfördernde Prozesse anre-
gen und gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern entwi-
ckeln und umsetzen kann.

These 2: Wollen Städte ge-
sundheitsförderliche Lebensver- 
hältnisse schaffen, stehen soziale 
Gerechtigkeit, Umweltschutz und 
Partizipation im Fokus des Han-
delns. In deutschen Großstädten 
ist eine ansteigende Konzentrati-
on von Armut in einzelnen Stadt-
teilen zu beobachten. Durch die 
Aufwertung innerstädtischer 
Quartiere und steigende Mie-
ten werden Haushalte mit nied-
rigem Einkommen zunehmend 
gezwungen, in Stadtrandlagen 
auszuweichen (Gentrifizierung). 
Die räumliche Konzentration 
verstärkt die negativen Auswir-
kungen von Armut, so auch be-
zogen auf die gesundheitliche 
Lage der Bewohner. Vor allem 
durch wohnungspolitische Maß-
nahmen und eine verstärkte So-
zialraumorientierung als ver-
bindliche Grundlage für ressort- 
übergreifende Planungen sollte 
der sozialen Segregation entge-
gengewirkt werden.

In vielen Städten sind Men-
schen in einzelnen Quartieren 
und Wohnlagen Mehrfachbelas-
tungen durch ökologische und 
soziale Probleme ausgesetzt. 
Diese Belastungen können zu 
erheblichen gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen führen. Da-

her ist es eine wichtige Aufgabe 
der Kommunen, mehr Umwelt-
gerechtigkeit zu schaffen und 
Umwelt-/Klimaschutz, Gesund-
heitsförderung und soziale Ge-
rechtigkeit mit integrierten An-
sätzen zu verfolgen.

Zunehmende Urbanisierung  
sowie sich weiter verändernde 
Produktionsabläufe und Lebens-
stile gehen mit wachsenden 
Mobilitätsbewegungen einher. 
Städte müssen hierfür nachhal-
tige und inklusive Mobilitätssys-
teme schaffen, die den Umwelt-
verbund (Fußgänger, Radfahrer, 
ÖPNV) priorisieren, das Aufkom-
men des motorisierten Individu-
al- und Güterverkehrs reduzie-
ren und damit die Emission von 
Luftschadstoffen, Treibhausga-
sen und Lärm senken.

Wichtig sind auch der Erhalt 
und die Entwicklung urbaner 
Grün- und Freiräume als Orte 
der Bewegung, Erholung, Natur- 
erfahrung und sozialen Begeg-
nung. Solche Räume erfüllen 
für Städte zudem wesentliche 
bioklimatische und ökologische 
Funktionen. Und schließlich ge-
hört zu einer nachhaltigen ge-
sundheitsfördernden Stadtent-
wicklung, dass sich alle Men-
schen – unabhängig von ihrem 
Einkommens-, Bildungs- und So-
zialstatus – aktiv an Planungs- 
und Entscheidungsprozessen 
beteiligen können.

These 3: Gesundheitsfördern-
de Stadtentwicklung benötigt  
integrierte Leitbilder, Handlungs- 
ansätze und Strategien. Auch 
die Bereiche Stadtentwicklung 
und Stadtplanung, Umwelt und 
Grün, Verkehr und Mobilität sind 
gefragt, die örtlichen Lebensver-
hältnisse zu verbessern und da-
mit zur Gesundheit beizutragen. 
Hier werden übergreifende Stra-
tegien und Maßnahmen benö-
tigt, für die das Gesunde-Städ-
te-Netzwerk, das Städtebauför-
derprogramm Soziale Stadt so- 
wie die Strategie Umweltgerech-
tigkeit gute Beispiele sind.

These 4: Nachhaltige kom-
munale Gesundheitsförderung 
braucht eine hinreichende sozi-
ale, technische und grüne Infra-
struktur. Diese Infrastrukturen 
tragen dazu bei, dass alle Men-

schen in einer Kommune gesund 
und ökologisch verträglich le-
ben können. Die Kommunen ha-
ben hierbei einen eigenen gro-
ßen Gestaltungsspielraum. Da-
mit sie diesen Spielraum nutzen 
können, müssen die finanziel-
len Ressourcen der Kommunen 
dauerhaft und kontinuierlich ge-
stärkt werden.

Gesundheitseinrichtungen zur 
Diagnostik und Behandlung wie 
Krankenhausversorgung, ambu- 
lante Versorgung mit Ärztinnen 
und Ärzten sowie Therapie- und 
Pflegeangeboten gehören mit 
zur Daseinsvorsorge, bedürfen 
aber stärkerer Verzahnung z.B. 
durch Gesundheitszentren. Sie 
können auf der kommunalen 
Ebene wirkungsvoll durch den 
Aufbau und die Förderung von 
Selbsthilfestrukturen und sozial-
raumorientierte Vernetzung er-
gänzt werden.

These 5: Gesundheitsfördern-
de Politik in den Städten muss 
global denken, um im lokalen 
Handeln globalisierten Verhält-
nissen gerecht zu werden. Ge-
sundheitsfördernde Kommunal- 
politik darf jedoch keine „Kirch- 
turmpolitik“ sein. Globalisierte 
Herausforderungen finden ih-
ren Ausdruck in einer veränder-
ten globalen Verbreitung von le-
bensbedrohlichen Infektionen 
sowie im weltweiten Klimawan-
del und seinen Folgen. Die Städ-
te sollten sich künftig in globa-
len Bündnissen für eine nach-
haltige Politik der Gesundheits-
förderung einsetzen.  DK

Was können kommunale Amts- und Man-
datsträgerinnen und Mandatsträger unter-
nehmen, wenn man sie in sozialen Netzwer-
ken mit Hassbotschaften überzieht? Wer hilft 
ihnen bei Bedrohungen? Was schützt vor kör-
perlichen Angriffen? Welche Sicherheitsvor-
kehrungen sind zu Hause sinnvoll, welche 
unterwegs? Wo gibt es Unterstützung, wer 
berät? Zu diesen und weiteren Fragen hat das 
Nationale Zentrum für Kriminalprävention 
mit Unterstützung der kommunalen Spitzen-
verbände eine Broschüre zum Umgang mit 
Bedrohungen und Hass erarbeitet, die jetzt 
veröffentlicht worden ist. 

Der Präsident des Deutschen Städtetages, 
Oberbürgermeister Burkhard Jung (Leipzig), 
erklärt: „Immer mehr Menschen, die sich kom-
munalpolitisch engagieren oder in den Stadt-
verwaltungen arbeiten, werden bedroht, mit 
Hass überzogen oder sogar tätlich angegriffen. 
Das ist nicht hinnehmbar. Politischer Streit, 
auch hart in der Sache, ist in einer Demokra-
tie notwendig. Aber wir müssen respektvoll 
miteinander umgehen. Wer Menschen an-
greift, die sich für unser Gemeinwesen einset-
zen, greift immer auch unsere freiheitliche und 
demokratische Gesellschaft an. Die Publikati-
on zeigt Mandatsträgerinnen und Mandatsträ-
gern, aber auch öffentlich Bediensteten kon-
krete Hilfemöglichkeiten und Handlungsoptio-
nen. Sie alle leisten einen wichtigen Beitrag für 
unsere Demokratie und verdienen Schutz und 
Unterstützung.“ 

Der Präsident des Deutschen Landkreis-
tages, Landrat Reinhard Sager (Kreis Osthol-
stein), betont: „Landrätinnen und Landräte, 
ehrenamtliche Mitglieder der Kreistage, Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in den Sozial- und 
Jugendämtern, den Ausländerbehörden, den 
Veterinärämtern und anderen Stellen in der 

Verwaltung werden immer öfter Opfer von Be-
leidigungen, Drohungen und auch tätlicher Ge-
walt. Derartige Attacken sind unerträglich und 
müssen mit rechtsstaatlichem Instrumentari-
um konsequent geahndet werden. Auch müs-
sen wir im täglichen Miteinander immer wie-
der deutlich machen, dass wir so etwas in un-
serer Gesellschaft keinesfalls dulden. Wir al-
le müssen uns in solchen Fällen schützend vor 
die Amtsträger und ihre Familien stellen.“ 

Der Präsident des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes und Erster Bürgermeister 
Dr. Uwe Brandl (Abensberg) sagt: „Die zuneh-
menden Beleidigungen, Bedrohungen und An-
griffe auf kommunale Amts- und Mandatsträ-
ger führen zu immer mehr Rücktritten oder 
Rückzugsentscheidungen. Die aktuelle Situati-
on schreckt schon Bewerberinnen und Bewer-
ber ab, die sich eigentlich für ihre Kommunen 
engagieren wollen. Deshalb ist es gut, dass der 
Gesetzgeber auf Bundesebene reagiert und 
auch Länder und Landespolizeibehörden aktiv 
werden. Notwendig zur Unterstützung der Be-
troffenen ist es aber auch, dass diese sich der 
Solidarität der Mehrheit der Gesellschaft si-
cher sein können.“

Dr. Andreas Armborst, Leiter des Nationa-
len Zentrums für Kriminalprävention, unter-
streicht: „Frustration und Wut werden in un-
serer Gesellschaft zunehmend deutlicher in 
Form von Beschimpfungen und Hetze offen 
zum Ausdruck gebracht und münden nicht 
selten in Bedrohungen, Aggression und Ge-
walt. Bisher gibt es noch wenig gesicherte Er-
kenntnisse darüber, wie man Hasskriminalität 
wirksam verhindert. Trotz dieser Wissenslü-
cken möchten wir Betroffene bestmöglich un-
terstützen und ihnen eine Zusammenstellung 
empfohlener Schutz- und Verhaltensmaßnah-
men an die Hand geben.“� r

Attacken gegen Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker:

Broschüre gibt Hinweise zum Umgang  
mit Bedrohungen und Hass  

Weg frei für konstituierende Sitzungen
Trotz Corona-Krise finden die konstituierenden Sitzungen der 
neuen Kreistage und Gemeinderäte statt. Die Vorgaben zum In-
fektionsschutz müssen dabei eingehalten und Öffentlichkeit 
könnte via Videostreaming gewährleitet werden.

Die konstituierenden Sitzun-
gen der neu gewählten Stadt- 
und Gemeinderäte müssen bis 
zum 14. Mai, die in den Kreis-
tagen bis zu vier Wochen nach 
dem 1. Mai stattfinden und 
können nicht verschoben wer-
den. Das hat Bayerns Innen- 
und Kommunalminister Joachim 
Herrmann mitgeteilt. Das fol-
ge nicht nur aus den Vorgaben 
der Gemeinde- und Landkreis-
ordnung. Es sei auch vor dem 
Hintergrund der andauernden  
Corona-Pandemie „unerlässlich, 
die Handlungsfähigkeit der kom-
munalen Ebenen aufrecht zu er-
halten“, heißt es zur Begrün-
dung im Schreiben des Innen-
ministeriums an Landratsämter, 
Gemeinden und Verwaltungs-
gemeinschaften. Dabei müsse 
auch die Öffentlichkeit gewähr-
leitet werden. „Je wichtiger Ent-
scheidungen, desto bedeutsa-
mer größtmögliche Transpa-
renz“. So könnten interessier-
te Bürgerinnen und Bürger auch 
via Video-Stream an den Sitzun-
gen als Zuschauer teilnehmen, 
wo dies vor Ort technisch einge-
richtet wird.

Landtag ändert Arbeitsweise

Damit könnten die Gemein-
den dem Vorgehen des Bayeri-
schen Landtags folgen. Um die 
Arbeitsfähigkeit des Landtags 
auch in Zeiten der Corona-Kri-
se sicherzustellen, hat der Ver-
fassungsausschuss Anfang Ap-
ril einstimmig für eine Ände-
rung der Geschäftsordnung ge-
stimmt. Der Antrag war im 
Vorfeld der Sitzung von allen 
parlamentarischen Geschäfts-
führern der Fraktionen verein-
bart worden. Konkret wird die 
Öffentlichkeit von Plenardebat-
ten und Ausschusssitzungen 
auch durch elektronische Über-
tragungen ermöglicht. Aus-
schusssitzungen können kom-
plett oder teilweise per Video-
konferenz stattfinden. Zudem 

wird in allen Ausschüssen nur 
noch mit insgesamt elf Mitglie-
dern getagt. Der Antrag soll im 
Plenum des Landtags am 23. Ap-
ril 2020 beschlossen werden.

Chancen der Digitalisierung

Herrmann kündigte zudem an 
zu prüfen, wie digitale Lösungen 
für Gemeinderats- und Kreis-
tagsmitglieder in der Zukunft 
auch generell eingesetzt wer-
den können, ohne den Grund-
satz der Öffentlichkeit zu verlet-
zen. Nach den Wahlen vom 15. 

März kommen die neu gewähl-
ten Stadt- und Gemeinderäte 
sowie Kreistage im Mai zu ih-
ren konstituierenden Sitzungen 
zusammen, um erste Weichen-
stellungen zu treffen. Neben der 
Wahl der weiteren Bürgermeis-
ter und stellvertretenden Land-
räte gehört dazu auch die Ent-
scheidung, welche Aufgaben 
während der Corona-Krise auf 
Ausschüsse übertragen werden, 
um Sitzungen des Gesamtgremi-
ums in nächster Zeit reduzieren 
zu können.

Sitzungen in Sporthallen

Generell gilt, dass die bis zum 
19. April bestehende Ausgangs-
beschränkung, über deren Ver-

längerung noch nicht entschie-
den ist, eine Teilnahme an öf-
fentlichen Sitzungen kommuna-
ler Gremien nicht ausschließen 
würde. Für die Sitzungen müs-
sen Teilnehmer die Empfehlun-
gen des Robert Koch-Instituts 
genau beachten. Das gilt vor al-
lem für die Einhaltung des Min-
destabstandes. Das kann dazu 
führen, dass die Zahl der Zuhö-
rerplätze im Vergleich zu nor-
malen Zeiten deutlich reduziert 
werden muss. „Die Kommunen 
sollten deshalb auf alle Fälle für 
ihre Sitzungen größere Räume 
wie zum Beispiel Sporthallen 
in Erwägung ziehen“, so Herr-
mann.  red

SPD fordert Kopfpauschale 
Massive Steuerausfälle werden für viele Kommunen in Bayern 
aus der Corona-Krise folgen. Die SPD appelliert daher in einer An-
frage an den Freistaat, die Kommunen in der Krise finanziell zu 
unterstützen. Das geforderte Nothilfeprogramm für Städte, Ge-
meinden und Landkreise sieht u.a. eine einmalige kommunale 
Kopfpauschale in Höhe von 100 Euro pro Einwohner vor.

Die Gewerbesteuereinnah-
men im zweiten und dritten 
Quartal werden voraussichtlich 
im Vergleich zum Vorjahr bis zu 
50 Prozent einbrechen. Auf Jah-
ressicht rechnen Experten mit 
einem Gewerbesteuerrückgang 
zwischen 30 und 40 Prozent. 
Ebenso werden die Anteile an 
Einkommens- und Umsatzsteu-
er zurückgehen. 

Konjunkturpaket  
für Investitionen

Kommunen haben als öffent-
liche Arbeitgeber jedoch nicht 
die Möglichkeit, Kurzarbeit zu 
beantragen, obwohl etliche 
Einrichtungen (Kindergärten, 
Schwimmbäder, Museen etc.) 
geschlossen sind. Analog zu den 
Soforthilfen für Unternehmen 
fordert die SPD auch einen bay-
erischen Schutzschirm für Kom-
munen. Ein Element: ein Zu-
schuss in Höhe von 100 Euro pro 
Einwohner. 

Zudem fordert sie eine Garan-

tie des Staates, dass trotz der  
finanziellen Herausforderungen 
sämtliche Förderprogramme 
weiterlaufen. Zudem sollte ein 
umfassendes Konjunkturpaket 
für kommunale Investitionen 
vorbereitet werden, damit nach 
der Krise unmittelbar investiert 
werden kann. So müsse die Ge-
nehmigung der Erhöhung des 
Kassenkreditrahmens durch die 
Kommunalaufsicht unbürokra-
tisch und schnell für jede Ge-
meinde möglich sein. Die Kom-
munalaufsicht müsse dabei auf-
grund der Situation bei der Prü-
fung der Haushalte der Situation 
angemessen vorgehen. 

Liquiditätsausfälle bewältigen

Dadurch werde es den Kom-
munen ermöglicht, die Liquidi-
tätsausfälle aufgrund von Steu-
erstundungen und Steueraus-
fällen sowie Weiterbeschäfti-
gung der Mitarbeiterinnen- und 
Mitarbeiter vorübergehend zu 
bewältigen. Die Erhöhung der 

FAG-Mittel für Bedarfszuwei-
sungen soll nicht zulasten der 
Verbundmasse und damit der 
Schlüsselzuweisungen erfolgen.

Finanzausgleich

Doch die bayerische Staats-
regierung hält sich mit Zusagen 
bislang zurück. Auf eine entspre-
chende Anfrage des SPD-Kom-
munalexperten Klaus Adelt hin, 
verwies das Innenministerium 
auf den gegenwärtigen Finanz-
ausgleich. Die bayerischen Kom-
munen stünden im Bundesver-
gleich besser da als alle ande-
ren und alle staatlichen Ebenen 
müssten mit Steuerminderein-
nahmen klarkommen. „Die baye- 
rischen Kommunen leisten im 
Krisenmanagement gerade an 
vorderster Front Großartiges. 
Die Staatsregierung darf sie 
hier nicht ins offene Messer lau-
fen lassen“, kritisierte Adelt. 
„Die Gewerbesteuereinnahmen 
der Kommunen brechen weg 
und gleichzeitig sinken die Ein-
nahmen im ÖPNV und etwa 
bei städtischen Schwimmbä-
dern, Museen und Theatern fal-
len sie komplett weg.“ Für Adelt 
eine explosive Gemengelage, 
die zu einer Pleitewelle führe, 
wenn nichts unternommen wer-
de. „Viele Städte und Gemein-
den, die in der Haushaltskon-
solidierung stecken oder diese 
erst kürzlich überwunden ha-
ben, werden gleich wieder in 
der Schuldenspirale landen“, be-
fürchtete er. red
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zwei zentrale Themen ha-
ben die kommunalpolitische 
Familie in den zurückliegen-
den Wochen besonders be-
wegt: Die Kommunalwahlen 
2020 und insbesondere na-
türlich die weltweite Coro-
na-Pandemie. Letztere hatte 
sicherlich auch noch Einfluss 
auf die Wahlen, sie hat aber 
auch unser aller Leben ver-
ändert und wird auch in den 
nächsten Monaten den kom-
munalpolitischen Alltag domi-
nieren. Mehr denn je ist jetzt von uns allen ei-
ne verantwortungsvolle Politik gefragt!

Schon jetzt zeichnet sich ab, dass die wirt-
schaftliche Stärke Bayerns und die gute Haus-
haltslage der bayerischen Kommunen durch 
das Virus gefährdet sind. Jedoch war ein kon-

sequentes Handeln der Regierenden in die-
ser weltweiten Krisensituation notwendig 
und auch von der Bevölkerung erwartet wor-
den, was die hohe Akzeptanz der Maßnahmen 
zeigt. Die bereits eingeleiteten Maßnahmen 
für den Ausbau des Gesundheitssystems und 
zur Rettung der Wirtschaft sind sehr kosten-
intensiv und führen zu finanziellen Einschrän-
kungen in anderen Lebensbereichen. Dies gilt 
auch für die Kommunen, da davon auszugehen 
ist, dass insbesondere Gewerbe- und Einkom-
mensteuereinnahmen massiv wegbrechen 
werden. Hierfür wird langfristig eine finanziel-
le Entlastung der Kommunen durch Bund und 
Land nötig sein.

Die Menschen wollen in dieser Zeit insbe-
sondere, dass die Politik vor Ort ihrer Verant-
wortung für das Gesundheitssystem gerecht 
wird und dass staatliche wie auch kommu-
nale Gelder dort ausgegeben werden, wo sie 

dringend nötig sind. Man wird 
auch erst am Ende der Kri-
se bewerten können, welche 
Maßnahmen sich bewährt 
haben und welche eher nicht. 
Es ist immer leichter, die Re-
gierenden für Ihr Handeln zu 
kritisieren als selbst die Ge-
samtverantwortung inne zu 
haben. Unsere Verantwortli-
chen in Bund und Land leisten 
derzeit eine sehr gute Arbeit, 
um die Folgen der Coronakri-
se möglichst gering zu halten. 
Zudem haben wir eine starke 
Verwaltung, engagierte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbei-

ter in der Pflege sowie ein gut funktionieren-
des Netz aus Freiwilligen, die nun alle dazu bei-
tragen, dass wir die Krise möglichst gut meis-
tern. Allerdings müssen in einer Demokratie 
auch kritische Einwände möglich sein, wie 
mahnende Stimmen in Sorge um die Stabilität 
der staatlichen und kommunalen Haushalte 
oder um ein Wegbrechen vieler Wirtschafts-
zweige. Auch wenn oberste Priorität bei allem 
Handeln derzeit die Gesundheit der Menschen 
haben muss, dürfen diese Aspekte nicht ganz 
außer Acht gelassen werden, denn mit blin-
dem Aktionismus ist niemandem geholfen. Bei 
allen Entscheidungen müssen jetzt alle Belan-
ge sorgsam abgewogen werden.

Den Kritikern, die die Maßnahmen und Aus-
gaben im Rahmen der Coronakrise für überzo-
gen halten, möchte ich noch Folgendes mit auf 
den Weg geben: Die Erfahrungen aus der Co-
ronakrise werden für die Menschheit vielleicht 
noch von großer Bedeutung sein. Es ist nicht 
auszuschließen, dass eines Tages ein neues Vi-
rus mit vergleichbar weitreichenden Auswir-
kungen auftritt. Dann ist man sicherlich froh, 
wenn die Politik ihre Erfahrungswerte aus 
der derzeitigen Krise zur Bekämpfung einset-
zen kann. Zudem darf uns zuversichtlich stim-
men, dass der Zusammenhalt in unserer Ge-
sellschaft durch diese Krise gestärkt wird.

In diesem Sinne: Bleiben Sie gesund und der 
Kommunalpolitik treu. 

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Corona-Krise:  
Verantwortungsvolle 

Politik ist gefragt

Liebe Leserinnen
und Leser,

17. April 2020

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

ORH-Jahresbericht im Zeichen der Corona-Krise:

Jahrelanger Schuldenabbau 
zahlt sich aus

Die Corona-Krise fordert die uneingeschränkte Aufmerksamkeit 
aller staatlichen Organe. Deshalb legt der Bayerische Oberste 
Rechnungshof (ORH) dem Landtag heuer ein verkürztes Prüfungs-
ergebnis für das Haushaltsjahr 2018 vor. So kann das Parlament 
eine Entscheidung zur Entlastung der Staatsregierung treffen.

Insgesamt bescheinigt der 
ORH der Staatsregierung für 
2018 eine geordnete Haus-
halts- und Wirtschaftsführung. 
ORH-Präsident Christoph Hil-
lenbrand zufolge „ist ein knap-
per Bericht das Gebot der Stun-
de. Darin bin ich mit dem Vor-
sitzenden des Landtags-Haus-
haltsausschusses einig.“ Die 
Finanzierung der Maßnahmen 
zur Bewältigung der Corona-Kri-
se sieht der ORH als klaren Fall 
für die Aussetzung der Schul-
denbremse.

Kredite transparent  
veranschlagt

Der Bayerische Oberste Rech-
nungshof begrüßt, dass für die 
enormen neuen Schulden des 
Freistaates die Kredite im Haus-
haltsplan transparent veran-
schlagt werden und die Tilgung 
in einem angemessenen Zeit-
raum erfolgen soll. Nun zahlt 
sich der jahrelange Schuldenab-
bau für Bayern aus, auch wenn 
dessen Tempo zuletzt leider 
deutlich gebremst war. Zudem 
kann der Freistaat auf die gut 
gefüllte Haushaltssicherungs-
rücklage zurückgreifen. Dieser 
„Topf für Krisenzeiten“ war En-
de 2018 noch mit 10,1 Milliar-
den Euro gefüllt. Schon vor der 
Corona-Krise wurden davon 3,1 
Milliarden Euro für auf Dauer 
angelegte Ausgaben verplant. 
Bei den jetzt auf den Weg ge-
brachten Finanzhilfen kommt 
es wegen der sehr dynamischen 
Entwicklung mehr denn je auf 
schnelle und zielgenaue Wir-
kungen an; da sollte trotz aller 
Eile laufend beobachtet und ggf. 
nachgesteuert werden.

Mit dem aktuellen Jahresbe-
richt hat der ORH unter ande-
rem 14 Prüfungsergebnisse vor-
gelegt. Mit diesen wird sich der 
Landtag im Einzelnen beschäfti-
gen und dazu ggf. beschließen, 
welche Maßnahmen die Staats-
regierung einleiten soll. 

Bereinigt um Kreditaufnah-
men/-tilgungen, Rücklagenbe-
wegungen und Verrechnungen 
standen den Einnahmen von 
63.814 Mio. Euro (+ 6,5 %) Aus-
gaben von 59.589 Mio. Euro (+ 
4,9 %) gegenüber. Unter Berück-
sichtigung von haushaltstechni-
schen Verrechnungen wies der 
Haushalt einen positiven Finan-
zierungssaldo von 4.225 Mio. 
Euro aus.

Steigende Steuereinnahmen

Die Einnahmen aus Steuern 
und steuerähnlichen Abgaben 
sind 2018 um 4.037 auf 51.134 
Mio. Euro (+ 8,6 %) angestiegen. 
Die Einnahmen aus Steuern und 
steuerähnlichen Abgaben stel-
len mit 79,3 % im Jahr 2018 (Vor-
jahr: 79,1 %) den größten Anteil 
an den Einnahmen des Freistaa-
tes dar. Die Steigerung ist im 
Wesentlichen auf die höheren 
Einnahmen im Bereich der Ge-
meinschaftssteuern zurückzu-
führen. So stiegen allein die Ein-
nahmen aus der Lohnsteuer um 
1,0 auf 17,3?Mrd. Euro (+ 6,1 %).

Die Verwaltungseinnahmen 
stiegen 2018 um 982,3 Mio. Eu-
ro. Dies ist auf ungewöhnlich 
hohe Einnahmen beim Justiz-
ministerium aus zugunsten der 
Staatskasse eingezogenen Ver-
mögenswerten zurückzuführen. 
Insgesamt gingen die Verwal-
tungs- und weiteren Einnahmen 
leicht zurück. Dies ist insbeson-
dere darauf zurückzuführen, 
dass 2018 keine Kapitalrückzah-
lung der BayernLB erfolgte. 

Zu den Einnahmen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit zählen 
auch die Gewinne aus Unter-
nehmen und Beteiligungen. Ob-
wohl die Einnahmen aus der 
Gewinnablieferung der Bayeri-
schen Staatsforsten um 16 auf 
350 Mio. Euro stiegen, sanken 
2018 die Gewinne aus Unter-
nehmen und Beteiligungen um 
10,7 %. Grund hierfür war insbe-
sondere der Rückgang der aus 
der Beteiligung an der BayernLB 
erzielten Einnahmen aus Zinsen 
und Dividenden auf 72,9 Mio. 
Euro (- 44,1 Mio. Euro).

Die Einnahmen aus Zuweisun-
gen und Zuschüssen mit Aus-
nahme für Investitionen sanken 
im Vergleich zu 2018 insgesamt 
um 193 auf 6.822 Mio. Euro  
(- 2,8%). Die Einnahmen aus 
Schuldenaufnahmen, aus Zu-
weisungen und Zuschüssen für 
Investitionen sowie besondere 
Finanzierungseinnahmen stie-
gen im Vergleich zu 2018 insge-
samt um 1.108 auf 2.285 Mio. 
Euro (+ 94,2 %).

2018 wurden für Zuweisun-
gen und Zuschüsse mit Aus-
nahme für Investitionen 25.862 
Mio. Euro verausgabt. Dies wa-
ren 1.363 Mio. Euro (+ 5,6 %) 
mehr als im Vorjahr. Der größ-
te Einzelposten ist regelmäßig 
die Zahlung Bayerns in den Län-
derfinanzausgleich. 2018 betrug 
diese 6.634 Mio. Euro. Die Zah-
lungen sind gegenüber 2017 um 
523,8 Mio. Euro gestiegen. Dies 
ist im Wesentlichen auf die ge-
stiegenen Steuereinnahmen zu-
rückzuführen. Der bayerische 
Anteil belief sich 2018 auf 58,3 % 
(Vorjahr: 52,6 %) des gesamten 
Ausgleichsvolumens.

Steigende FAG-Ausgaben

Auch 2018 waren die steigen-
den Ausgaben beim Kommuna-
len Finanzausgleich für den An-
stieg der Zuweisungen und Zu-
schüsse verantwortlich. Diese 
Leistungen sind größtenteils von 
der Entwicklung der Steuerein-
nahmen abhängig. Aufgrund der 
deutlich höheren Steuereinnah-
men erhöhten sich die Zuweisun-
gen an die Kommunen insgesamt 
um 455 Mio. Euro (+6,6 %; Vor-
jahr: + 3,3 %) auf 7.347 Mio. Euro.

Nach dem Bayerischen Lan-
despflegegeldgesetz erhält je-
der Pflegebedürftige mit Haupt-
wohnsitz in Bayern ab dem Pfle-
gegrad 2 eine jährliche Einmal-
zahlung in Höhe von 1.000 Euro. 
Mit dem 2. NHG (Nachtrags-
haushaltsgesetz) 2018 wurden 
die entsprechenden Haushalts-
mittel bereitgestellt. 2018 wur-
den hierfür erstmalig 254 Mio. 
Euro verausgabt.

Die Ausgaben für das Baye-
rische Betreuungsgeld gingen 
2018 um 45,5 auf 177 Mio. Euro 
zurück. Das Betreuungsgeld wur- 
de zum 01.09.2018 durch das 
Bayerische Familiengeld abge-
löst. Die Ausgaben hierfür belie-
fen sich 2018 auf 189 Mio. Euro.

Die Zuschüsse und Zuweisun-
gen im Bereich des Schienen-
personennahverkehrs sind um 
65 auf 1.131 Mio. Euro ange-
stiegen. Davon entfiel der Groß-
teil auf die vom Freistaat an die 
Verkehrsunternehmen zu leis-
tenden Bestellerentgelte (1.105 
Mio. Euro; + 68 Mio. Euro).

Für die Förderung von Kin-
dertageseinrichtungen und Ta-
gespflege sowie für die Beitrags-
entlastung der Eltern wurden 
1.875 Mio. Euro (Vorjahr: 1.848 
Mio. Euro) verausgabt. Die Stei-
gerung um 27 Mio. Euro betraf 
im Wesentlichen die laufende 

Betriebskostenförderung. Die 
Zuschüsse und Zuweisungen für 
einen bedarfsgerechten Ausbau 
von Ganztagsangeboten in allen 
Schularten stiegen 2018 um 21 
auf insgesamt 243 Mio. Euro.

Die Ausgaben für Investitio-
nen wuchsen 2018 gegenüber 
dem Vorjahr um 691,5 auf 6.603 
Mio. Euro an. Die Investitions-
quote betrug 11,1 %. Bei den 
Ausgaben für Baumaßnahmen 
wurde rund die Hälfte der Aus-
gaben für Große Baumaßnah-
men (828 Mio. Euro) veraus-
gabt. Für den staatlichen Stra-
ßen- und Brückenbau wurden 
26,5 % (Vorjahr: 25,8 %) der Mit-
tel verausgabt.

Der Bestand der Rücklagen 
und Sondervermögen (ohne 
Grundstock) hat sich wie folgt 
entwickelt: Mit der Haushaltssi-
cherungs-, Kassenverstärkungs- 
und Bürgschaftssicherungsrück-
lage werden Risiken künftiger 
Haushalte und Bürgschaften ab-
gesichert. Aufgrund des posi-
tiven Verlaufs der Einnahmen 
konnten der Rücklage per Saldo 
1.825 Mio. Euro zugeführt wer-
den. Ihr Bestand belief sich zum 
31.12.2018 auf 10 Mrd. Euro.

Die Rücklage „Zukunft Bay-
ern 2020“ sichert die Finanzie-
rung des gleichnamigen Pro-
grammpakets. Dieses umfass-
te ursprünglich 1,7 Mrd. Euro 
aus Steuermehreinnahmen der 
Jahre 2007/2008 und betrifft im 
Wesentlichen Investitionen mit 
Schwerpunkten in den Berei-
chen Kinderbetreuung, Bildung, 
Arbeit sowie Klimaschutz. 2018 
wurden für diese Zwecke 9,7 
Mio. Euro aus der Rücklage ent-
nommen.

Zukunftsprogramme

Privatisierungserlöse dürfen 
nur für den Neuerwerb von 
Grundstockvermögen verwen-
det werden. Ein Teil dieser Pri-
vatisierungserlöse wurde im 
Rahmen der Zukunftsprogram-
me „Offensive Zukunft Bay-
ern“, „Bayern 2020 plus“, „Nord- 
und Ost-Bayern-Programm“ so-
wie „Strukturprogramm Nürn-
berg-Fürth“ grundstockkonform 
verwendet. Die für diese Maß-
nahmen teilweise bereits im all-
gemeinen Haushalt eingeplan-
ten Mittel von 9,0 Mio. Euro 
wurden insofern nicht mehr be-
nötigt und der Sonderrücklage 
„ersparte Haushaltsmittel“ zu-
geführt.

2018 wurden 1,5 Mrd. Euro 
Schulden getilgt. Die Schulden 
am Kreditmarkt zum 31.12.2018 
lagen bei 15,9 Mrd. Euro. Die  
aufgeschobenen Anschlussfi- 
nanzierungen erhöhten sich 
um 0,9 Mrd. Euro. Werden die-
se in Anspruch genommen, kön-
nen sich die Schulden am Kre- 
ditmarkt auf 27,0 Mrd. Eu-
ro erhöhen. Bei diesen Schul-
den handelt es sich um Schuld-
scheindarlehen, Landesschatz- 
anweisungen und Kreditrah- 
menverträge. 2018 umfassten 
die Kreditrahmenverträge 755,0 
Mio. Euro. Diese werden nur bei 
Bedarf zur kurzfristigen Liqui- 
ditätsbeschaffung in Anspruch 
genommen. 2018 war dies infol-
ge der guten Liquidität nur sehr 
selten und nur in geringer Höhe 
notwendig.

Wie bereits im Vorjahr hat das 
Finanzministerium keine zinsre-
levanten Darlehen aufgenom-
men, da alle fälligen Anschluss-
finanzierungen mit Ausnahme 
der Kreditrahmenverträge und 
Aussetzungsfloater aufgescho-
ben wurden. Der ORH stuft das 
Schuldenportfolio des Freistaa-
tes aufgrund seiner konserva-
tiven und langfristigen Struktur 
als risikoarm gegenüber Zinsän-
derungen ein.  DK

Unser Soziales Bayern:

Solidarität im Schulterschluss  
mit vielen Akteuren

Sozialministerin Trautner: Initiative ist in der Corona-Krise  
ein wertvoller Stabilitätsanker für unsere Gesellschaft

Bayerns Sozialministern Carolina Trautner zeigt sich erfreut, dass 
in der aktuellen Situation viele Akteure im Sozialen Bayern an ei-
nem Strang ziehen: „Wir haben die Sorgen und Ängste der Men-
schen sehr ernst genommen und von Anfang an im Schulterschluss 
mit den Kommunalen Spitzenverbänden und den Wohlfahrtsver-
bänden auf verschiedenen Ebenen entsprechend agiert.“ 

„Unsere Initiative für Senio-
rinnen und Senioren hat gro-
ßen Anklang in den Kommunen 
gefunden und wird von zahl-
reichen Ehrenamtlichen unter-
stützt. Wir haben uns im Bund 
mit Erfolg dafür eingesetzt, dass 
es einen Rettungsschirm für so-
ziale Einrichtungen gibt. Zusätz-
lich haben wir im Kabinett be-
schlossen, dass auch weitere 
soziale Träger Anspruch auf die 
unbürokratischen Soforthilfen 
haben. Wir haben die Jugend- 
und Familienhilfe sowie die 
Frauenhäuser gestärkt. Die Initi-
ative „Unser Soziales Bayern“ ist 
in der Corona-Krise ein wertvol-
ler Anker an Stabilität für unse-
re Gesellschaft“, erklärte die Mi-
nisterin. 

Kommunen koordinieren  
ehrenamtliches Engagement

Landkreise und kreisfreie 
Städte werden mit insgesamt 
sieben Mio. Euro unterstützt, 
um ehrenamtliches Engagement 
zu koordinieren. 

Im Bund hat sich die Sozialmi-
nisterin erfolgreich dafür ein-
gesetzt, dass es einen Schutz-
schirm für soziale Einrichtun-
gen mit Zuschüssen von bis zu 
75 Prozent der üblichen monat-
lichen Leistungsentgelte gibt. 
Ergänzend hat am vergange-
nen Dienstag das bayerische Ka-
binett beschlossen, dass sozia-

le Einrichtungen und Träger, die 
nicht von dem bundesweiten 
Schutzschirm profitieren, unbü-
rokratische Soforthilfen erhal-
ten. Davon profitieren beispiels-
weise Vereine, Stiftungen oder 
gemeinnützige Träger mit bis zu 
250 Beschäftigten. 

Auf Forderung Bayerns hat 
der Bund einen Entschädigungs-
anspruch für erwerbstätige El-
tern eingeführt, wenn sie wegen 
der Betreuung ihrer Kinder nicht 
arbeiten können. So werden die 
Verdienstausfälle, die auf die 
Schließung bzw. Betretungsver-
bote von Schulen und Kinderbe-
treuungseinrichtungen zurück-
zuführen sind, grundsätzlich in 
Höhe von 67 Prozent des Ver-
dienstausfalls für bis zu sechs 
Wochen gezahlt. Davon profitie-
ren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sowie Selbstständi-
ge gleichermaßen.

Gewaltprävention  
in Familien

Ein besonderes Augenmerk 
liegt auf der Hilfe für von Gewalt 
betroffene Frauen. Das ausge-
weitete telefonische Beratungs-
angebot wird zunehmend ge-
nutzt, es liegen bislang aber kei-
ne konkreten Hinweise auf eine 
vermehrte Inanspruchnahme 
von Frauenhäusern vor. Laut So-
zialministerin Trautner können 
derzeit freie, nicht genutzte Ein-

richtungen vor Ort in Absprache 
zwischen den Kommunen und 
dem jeweiligen Träger als mög-
liche Ausweichunterkünfte ver-
wendet werden. 

Zur Förderung der Gewaltprä-
vention in Familien unterstützt 
das Sozialministerium kurzfristig 
die AETAS Kinderstiftung für den 
Aufbau einer Kinder-Krisen-Inter-
vention und einer Telefonhotline 
mit rund 135.000 Euro. Außer-
dem bietet das Ministerium auf 
seiner Homepage relevante In-
formationen und Handreichun-
gen für Familien und pädagogi-
sche Fachkräfte. 

Menschen mit Behinderung 
sind in diesen Zeiten besonders 
gefordert und werden vom Sozi-
alministerium mit vielfältigen In-
formationen versorgt, die Ori-
entierung und Hilfestellung für 
sie und ihr soziales Umfeld bein-
halten. Da Menschen mit Behin-
derung derzeit keine Möglich-
keit haben in den Werkstätten 
zu arbeiten, hat Sozialministerin 
Trautner die Challenge „Werk-
stätte goes Homeoffice“ ausge-
rufen. 

Die Notbetreuung in Kinder-
tageseinrichtungen und der Ta-
gespflege funktioniert weiter-
hin zuverlässig und ist an den 
Werktagen in den Osterferien 
sichergestellt. Beschäftigte in 
den systemrelevanten Berufen 
wie dem Gesundheitswesen sol-
len durch das Angebot entlas-
tet werden. Darüber hinaus un-
terstützt der Freistaat die Eltern 
weiterhin mit zahlreichen fami-
lienpolitischen Leistungen wie 
Krippengeld, Familiengeld und 
Beitragszuschuss für die Kinder-
gartenzeit. Zudem erhalten alle 
Träger trotz der Betretungsver-
bote grundsätzlich weiterhin die 
volle Betriebskostenförderung.

Die Stiftung Obdachlosenhil-
fe unterstützt kurzfristig Pro-
jekte zur Corona-Hilfe mit bis zu 
50.000 Euro.  r
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tionsprüfungsrechts im Außen-
wirtschaftsrecht zum Schutz 
vor einem Ausverkauf sensibler/ 
systemrelevanter Unternehmen 
durch unionsfremde Investoren.
Die Bundesregierung wird in 
diesem Zusammenhang darum 
gebeten, die schon im vergan-
genen Jahr in die Wege geleite-
te dauerhafte Verschärfung des 
deutschen Außenwirtschafts-
rechts, mit der zum einen zwin-
gende Vorgaben der EU umge-
setzt und zum anderen die neu 
von der EU eingeräumten Hand-
lungsspielräume genutzt wer-
den sollen, zügig abzuschließen. 

Meldepflicht und Prüfrecht

Darüber hinaus müssten 
schnellstmöglich und zeitlich 
befristet für alle Branchen eine 
Meldepflicht und ein Prüfrecht 
für einen Eintritt des Bundes 
oder eines Bundeslandes ab ei-
ner Beteiligung in Höhe von zehn 
Prozent geschaffen werden, um 
Transparenz über drohende 
Übernahmen herzustellen.

Beschlossen hat die Bayerische 
Staatsregierung zudem eine An-
passung der Förderhöchstsum-
men im Soforthilfeprogramm 
Corona (von derzeit 15.000 Eu-
ro auf 30.000 Euro für Unter-
nehmen bis zu 50 Mitarbeitern 
und von derzeit 30.000 Euro auf 
50.000 Euro für Unternehmen 
bis zu 250 Mitarbeitern).

Richtlinien werden angepasst

Das Wirtschaftsministerium 
wird außerdem die Richtlinien 
des bayerischen Programms mit 
Blick auf die Definition des Liqui-
ditätsengpasses an die Regelun-
gen des Bundesprogramms an-
passen, um im Verwaltungsvoll-
zug einen Gleichlauf der beiden 
Programme zu gewährleisten.

Von der Verbesserung pro-
fitieren zum einen Unterneh-
men der Landwirtschaft und der 
landwirtschaftlichen Primärer-
zeugung wie etwa Gärtnereien 
sowie zum anderen wirtschaft-
lich tätige Körperschaften des 
Non-Profit-Sektors. Das trifft 
beispielsweise auf Vereine, Stif-
tungen oder gemeinnützige Gm-
bHs als Träger von Schullandhei-
men, Jugendherbergen und Bil-
dungseinrichtungen zu. 

Daneben gilt das Programm, 
das insgesamt Mittel in Hö-
he von fünf Mrd. Euro umfasst, 
weiterhin unverändert für Un-
ternehmen, die wirtschaftlich 
und damit am Markt tätig sind.

Die Versorgung mit kurzfris-
tiger Liquidität kann für Un-
ternehmen in der Krise exis-
tenzentscheidend sein. Um 
schnell helfen zu können, hat 
die LfA-Förderbank Bayern be-
reits Darlehensprogramme zur 
Bewältigung der Corona-Kri-
se aufgelegt. Nach einer Än-
derung der beihilferechtlichen 
Vorgaben der EU wird das An-
gebot der LfA nun noch um ein 

neues Darlehensprodukt mit ei-
ner 100-prozentigen Haftungs-
freistellung für Kleinunterneh-
mer bis 10 Mitarbeiter ergänzt.

Unternehmen bis 5 Mitarbei-
ter können dabei Darlehen bis 
zu 50.000 Euro erhalten, Unter-
nehmen bis 10 Mitarbeiter bis zu 
100.000 Euro. Die notwendige 
Risikoentlastung der LfA in Hö-
he von bis zu insgesamt 12 Mrd. 
Euro soll durch entsprechende 
Rückbürgschaftsermächtigun-
gen im Rahmen der parlamenta-
rischen Behandlung des zweiten 
Nachtragshaushalts 2019/2020 
berücksichtigt werden.

Stichwort Gesundheit  
und Soziales 

Die Bayerische Staatsregie-
rung hält die konsequente Fort-
führung der Eindämmungs-Stra-
tegie für wichtig, um die Aus-
breitung von Coronavirus-Infek- 
tionen im Freistaat zu verlang-
samen. In diesem Zusammen-
hang sollen in allen Landkreisen 
Contact Tracing Teams für die 
Ermittlung, Aufklärung und Be- 
gleitung von Kontaktpersonen 
bestätigter COVID-19-Patienten 
eingesetzt werden. Der hierfür 
bei den Gesundheitsämtern zu-
sätzlich erforderliche Personal-
bedarf von rund 3.000 Mitarbei-
tern wird durch Abordnungen 
aus anderen Ressorts gedeckt. 
Außerdem werden die Gesund-
heitsämter durch Polizeibeamte 
unterstützt. Das Gesundheitsmi-
nisterium kümmert sich beson-
ders um die Gewinnung von me-
dizinischem Fachpersonal.

Kostenfreie Verpflegung

Seit dem 1. April stellt der Frei-
staat Bayern eine kostenfreie 
Verpflegung für alle Bedienste-
ten bayerischer Krankenhäuser, 
Universitätsklinika, Rehabilita-
tionskliniken sowie Alten-, Pfle-
ge- und Behinderteneinrichtun-
gen sicher. Er übernimmt dabei 
die Kosten für die Verpflegung 
der Bediensteten durch Kanti-
nen und, für den Fall, dass Ein-
richtungen keine Verpflegungs-
möglichkeit vorhalten können, 
übliche und angemessene Kos-
ten für externe Bewirtung, etwa 
durch Catering. Die Erstattung 
wird auf Antrag der jeweiligen 
Einrichtung erfolgen. Die Finan-
zierung erfolgt aus dem Sonder-
fonds Corona-Pandemie. Mit 
der Abwicklung des Programms 
wird das Landesamt für Finan-
zen beauftragt.

Pflegekräfte in Krankenhäu-
sern, Rehabilitationskliniken, Al-
ten-, Pflege- und Behinderten-
einrichtungen sowie ambulanten 
Pflegediensten und Notfallsani-
täter und Rettungsassistenten 
leisten Enormes bei der Bewälti-
gung der Corona-Pandemie. Sie 
halten die wichtige Gesundheits-
versorgung am Laufen und sind 
trotz aller Vorkehrungen einem 
zusätzlichen Infektionsrisiko aus- 
gesetzt. Die Staatsregierung wird 
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Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. 
Hans-Günter Henneke bei. Land-
kreise und Gemeinden könnten 
nicht pleitegehen. „Wir brau-
chen einen kühlen Kopf und ei-
ne nüchterne Analyse der kom-
munalen Mindereinnahmen und 
Mehrkosten.“ Aufgeregtheit sei 
fehl am Platze. Landkreise, Städ-
te und Gemeinden bräuchten 
schnell konkrete und verläss-
liche Hilfe. Die wichtigste Bot-
schaft laute: Gerade die Kom-
munen und ihre Einrichtungen, 
zu denen insbesondere auch die 
Sparkassen zählten, müssten 
in der Krise ein Stabilitätsanker 
sein. Wenn Krisenzeiten gemein-
hin als „Zeit in der Exekutive“ 
gelten würden, meine das in ers-
ter Linie die kommunale Selbst-
verwaltung. „Gerade durch sie 
zeigt der Staat sein Gesicht“.

Henneke rechnete vor: Die 
Kommunen hätten mit Steuer-
ausfällen von etwa 12 Mrd. Eu-
ro und SGB II-Mehrausgaben in 
Höhe von etwa 2 Mrd. Euro zu 
rechnen. Hinzu würden weitere 
Mehrausgaben bzw. Minderein-
nahmen treten, so dass gegen-
über den bisherigen Annahmen 
ca. 16 Mrd. Euro fehlten. 

Deshalb erwarte der Deut-
sche Landkreistag vom Bund, 
dass die finanziellen Mehrbelas-
tungen der kommunalen Ebe-
ne durch das SGB II und weite-

Appell des Ministerpräsidenten:

Vorsicht und Umsicht!
Ministerpräsident Markus Söder bittet die Menschen in Bay-
ern weiter um Geduld bei der Bewältigung der Corona-Kri-
se. In seiner Osteransprache wies er darauf hin, dass es auch 
nach den Osterferien nicht einfach so weitergehen könne 
wie vorher.

„Wer zu früh lockert, riskiert einen Rückfall“, warnte Söder. 
Solange es keinen Impfstoff oder keine Medikamente gebe, 
seien Vorsicht und Umsicht geboten. Es werde ständig abge-
wogen, ob all die Einschränkungen noch angemessen und ver-
hältnismäßig sind.

Trotz allem gab sich Söder zuversichtlich. „Unsere Exper-
ten sagen: Wir bekommen Corona langsam unter Kontrolle.“ 
Mehr als 50.000 zusätzliche Neuinfektionen seien verhindert 
worden. Trotzdem gebe es viele Todesfälle, von denen jeder 
einzelne schmerze.

Die Corona-Krise hat die Menschen aus Sicht des Minister-
präsidenten zusammengeschweißt: „Der Zusammenhalt ist 
größer geworden und viele Menschen wachsen über sich hin-
aus.“ Die Bayern erlebten jeden Tag „großartiges Engagement 
und Nächstenliebe“.  DK
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werden. „Und in den nächsten 
Wochen werden weitere Stun-
dungen und Korrekturen bei 
den Vorauszahlungen der Ge-
werbesteuer erwartet.“

Eine weitere Umfrage des 
Städtetages bei rund 200 Städ-
ten hat Jung zufolge ergeben, 
dass sich mehr als die Hälfte der 
Städte durch die Corona-Krise 
zu starken Einschränkungen bei 
der Haushaltsführung gezwun-
gen sieht. „Ein Viertel der be-
fragten Städte plant Haushalts-
sperren oder hat diese bereits 
beschlossen. Noch mehr Städte 
ergreifen andere Maßnahmen 
der Haushaltsbewirtschaftung. 
So werden Ausgaben, die bisher 
geplant und beschlossen waren, 
stark beschränkt.“

Steigende Ausgaben

Auf der anderen Seite stiegen 
die Ausgaben der Kommunen 
bundesweit durch die unmittel-
bar nötige Krisenbewältigung, 
etwa in den Gesundheitsäm-
tern, so Jung. In Kürze werde es 
zudem bei den Sozialausgaben 
deutliche Anstiege geben, allein 
bei den Kosten der Unterkunft 
für Empfänger der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende wür-
den die Kommunen mindestens 
zwei Milliarden Euro zusätzlich 
tragen müssen. „Die Städte un-
terstützen außerdem viele Un-
ternehmen vor Ort sowie ei-
ne Vielzahl von privat getrage-
nen Einrichtungen und Vereinen 
mit eigenen Maßnahmen und 
Mitteln. Wir wollen so verhin-
dern, dass für die Stadtgesell-
schaft wichtige Strukturen weg-
brechen.“

Für struktur- und finanzschwa- 
che Städte verschärfe sich die 
ohnehin schon kritische Situa-

Aspekte der...

ihnen deshalb als Zeichen der An-
erkennung für dieses außerge-
wöhnliche Engagement in Bayern 
eine einmalige Sonderzahlung 
gewähren. Berechtigte, die regel-
mäßig mehr als 25 Stunden/Wo-
che arbeiten, erhalten 500 Euro, 
Berechtigte, die regelmäßig 25 
Stunden/Woche oder weniger 
arbeiten, erhalten 300 Euro.

Mit Hochdruck wird an der 
Beschaffung von Schutzausrüs-
tung, medizinischen Geräten 
und weiterem medizinischem 
Verbrauchsmaterial gearbeitet. 
Die Bayerische Staatsregierung 
wird dabei von vielen Akteuren 
auch aus der bayerischen Wirt-
schaft unterstützt. Die inter-
nationale Marktlage stellt die  
Beschaffung von Schutzausrüs-
tungen, Beatmungsgeräten und 
weiteren medizinischen Groß-
geräten (insbesondere CTs) je-
doch vor viele Herausforderun-
gen. So ist oft der Einsatz er-
heblicher finanzieller Mittel er-
forderlich und Aufträge werden 
oft nur mit hohen Vorauszah-
lungen angenommen. Ein re-
guläres Vergabeverfahren kann 
aufgrund der kurzen Zeitfenster 
der Angebote in der Regel nicht 
durchgeführt werden. 

Schlagkräftige  
Beschaffungsstruktur

Diese Herausforderungen 
erfordern eine schlagkräftige  
Beschaffungsstruktur und aus- 
reichend finanzielle Mittel. Das 
Gesundheitsministerium wird 
deshalb ermächtigt, zur Be-
kämpfung der Corona-Pande-
mie Beschaffungsaufträge für 
Schutzausrüstung und Ver-
brauchsmaterial bis zu 25 Mio. 
Euro netto sowie für Medizin-
geräte bis zu 50 Mio. Euro netto 
je Angebot zu vergeben. Gehen 
Angebote über diese Betrags-
grenzen hinaus, ist vor der Auf-
tragsvergabe die Zustimmung 
des Ministerrats oder im Eilfall 
des Katastrophenstabs Coro-
na-Pandemie einzuholen.  DK

tion zusätzlich. Laut Verband-
schef „waren ihre Haushalte 
häufig schon vor Corona durch 
strukturbedingte Altschulden 
schwer belastet. Sie werden 
weiterhin einen klaren Schul-
denschnitt brauchen, um nach 
der Krise wieder auf die Beine 
kommen zu können. Deshalb 
muss das Problem der kommu-
nalen Altschulden auf der Ta-
gesordnung bleiben und gelöst 
werden.“ In der Bundesregie-
rung lief bereits vor der Coro-
na-Krise eine Debatte über die 
Entlastung der Kommunen von 
Altschulden.

Neben den Kommunen gerie-
ten auch kommunale Unterneh-
men durch die Corona-Pande-
mie in finanzielle Schwierigkei-
ten, hob Jung hervor: „So sind 
beispielsweise Verkehrsbetrie-
be, Messen, Flughäfen, Veran-
staltungszentren, Häfen, Bäder, 
Zoologische Gärten und Kultur-
einrichtungen durch Einnahme-
ausfälle zum Teil in ihrer Existenz 
bedroht. Kommunale Unterneh-
men sollten deshalb unbedingt 
Zugang zu den Liquiditätshilfen 
und Darlehensprogrammen von 
Bund und Ländern bekommen, 
die für die Wirtschaft aufgelegt 
worden sind.“

Corona-Beschränkungen 
nicht zu früh lockern

Zudem halten es die deutschen 
Städte für angebracht, die Be-
schränkungen in der Corona-Kri-
se nicht zu früh zu lockern. Sie un-
terstützen diese Linie von Bund 
und Ländern. Der Bund wird auf-
gefordert, die flächendeckende 
Versorgung mit Beatmungsgerä-
ten, Schutzkleidung und Atem-
schutzmasken sicherzustellen. 
Die Städte plädieren für bundes-
weit einheitliche Handlungsstra-
tegien für Corona-Infektionen 
in Alten- und Pflegeeinrichtun-
gen. Auch gehen die Städte da-
von aus, dass durch das Kranken-
hausentlastungsgesetz des Bun-
des ein finanzieller Schutzschirm 
für weite Teile der stationären 
Gesundheitsversorgung nicht er-
reicht wird. 

Gesundheit hat  
höchste Priorität

„Auch wenn die Innenstädte 
im Moment fast leer sind und 
unseren Städten viel von ihrer 
Lebendigkeit fehlt: Die Gesund-
heit der Menschen muss jetzt 
höchste Priorität haben“, stellte 
Burkhard Jung fest. Es dürfe erst 
dann Lockerungen geben, wenn 
sich ein Erfolg der Maßnahmen 
einstellt. „Da stellen wir uns klar 
hinter die Linie von Bund und 
Ländern. Genauso wichtig ist, 
rechtzeitig Antworten darauf zu 
finden, wie lange die Maßnah-
men dauern und wie wir stufen-
weise zur Normalität zurückkeh-
ren können. Bereits jetzt ist da-
für eine Strategie zu erarbeiten, 
die Städte bieten dabei ihre Un-
terstützung an.“ Um den Men-
schen Orientierung zu geben, 
müsse gerade in der Krise eine 
gute Kommunikation bei allen 
Entscheidungen der Politik prak-
tiziert werden.

Dringenden Handlungsbedarf 
sehen die Städte für Alten- und 
Pflegeeinrichtungen. Jung zu-
folge „ist es besonders bedrü-
ckend, dass die Zahl von Coro-
na-Infektionen in Alten- und 
Pflegeheimen steigt. Wir brau-
chen hier kurzfristig bundesweit 
einheitliche Bewertungsmaß-
stäbe und Handlungsstrategien. 
Das Bundesgesundheitsministe-
rium und die Minister-Konferen-
zen der Länder sollten dringend 
handeln, damit einheitliche Vor-
gaben entstehen.“

Die Städte fordern Bund und 
Länder auf, unbürokratisch die 
finanziellen Voraussetzungen 
zu schaffen, um die Kranken-
hauskapazitäten zügig und der 
Situation entsprechend aufsto-

cken zu können. Nach Ansicht 
des Städtetagspräsidenten ist 
es „ein wichtiger Schritt, dass 
der Bund ein Paket zur Siche-
rung der Liquidität der Kranken-
häuser und zum Ausgleich ih-
rer COVID-19 bedingten finanzi-
ellen Belastungen auf den Weg 
gebracht hat. Die Städte gehen 
aber davon aus, dass das Ziel ei-
nes finanziellen Schutzschirms 
für weite Teile der stationä-
ren Gesundheitsversorgung mit 
dem Gesetz nicht erreicht wird. 
Wir halten es für dringend er-
forderlich, kurzfristig zu über-
prüfen, wie hier nachgesteuert 
werden kann, um erhebliche Fi-
nanzierungslücken unbürokra-
tisch zu schließen.“ 

Bauplanungsrecht erleichtern

Für den Fall, dass Kapazitäten 
für die Behandlung von Erkrank-
ten schnell erhöht werden müs-
sen, seien auch Erleichterun-
gen im Bauplanungsrecht nötig, 
um Gebäude anders zu nutzen  

Ruf nach kommunalem ... bzw. neu errichten zu können.
„Die deutschen Städte tun 

alles, um während der Coro-
na-Pandemie die Gesundheit 
der Menschen zu schützen und 
ihre Versorgung in wichtigen 
Bereichen zu sichern“, heißt es 
in einem Beschluss des Städte-
tags-Präsidiums. „Neben dem 
ärztlichen und Pflegepersonal 
leisten auch die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den 
kommunalen Verwaltungen und 
bei den kommunalen Versor-
gern, die Rettungskräfte und 
Einsatzkräfte ihr Bestes, um die-
se Krise zu meistern.“

Die Krise stelle Deutschland, 
Europa und die Welt vor eine in 
dieser Weise nie dagewesene 
Bewährungsprobe. „Die deut-
schen Städte bekunden ihre So-
lidarität mit den betroffenen 
Kommunen anderer Länder. Sie 
leisten nach ihren Möglichkei-
ten und Kräften Unterstützung. 
Dazu war und bleibt der Zusam-
menhalt in Europa noch nie so 
wichtig wie heute.“  DK

Nüchternheit in der ...  
re Folgen der Eilgesetzgebung 
finanziell kompensiert werden. 
Das gehe verfassungsrechtlich 
unmittelbar nur auf der Einnah-
meseite – und zwar durch ei-
ne erhöhte kommunale Um-
satzsteuerbeteiligung in Höhe 
von 2,5 Mrd. Euro, die nach ei-
nem ortsbezogenen, d. h. ein-
wohnerbezogenen und nicht 
nach einem das Steuerkraftge-
fälle der Kommunen noch ver-
stärkenden wirtschaftsbezoge-
nen Schlüssel horizontal verteilt 
wird.

Von den Ländern wird laut 
Henneke erwartet, dass diese 
möglichst unverzüglich jeweils 
ein „Kommunalmindestfinanz-
ausstattungs-Sicherstellungsge-
setz“ erlassen, mit dem sie da-
für Sorge tragen, dass die für die 
Kommunen unverschuldet weg-
brechenden Steuereinnahmen 
durch befristet zu gewährende 
Schlüsselzuweisungen des Lan-
des substituiert werden. Jetzt 
gelte es außerdem für alle Län-
der, gegenwartsbezogen die 
Entstehung neuer Kassenkredi-
te zu vermeiden, anstatt über 
die Ablösung alter Kassenkredi-
te zu diskutieren. Für derartige 
Maßnahmen der Länder müss-
ten in den Flächenländern ins-
gesamt 9 Mrd. Euro, also durch-
schnittlich ca. 120 Euro pro Kopf 
der Bevölkerung, bereitgestellt 
werden.  DK

Positionspapier des Bayerischen 
Volkshochschulverbands

Geschaffen als Orte der Begegnung mussten die Volkshoch-
schulen aufgrund der aktuell notwendigen Ausgangsbeschrän-
kungen ihren Präsenzkursbetrieb einstellen – und umdenken. 

„Durch die aktuelle Gesundheitskrise und die gebotene so- 
ziale Distanzierung ist die Erwachsenenbildung in ihrem Inners-
ten getroffen – und herausgefordert“, so Dr. Regine Sgodda und 
Dr. Christian Hörmann vom Vorstand des Bayerischen Volks-
hochschulverbands in einem aktuellen Positionspapier. „In die-
sem Bewusstsein entsteht Neues. Volkshochschulen zeigen ein-
mal mehr (wie schon 2015 während der Flüchtlingskrise), was in 
ihnen steckt. Gerade jetzt ist es existentiell für die Gesellschaft 
und jeden Einzelnen, der physischen Abschottung intellektuel-
le Offenheit, gelebte Freiheit und ein tolerantes Miteinander 
entgegenzusetzen.“ Mit „vhs.daheim“ haben bayerische Volks-
hochschulen und ihr Verband innerhalb kurzer Zeit ein neues 
Format mit diskursiven digitalen Begegnungs- und Beteiligungs-
möglichkeiten aufgelegt. Für alle kostenfrei, jederzeit abrufbar, 
aber auch live und interaktiv mittels Chats zu nutzen. Auch an-
dere Volkshochschulen entwickeln alternative Angebote. Bei der 
Münchner vhs zum Beispiel können Jugendliche mehrere On- 
line-Seminare zur Vorbereitung auf Abschlussprüfungen buchen.

Volkshochschulen haben sich schon lange die „digitale Inte- 
gration“ auf die Fahnen geschrieben. Umso stärker werden sie in 
Zukunft Bürgerinnen und Bürger beim Erwerb digitaler Kompe-
tenzen unterstützen, um soziale Spaltung zu verhindern. Neben 
der Bewältigung der akuten Herausforderungen müssen Volks-
hochschulen, Kommunen und der Freistaat perspektivisch den-
ken und handeln. „Die Nachwirkungen der Ausgangsbeschrän-
kungen werden für die Volkshochschulen vermutlich über Jah-
re spürbar sein“, so der Vorstand des Bayerischen Volkshoch-
schulverbands. „Dies ist frühzeitig bei allen bildungspolitischen 
Entscheidungen auf allen politischen Ebenen mitzudenken. Die 
Volkshochschulen können gestärkt aus dieser Krise hervorge-
hen. Damit das geschieht, benötigen sie derzeit mehr denn je 
die Unterstützung von Politik und Gesellschaft.  r
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Packen Sie lokale Herausforderungen gemeinsam an
Klimawandel, Migration, Mobilität, Digitalisierung – Zukunftsfragen lösen Kom-
munen leichter in Zusammenarbeit mit ihren globalen Partnern. Die Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt unterstützt Städte, Gemeinden und Landkreise 
beim Aufbau und der Gestaltung kommunaler Partnerschaften auf Augenhöhe.

Migration und Entwicklung:

Gute Beispiele aus der 
kommunalen Praxis

SKEW-Schriftenreihe „Dialog Global“ regt zum Mitmachen an
Gelungene Beispiele aus der kommunalen Praxis im Themen-
feld „Migration und Entwicklung“ stellt die neue Ausgabe der 
SKEW-Schriftenreihe „Dialog Global“ vor. Dabei wird die gan-
ze Spannbreite der Themen widergespiegelt – sei es die faire öf-
fentliche Beschaffung, die Umsetzung der Agenda 2030 mit ihren  
17 Zielen für nachhaltige Entwicklung oder die Entwicklungszu-
sammenarbeit im Rahmen kommunaler Partnerschaften. Gleich-
zeitig werden die Unterstützungsangebote der Servicestelle Kom-
munen in der Einen Welt aufgezeigt.

Nach den Worten von Dr. Ste-
fan Wilhelmy, Bereichsleiter der 
Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt von Engagement Glo-
bal, gibt es nicht nur immer mehr 
Maßnahmen im Bereich Migrati-
on und Entwicklung auf kommu-
naler Ebene; auch deren Quali-
tät steigt kontinuierlich. Dies wer-
de unter anderem im Rahmen des 
Wettbewerbs „Kommune bewegt 
Welt“ deutlich, bei dem seit 2014 
Kommunen und zivilgesellschaft-
liche Akteure gemeinsam Bewer-
bungen einreichen. Neben den 
Preisträgern Berlin-Mitte, Mar-
burg und Mannheim präsentiert 
die Publikation weitere sechs Bei-
spiele (Aidlingen, Münster, Nord-
rhein-Westfalen, Salach, Wernige-
rode und Nürnberg) für vorbildli-
ches Engagement.

Beispiel Berlin-Mitte: Der Ber-
liner Bezirk Mitte und ein infor-
melles Netzwerk der afrikanischen 
Community riefen 2013 das Pro-
jekt „Lern- und Erinnerungsort Af-
rikanisches Viertel“ ins Leben. Es 
soll nicht nur die deutsche Koloni-
algeschichte aufarbeiten, sondern 
ein Zeichen gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit setzen. 

Die Benennung der Straßen und 
Plätze des sogenannten Afrikani-
schen Viertels in Berlin-Mitte er-
innern an die deutsche Koloniali-
sierung während des Kaiserreichs. 
Aus den Debatten um die Umbe-
nennung der Straßen entwickel-
te sich das Bestreben, das gan-
ze Viertel zu einem Lern- und Er-
innerungsort über die Geschich-
te des deutschen Kolonialismus, 
seiner Rezeption sowie über den 
Unabhängigkeitskampf der afrika-
nischen Staaten zu machen. Ber-
lin-Mitte nutzt nun die Verbin-
dung zwischen dem öffentlichen 
Raum, der deutschen Kolonialge-
schichte und der aktuellen Situa-
tion in der Stadt, um Rassismus zu 
bekämpfen und ein positives Afri-
kabild zu vermitteln. 

Im Afrikanischen Viertel gibt es 
heute unter anderem viele Füh-
rungen, einen „Audio-Walk“, The-
menreihen zu Afrika an der Volks-
hochschule, Ausstellungen sowie 
eine Kiezbibliothek mit Werken af-
rikanischer Autorinnen und Auto-
ren. Ein Highlight ist das jährliche 

„KENAKO Afrika Festival“ auf dem 
Alexanderplatz. Es steht für einen 
Austausch mit Menschen afrika-
nischer Herkunft in Deutschland 
jenseits aller Klischees und für ein 
respektvolles und partnerschaftli-
ches Zusammenleben. Beim Festi-
val kommen insbesondere afrika-
nische Akteure zu Wort, zum Bei-
spiel 2016 zu lokalen und globalen 
Ursachen von Migration aus Afri-
ka nach Europa und 2018 zu ver-
antwortungsvollem und nachhal-
tigem Konsum.

„Each One Teach One“

Viele Vereine der afrikanischen 
Community des Bezirks beteiligen 
sich aktiv an verschiedenen Pro-
jekten. Schwarze Pädagoginnen 
und Pädagogen übernahmen et-
wa während einer Projektwoche 
an einer Grundschule im Viertel 
komplett den Unterricht. 

Das Bildungsprojekt „Each One 
Teach One“ (EOTO) etablierte ei-
ne Bibliothek für Schwarze Li-
teratur und Medien. Das stärk-
te die Vereine nachhaltig als Ak-
teure der politischen Bildung und 
Stadtteilarbeit. Die aus dem Pro-
jekt entstandene Afrika Akade-
mie/Schwarze Volkshochschule 
(SVHS) ist heute fester Bestandteil 
der Volkshochschule Berlin-Mitte. 

Der Bezirk Berlin-Mitte hat mit 
dem Network African Rural and 
Urban Development (NARUD) ei-
nen herkunftsübergreifend ar-
beitenden Verein der afrikani-
schen Community als bezirkliche 
Registerstelle zur Erfassung ras-
sistischer, diskriminierender und 
fremdenfeindlicher Vorfälle im 
Bezirk eingesetzt.

Beispiel Mannheim: Die Stadt 
Mannheim und die türkische 
Stadt Kilis haben mit Unterstüt-
zung des Arbeitskreises Islami-
scher Gemeinden Mannheim ei-
ne Projektpartnerschaft begrün-
det. Sie wollen gemeinsam im 
nahe der syrischen Grenze gele-
genen Kilis die Bildungs- und Be-
rufschancen von aus Syrien ge-
flüchteten Frauen verbessern.

Der Mannheimer Mustafa De-
dekeloglu, Mitglied des Arbeits-
kreises Islamischer Gemeinden 
Mannheim (AKIG), trat mit der 

Idee an die Stadtverwaltung 
Mannheim heran, syrische Ge-
flüchtete nicht nur in Mannheim, 
sondern vor Ort in der Türkei zu 
unterstützen. Er hat seine Wurzeln 
in der türkische Stadt Kilis im Süd-
osten Anatoliens, nur etwa zehn 
Kilometer nördlich der syrischen 
Grenze. Der Verein AKIG vermit-
telte der Stadtverwaltung Mann-
heim Kontakte nach Kilis und die 
Partner begannen – unter ande-
rem mit finanzieller Unterstützung 
des „Kleinprojektefonds“ sowie 
der Initiative „Kommunales Know-
how für Nahost“ der SKEW – ge-
meinsam aus Syrien geflüchteten 
Frauen neue berufliche Perspekti-
ven zu geben. 

Kilis steht vor großen Heraus-
forderungen, denn ihre Einwoh-
nerzahl hat sich durch den Zuzug 
syrischer Geflüchteter von rund 
90.000 auf etwa 220.000 Men-
schen mehr als verdoppelt. Das 
bedeutet, dass die Stadt unter 
anderem mehr kommunale Inf-
rastruktur für die Wasserversor-
gung benötigt, mehr Müll produ-
ziert und mehr Menschen Arbeit 
und Ausbildungsmöglichkeiten 
bieten muss. Das hält die Stadt je-
doch nicht davon ab, den Geflüch-
teten eine langfristige Bleibepers-
pektive eröffnen zu wollen.

In Mannheim leben zahlreiche 
Menschen mit türkischen Wurzeln, 
so dass die Stadt aus der Bürger-
schaft heraus einen unmittelbaren 
Anknüpfungspunkt nach Anatolien 
hat. Im Rahmen ihres internationa-
len Engagements will die Stadtver-
waltung ihre Erfahrungen in der 
Arbeit mit geflüchteten Menschen 
und der Bereitstellung von Infra-
struktur mit Kilis teilen.

Know-how für Nahost

Mannheim und Kilis wollen ge-
meinsam ein Modellzentrum für 
berufliche Bildung bauen, finan-
ziert aus Mitteln der Initiative 
„Kommunales Know-How für Nah-
ost“. Rund 450 syrische, aber auch 
türkische Frauen sollen dort einen 
Beruf erlernen, türkische Sprach-
kenntnisse erwerben und Kon-
takte knüpfen können. Nach ei-
ner Anschubphase mit Unterstüt-
zung der Stadt Mannheim zu di-
daktischen, integrations- und 
wirtschaftspolitischen sowie bau-
lichen Fragen wird Kilis das Bil-
dungszentrum in Eigenregie wei-
terführen.

Beispiel Marburg: Fairer Handel, 
Migration und Entwicklung sind in 
der hessischen Universitätsstadt 
eng miteinander verwoben. Das 
zeigt sich unter anderem an den 
Bildungsveranstaltungen rund um 
das Globale Lernen, die migranti-
sche Vereine und der Marburger 
Weltladen organisieren.

Die Förderung des Fairen Han-
dels ist in Marburg per Ratsbe-
schluss verankert und der Welt-
laden ist eine feste Institution in 
der Stadt. Seit 1980 bereichert 
er nicht nur das Warenangebot, 
sondern weist zum Beispiel auf 
die ungerechten Strukturen des 
Welthandels und die schlechten 
Arbeitsbedingungen vieler Men-
schen hin. Damit ist er ein Ort der 
globalen Verständigung.

Im Rahmen des Projekts „Fai-
re Kaffeepause“ mit der Frauen-
kooperative Aprolma aus Hon-
duras konnten städtische Mit-
arbeiter sich direkt mit den Mit-
gliedern der Frauenkooperative 
Aprolma austauschen, die fairen 
Kaffee herstellt. Aprolma produ-
ziert auch den Marburger „Elisa-
beth Kaffee“, den die Stadt 2007 
einführte. Dies trug mit dazu bei, 
dass Marburg 2009 als „Haupt-
stadt des Fairen Handels“ ausge-
zeichnet wurde. 

Viele Studierende, migranti-
sche und interkulturell tätige Or-
ganisationen engagieren sich in 

Marburg entwicklungspolitisch. 
Die Stadt unterstützt dieses En-
gagement als wertvolle politi-
sche Teilhabe, weil sie die Viel-
falt der Stadtgesellschaft stärken 
will. Zu diesem Zweck wurde 1993 
ein Ausländerbeirat gegründet, 
der unter anderem Veranstaltun-
gen wie den „Tag der kulturellen 
Vielfalt“ am „Tag der Deutschen 
Einheit“ und aktuell Demokratie-
werkstätten organisiert. 

Mit der Unterstützung des 
Teams Migration und Integration 
des Fachdienstes Migration und 
Flüchtlingshilfe der Stadt Mar-
burg verbessern migrantische Or-
ganisationen und die Marburger 
Stadtverwaltung ihre Zusammen-
arbeit. Konkret professionalisie-
ren interkulturelle, religiöse und 
entwicklungspolitische Vereine ih-
re Arbeit und damit auch die Teil-
habemöglichkeiten für alle Zuge-
wanderten. 

Ehrenamtliche migrantische Ak- 
teure bringen beispielsweise als 
Multiplikatoren ihr Wissen und ih-
re Kenntnisse ein. Die Stadt offe-
riert ihnen in Kooperation mit der 
Freiwilligenagentur und anderen 
Bildungseinrichtungen je nach Be-
darf Qualifizierungsangebote zur 
Vereins- und Netzwerkarbeit. 

Damit die migrantischen Akteu-
re ihre Entwicklungs- und Integra-
tionsarbeit auch effektiv umsetzen 
können, fördert die Stadt ihre Pro-
jekte finanziell – und das nicht nur 
in Marburg, sondern auch im Rah-
men konkreter Entwicklungspro-
jekte im Globalen Süden. So un-
terstützt etwa der Verein Pacha-
mama Connexion in Kooperati-
on mit der Stadtverwaltung das in 
Bolivien und Ecuador entstandene 
Konzept „Buen Vivir“, das Alterna-
tiven für ein gutes Leben und ei-
ne nachhaltige Gesellschaft kultur- 
übergreifend entfalten soll. 

Beispiel Nürnberg: Für viele 
Deutsche ist Afrika immer noch 

ein Kontinent der Armut, des Hun-
gers und des Krieges. Die Nürnber-
ger Initiative für Afrika setzt dem 
ein differenziertes und umfassen-
des Afrikabild entgegen – als Basis 
für einen Dialog auf Augenhöhe. 

Nürnberger Initiative 
für Afrika

Nürnberg und Franken ein an-
deres Afrikabild näherbringen – 
das Bild eines bunten und viel-
fältigen und in vielerlei Hinsicht 
nah an Europa gelegenen Konti-
nents. Das wollen zahlreiche Ver-
eine, die Menschen aus vielen af-
rikanischen Ländern repräsen-
tieren, migrantische Organisatio-
nen sowie deutsche Schulen mit 
einem Interesse an Partnerschaf-
ten auf dem afrikanischen Konti-
nent. Sie gehören der Nürnber-
ger Initiative für Afrika (NIfA) an, 
die stereotype Vorstellungen von 
Afrika hinterfragen, Vorurteile ab-
bauen und Klischees entgegen-
wirken will, zum Beispiel bei vie-
len öffentlichen Veranstaltungen 
wie Konzerten oder Bildungspro-
jekten. 

Ist erst einmal ein differenzier-
teres Afrikabild gegeben und die 
Neugierde auf den Kontinent ge-
weckt, möchte die NIfA für die in 
der Region Nürnberg und Fran-
ken lebende afrikanische und 
deutsche Bevölkerung eine Platt-
form für Begegnungen schaffen 
und ihr Möglichkeiten für einen 
Dialog anbieten.

Eine gute Gelegenheit dafür 
sind die jährlichen „Afrika-Tage 
AKWABA“. Auf dem Programm 
stehen dabei immer Diskussions-
veranstaltungen etwa zu Men-
schenrechten, Entwicklungspoli-
tik oder aktuellen politischen The-
men, aber auch Lesungen, Filme, 
Tanz und Musik aus Afrika. Für 
Kinder und Jugendliche gibt es In-
formationsveranstaltungen, Be-

gegnungen und Gelegenheiten 
zum Austausch. 

Die Nürnberger Initiative arbei-
tet ehrenamtlich. Sie finanziert 
sich aus Spenden und bekommt 
von der Stadtverwaltung Zuschüs-
se unter anderem für die Anmie-
tung eines Büros und für zahlrei-
che Veranstaltungen. 

Auch wenn die Mitglieder der 
Initiative ursprünglich aus vielen 
verschiedenen Ländern Afrikas 
mit unterschiedlichen Sprachen 
und Kulturen stammen – die NIfA 
sehen sie als gemeinsame Initiati-
ve, in der sie ihr Know-how bün-
deln und gemeinsam stärkere Wir-
kungen erzielen können. Das gilt 
insbesondere für die Bildungsar-
beit, mit der sie die „Bilder in den 
Köpfen“ ändern möchten, um sich 
dann auf Augenhöhe zu begegnen. 

Regelmäßig reisen die Mitglie-
der gemeinsam nach Afrika. Das 
fördert ihre Zusammenarbeit und 
ermöglicht das gegenseitige Ken-
nenlernen. Sie werben zudem für 
den Auf- und Ausbau von Nord-
Süd-Partnerschaften oder Städte-
partnerschaften, die einen beid-
seitigen Know-how-Transfer er-
möglichen. Dieser Wunsch richtet 
sich besonders an die Kommu-
nen der Region, damit sie Partner-
schaften mit Städten und Gemein-
den aus afrikanischen Ländern 
eingehen, um damit etwa dem 
Beispiel von Herzogenaurach und 
Kaya in Burkina Faso zu folgen.

Laut Karin Gleixner, Koordinati-
on Kommunale Entwicklungspoli-
tik (Stadt Nürnberg, Amt für Inter-
nationale Beziehungen), „ist die 
NIFA für das Amt für Internationa-
le Beziehungen eine der wesentli-
chen Ansprechpartnerinnen beim 
Aufbau einer Projektpartner-
schaft mit zwei Städten in Togo. 
Sie berät, unterstützt, hinterfragt 
kritisch und begleitet uns im Sinne 
der Annäherung Nürnbergs an un-
seren Nachbarkontinent.“            DK

Ein Feuerwehrauto aus 
Würzburg für Mwanza

Das 2017 von Würzburg gespendete Feuerwehrauto ist in der  
Region der Partnerstadt Mwanza in Tansania im Einsatz bei der 
örtlichen Feuerwehr. 

Die Reise um den halben Glo-
bus per Schiff dauerte etwa drei 
Wochen. Im Hafen von Dar es Sa-
laam hing er jedoch aufgrund von 
verspätet eingetroffenen Fracht-
papieren über zwei Jahre fest. Mit 
finanzieller Unterstützung von En- 
gagement Global hatte der Verein 
Mwanza e.V. das Feuerwehrau-
to Anfang Juli 2017 nach Tansania 
geschickt. Der Wagen kam Ende 
Juli am Hafen an, die Papiere je-
doch erst Mitte September. In der 
Zwischenzeit stiegen die Standge-
bühren am Hafen auf eine hohe 
fünfstellige Summe, die die Stadt 
Mwanza nicht zahlen und damit 
das gewünschte Fahrzeug nicht 
auslösen konnte. 

Ab Dezember 2017 wurde es 
schließlich still um den Wagen. 
„Unserer Kenntnis nach“, berichte-
te Michael Stolz von Mwanza e.V., 

„befand sich das Auto weiterhin 
im Hafen von Dar.“ Der Verein be-
mühte sich weiter um Vermittlung 
zwischen allen Seiten. Schließ-
lich schaltete Oberbürgermeister 
Christian Schuchardt den tansa-
nischen Botschafter in Berlin, den 
deutschen Botschafter in Tansania 
und dann noch den Präsidenten 
der Vereinigten Republik Tansa-
nia ein, was endlich Bewegung in 
den Fall brachte. Oberbürgermeis-
ter Christian Schuchardt freut sich 
sehr über den Erfolg und schickt 
viele Grüße in die Partnerstadt: 
„So wie in Würzburg wird sich der 
Feuerwehrwagen auch in Tansa-
nia bei Brandeinsätzen bewähren 
und hoffentlich dabei helfen, Men-
schenleben zu retten.“ 

Die Grüße und Wünsche dürf-
ten in Mwanza schneller ankom-
men als das Einsatzfahrzeug. r

http://www.kommunal-global-engagiert.dePacken
http://www.kommunal-global-engagiert.dePacken
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Handwerk:

„Innungsbetriebe sind solide
geführt und vertrauenswürdig“

Früher war das Handwerk in Zünften organisiert, heute sind vie-
le Handwerksbetriebe freiwillig Mitglied in ihrer lokalen Innung. 
Was das bedeutet, erläuterte Peter Aicher, Präsident des Landes-
innungsverbands des Bayerischen Zimmererverbands, im Ge-
spräch mit der Bayerischen GemeindeZeitung.

GZ: Herr Aicher, warum soll-
ten Kommunen ihre Aufträge 
vornehmlich an Innungsbetrie-
be vergeben? 

Aicher: Gemeinden und Innun-
gen sind sozusagen „natürliche 
Kooperationspartner“, denn In-
nungen erstrecken sich in der Re-
gel über das gleiche Gebiet wie 
der Landkreis. Innungsbetriebe  
sind lokale Akteure, die einen 
starken Bezug zu ihrer Heimat 
haben, oft alteingesessene Fa-
milienbetriebe. Die leben von ih-
rem guten Ruf und streben nicht 
schnellen Profit an. 

Innungsbetriebe sind solide ge- 
führt und vertrauenswürdig, ein 
wichtiger Teil der regionalen Wirt-
schaft. Gute persönliche Beziehun-
gen und Vertrauen sind gerade 
bei Bauaufträgen, wo es ja immer 
um relativ viel Geld geht, enorm 
wichtig. Gemeinden sind ja auch 
durch das Vergaberecht verpflich-
tet, nicht den billigsten Anbieter 
zu nehmen, sondern den mit dem 
besten Preis-Leistungs-Verhältnis. 

GZ: Welche Nachteile drohen 
bei Billiganbietern? 

Aicher: Da ist das Risiko von 
Pfusch hoch. Zudem ist fraglich, 
ob es den Billiganbieter in na-
her Zukunft überhaupt noch gibt. 

Wenn nicht, dann bleibt der Bau-
herr auf den Kosten für die Behe-
bung eines Mangels oder Scha-
dens sitzen. 

GZ: Sind Innungsbetriebe kom- 
petenter?

Aicher: Die freiwillige Mitglied-
schaft in der Innung ist schon ein 

gesucht und geschätzt wird. Durch 
die Mitgliedschaft ist gewährleis-
tet, dass der Betrieb regelmäßig 
mit allen für ihn und sein Hand-
werk relevanten Informationen –  
z.B. über neue Fachregeln, Ver-
ordnungen und Gesetze – versorgt 
wird. Wenn eine Frage auftaucht, 
kann er sich beim Landesinnungs-
verband schnell und kompetent 
eine Antwort holen. Somit ist er 
in der Lage, sich auf seine hand-
werkliche Tätigkeit zu konzentrie-
ren und diese kompetent und dem 
aktuellen Stand der Technik ent-
sprechend auszuführen. 

GZ: Wie erkennen Gemeinden 
Innungsbetriebe? 

Aicher: Am besten auf der je-
weiligen Innungswebsite. In der 
Regel heißt die „www.zimmerer-“ 
und dann der Ort, der Landkreis 
oder die Region. Am besten bei 
Google die Suchbegriffe „Zimme-
rer“ und den Namen des Landkrei-
ses eingeben. Oder auf die Web-
site www.zimmerer-bayern.de 
gehen und dort über den Menü-
punkt „Über uns“ den Untermenü-
punkt „Innungen/Fachgruppen“ 
aufrufen. Auf den Innungswebsi-
tes sind unter dem Hauptmenü-
punkt „Betriebe“ alle Innungsbe-
triebe mit ihrer Adresse und ihren 
Kontaktdaten aufgelistet.

GZ: Wie geht’s denn dem Zim-
mererhandwerk momentan? 

Aicher: Sehr gut. Aktuell tut 
sich ja auch auf politischer Ebe-
ne einiges. Das enorme Klima-

schutzpotenzial von Bauen mit 
Holz wurde erkannt und wird nun 
auch gewürdigt. Ende 2019 verab-
schiedete die Bayerische Staatsre-
gierung ihre Klimaschutz-Offen-
sive, in deren 10-Punkte-Plan der 
neunte Punkt „Mehr Holzbau“ 
lautet. Staatsministerin Michae-
la Kaniber hat deshalb im Febru-
ar 2020 den Runden Tisch „Klima-
schutz durch Bauen mit Holz“ ein-
berufen. Experten aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Verbänden sol-
len ein Konzept erarbeiten, mit 
dem sich Bayern beim Bauen mit 
Holz eine Spitzenstellung erobern 
kann. Bei der Umsetzung kommt 
natürlich den Kommunen eine 
entscheidende Rolle zu. 

GZ: Für welche kommunalen 
Bauaufgaben eignet sich denn 
die Holzbauweise?

Aicher: Prinzipiell können so 
gut wie alle Bauaufgaben in Holz-
bauweise ausgeführt werden – 
von der energetischen Sanierung 
bis hin zum Neubau. Besonders 
beliebt ist die Holzbauweise aller-
dings bei Kindertagesstätten und 
Schulen. Dafür gibt es mehrere 
Gründe: Zum einen sollten sich 
bei Anbauten oder Aufstockun-
gen die Rohbauarbeiten auf die 
Wochen in den Ferien beschrän-
ken – und das kann die Holzbau-
weise durch ihren hohen Vorfer-
tigungsgrad und kurze Montage-
zeiten leisten. Zum anderen ha-
ben sichtbare Holzoberflächen 
auf die Kinder eine wohltuende 
Wirkung. Gerade in Kindertages-
stätten und Grundschulen wird 
die Wärme und Lebendigkeit, die 
Holz ausstrahlt, geschätzt. 

Medizinische Forschungen ha- 
ben aber gezeigt, dass Holz auch 
auf Jugendliche eine positive Wir-
kung hat: Sie sind weniger ag-
gressiv, entspannter, konzen- 
trierter und auch gesünder. Holz 
hat stressmindernde Eigenschaf-
ten. Das ist auch außerhalb von 
Kindertagesstätten und Schulen 
von Vorteil, denn unsere Arbeits-
welt wird ja immer stressiger. Da 
braucht es einen Ausgleich. r

Die Sporthalle in Rötz: modern und unverwechselbar. Bild: Gruber Objektbau

Sporthalle Rötz:

Kommunales Bauen mit Holz
Wirtschaftlichkeit und Qualität im Einklang 

Eine neue Turnhalle mit ausreichend Platz für sämtlichen Vereins- 
und Schulsport. Dies war der Wunsch der Stadt Rötz im Landkreis 
Cham in der Oberpfalz. Dem gegenüber standen ein begrenztes 
Budget und das Bestreben, möglichst mit nachwachsenden Roh-
stoffen, idealerweise aus der Region, zu bauen. Entstanden ist 
in nur elf Monaten Bauzeit eine optisch ansprechende Turnhal-
le in moderner Holzbauweise, die vorbildhaft für das kommunale  
Bauen mit Holz ist.

Die Größe der ästhetischen 
und hochwertigen Halle beträgt 
etwa 23 mal 45 Meter und bie-
tet den aktiven Sportlern sowie 
der örtlichen Schule den heuti-
gen Standards entsprechenden 
Raum. Die Haupthalle mit ihren 
rund 1.000 qm kann bei Bedarf 
in zwei Einheiten unterteilt wer-
den. Zusätzliche große Gymnas-
tikräume im Obergeschoss bie-
ten Sportarten wie Spinning, Ka-
rate und Turnen den nötigen Trai-
ningsraum. 

Mehrere Umkleideräume im 
EG und OG schaffen die Mög-
lichkeit, gleichzeitig unterschied-
liche Vereine zu beherbergen. 
Ein lichtdurchfluteter Gemein-
schaftsraum für Verköstigungen 
und Feierlichkeiten rundet das 
Gebäude ab.

Enge Kooperation

Das nach dem KfW-Effizienz-
haus Standard 70 zertifizierte  
Gebäude hat eine senkrechte 
Holzfassade aus Lärche, deren 
Elemente sägerauh unbehandelt 
in unterschiedlichen Dimensio-

nen verbaut wurden. Durch die 
zusätzliche Fassadengestaltung 
mit farbbeschichteten Funder-
maxplatten wirkt das Gebäude 
so modern und unverwechsel-
bar. 

Die Sporthalle Rötz wurde im 
Sommer 2016 fertiggestellt. Die 
enge und zuverlässige Koopera-
tion zwischen dem Architektur-
büro Dieter Brüggemann, Wild-
poldsried, und der Gruber Ob-
jektbau GmbH, Roding, als Spe- 
zialist für Holzbau für den pri-
vaten und öffentlichen Bereich, 
war Voraussetzung für das Gelin-
gen. Für die direkte Abstimmung 
zwischen den beteiligten Firmen 
war es sehr wertvoll, dass es sich 
größtenteils um regionale Unter-
nehmen handelte.

Ein weiterer großer Vorteil lag 
in der größtmöglichen Vorferti-
gung der gesamten Wand- und 
Dachelemente während der Win-
termonate. Da dies in der Gru-
berschen Produktionshalle ge-
schah, hatte das zu jener Zeit aus-
gesprochen schlechte Wetter kei-
nen Einfluss auf den Zeitplan des 
Projekts. DK

Peter Aicher. 
 Bild: Bayerischer Zimmererverband

Zeichen dafür, dass der regelmä-
ßige Austausch mit Kollegen so-
wie die fachliche Unterstützung 
durch unsere Dachorganisation,  
den Landesinnungsverband des 
Bayerischen Zimmererhandwerks, 

Hinweis
Über Bauen mit Holz er-
schien am 13. Februar 2020 
der Sonderdruck „Holzbau  
for Future“. Das PDF kann von 
der Website der Bayerischen 
GemeindeZeitung herunter-
geladen werden. r

Vor 75 Jahren:

Eremitage Bayreuth bei Luftangriff 
schwer beschädigt

Am 14. April 1945 kam es zu einem folgenreichen Luftangriff auf Bay-
reuth, bei dem große Teile des Alten und des Neuen Schlosses Eremi- 
tage sowie der ehemalige Marstall durch acht 250 Kilo schwere 
Sprengbomben und 18 Raketen zerstört wurden. „Heute, 75 Jah-
re nach dem verherenden Angriff, lässt sich die Welt der Wilhelmi-
ne, die aus der Eremitage eines der bemerkenswertesten Parken- 
sembles des 18. Jahrhunderts in Deutschland machte, trotz der da-
maligen Kriegsschäden wieder eindrucksvoll erleben“, betonte Fi-
nanz- und Heimatminister Füracker anlässlich des Jahrestags.

Nach einer Notsicherung in den 
1940er Jahren konnten die Au-
ßenwände des Neuen Schlosses 
Eremitage in den 1960er Jahren 
wiederhergestellt werden. In den 
Innenräumen befindet sich heu-
te ein Café und ein Ausstellungs-
raum, der in den Wintermona-
ten als Orangerie dient. Das Al-
te Schloss konnte saniert, in Tei-
len rekonstruiert und aus dem 
Bestand der Bayerischen Schlös-
serverwaltung museal neu aus-
gestattet werden. Besondere At-
traktionen sind unter anderem 
das Japanische Kabinett, das Mu-

sikzimmer und das chinesische 
Spiegelkabinett.

Seit 1941 erlebte Bayreuth meh- 
rere Luftangriffe durch die US- 
amerikanischen und britischen 
Truppen. Etwa 40 % der Bausubs-
tanz wurde zerstört. Am „schwär-
zesten Tag Bayreuths“, dem 11. 
April 1945, wurden über 340 Ton-
nen Sprengstoff und fast 18 Ton-
nen Brand- und Leuchtbomben 
abgeworfen. Luftaufklärer der Al-
liierten sichteten Militärfahrzeu-
ge in der Nähe des Neuen Schlos-
ses und vermuteten daher einen 
deutschen Generalstab in der Ere-

mitage. Noch an dem Tag, an dem 
die Stadt Bayreuth der US-Armee 
übergeben wurde (14. April), kam 
es zu dem folgenreichen Angriff. 
Im Alten Schloss wurde vor allem 
der zentral gelegene Marmorsaal 
stark zerstört, darunter das De-
ckengemälde sowie die westliche 
Hälfte der Portalbekrönung. 

Am härtesten traf es das Neue 
Schloss Eremitage: In das Gebäu-
de ausgelagerte, hochentzündli-
che Nitrozellulose-Filme führten  
zu einem explosionsartigen Brand, 
der die gesamte Innenausstattung 
zerstörte und selbst die Außenar-
chitektur stark beschädigte. 

Die Eremitage zählt zu den außer-
gewöhnlichsten Schloss- und Gar-
tenanlagen in Franken. Trotz der 
aktuellen Schließung aller Besich-
tigungsobjekte der Bayerischen 
Schlösserverwaltung sind die Park- 
und Gartenanlagen, wie z. B. der 
Hofgarten der Eremitage, weiter-
hin geöffnet. r

Fränkisches Freilandmuseum:

Spatenstich zum Synagogenaufbau
Anfang April hat das Fränkische Freilandmuseum des Bezirk Mit-
telfranken mit dem Wiederaufbau der Synagoge aus Allersheim 
begonnen. Im kleinsten Kreis führten Museumsleiter Dr. Her-
bert May, Architekt Hermann Keim vom Büro Keim Architekten 
Fürth, Statiker Walter Schwarz vom Büro Liebberger & Schwarz 
Bad Windsheim, Museumsbauhofleiter Friedrich Hartlehnert und 
der wissenschaftliche Volontär des Museums und Judaistik-Spezi-
alist Jonas Blum M. A. den ersten Spatenstich durch. Damit ist das 
Fränkische Freilandmuseum das erste süddeutsche Freilandmu-
seum, das eine Synagoge errichtet.

In der „Baugruppe West“–zwi-
schen dem Schulhaus und der 
Weiltinger Scheune – ist jetzt 
schon der Grundriss des zukünf-
tigen Gebäudes abgesteckt. Wie 
an seinem ursprünglichen Stand-
ort in Allersheim, einem Orts-
teil von Giebelstadt bei Würz-
burg, wird das Synagogengebäu-
de im Museum etwas am Rand 
des Dorfes und doch in der Nähe 
des Dorfplatzes stehen. So kön-
nen die Besucher erleben, wie 
nahe und selbstverständlich im 
traditionellen Fränkischen Dorf 
das Zusammenleben zwischen 
Juden und Christen war. Muse-
umsleiter Dr. Herbert May freut 
sich besonders, dass man nun 
endlich auch im Freilandmuse-
um der Bedeutung des Fränki-
schen Landjudentums gerecht 
wird. Das Gebäude der ehema-
ligen Synagoge von Allersheim 
stand schon einige Jahre leer 
und war kurz vor dem Einsturz, 
als es die Mitarbeiter des Frän-
kischen Freilandmuseums 2014-
15 abbauten. Vor Ort hatte sich 

keine Nutzung gefunden. Von 
außen glich das schlichte Gebäu-
de einem Bauernhaus und war 
auch zuletzt auch als solches ge-
nutzt und enthielt dennoch das 
komplette Raumprogramm ei-
ner Landsynagoge.

Historie

Die 1740 errichtete Synago-
ge beherbergte ursprünglich im 
Keller die Mikwe, das jüdische Ri-
tualbad, das sich bei archäologi-
schen Grabungen fand. Im Erd-
geschoss war die Wohnung des 
Rabbiners oder des Vorsängers 
untergebracht. Und im Oberge-
schoss gab es einen Betsaal mit 
einer hölzernen gewölbten De-
cke. Als mit dem Wegfall der Nie-
derlassungsbeschränkungen für 
Juden in den großen Städten im-
mer mehr Landjuden in die grö-
ßeren Städte wegzogen, schwand 
die Mitgliederzahl der jüdischen 
Gemeinde in Allersheim.

Schließlich wurde das Gebäu- 
de 1911 an einen örtlichen Land- 

wirt verkauft. Er baute im Betsaal 
Wohnstube und Kammer ein. 
Beim Abbau des Gebäudes fan-
den sich Teile der Decke des 
Betsaals wieder verwendet im 
Fehlboden. Zu Hochzeiten An-
fang des 19. Jahrhunderts gab es 
in Allersheim 18 jüdische Haus-
halte und mit 27,9 % gehörte 
mehr als ein Viertel der Bevölke-
rung des kleinen Dorfes zur jüdi-
schen Gemeinde. Allersheim be-
herbergte nicht nur die Synago-
ge, sondern dort war auch der 
jüdische Friedhof für die umlie-
genden Gemeinden angesiedelt. 
Ein Forschungsprojekt im Fränki-
schen Freilandmuseum verfolgt 
nun die Lebenswege der ehema-
ligen Gemeindemitglieder.

Nun gilt es, beim Wiederauf-
bau des Synagogengebäudes die 
Puzzleteile des Gebäudes wieder 
zusammenzubringen. Die Baufach- 
leute des Freilandmuseums ha-
ben viel Erfahrung im Versetzen 
(Fachterminus: „Translozieren“) his- 
torischer Gebäude. Ganze Wand- 
teile der Synagoge haben sie in ei-
nem Stück abgebaut. Doch gibt 
es schwierige Rekonstruktions-
aufgaben, wie etwa die Aufgabe, 
den ehemals gewölbten Betsaal 
wiedereinzurichten. Die Eröff-
nung ist für die Museumssai-
son 2022 geplant. Eine besonde-
re Freude wäre, dann auch Nach-
fahren der Allersheimer Gemein-
demitglieder als Gäste begrüßen 
zu können. r
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B� i� n Sie � sund!

Wir werden weiterhin für Sie #dasein! 

Danke an � �  M	 ar� 	 er der ö� en� i� en Verw� tung!

► 1.000 Mitarbeiter, ob im Homeoffi ce oder vor Ort, 
legen sich täglich für Sie ins Zeug

► Kundenservice und Support
     kundenportal.akdb.de 
     www.akdb.de/servicerufnummern 
     service@akdb.de

► Fachwebinare (z. B. Techniktage online), Trainings und Präsentationen 
     www.akdb.de/webinare

► virtuelle Kundenarbeitskreise und -termine
     individuell via GoToMeeting

► aktuelle Infos 
     www.akdb.de 
     twitter.com/akdb_de

Sie und die kommunale Familie halten unser Gemeinwesen in diesen außergewöhnlichen 
Zeiten am Laufen. Wir alle erleben eine Bewährungsprobe, die wir meistern werden, 
wenn wir zusammenstehen und gemeinsam handeln. 
Dafür sichert die AKDB ihre volle Unterstützung zu!

Raum und Gebäudelösungen in Modulbauweise von Kleusberg. 
 Bild: KLEUSBERG Modulbauweise

Modulare Corona-Intensivstationen und mobile Corona-Teststationen: 

Kleusberg stellt 
Expertise und Lösungen 

bereit
Um Länder, Städte, Gemeinden und medizinische Einrichtungen 
bei ihrem Kampf gegen das Corona-Virus zu unterstützen, hat 
Kleusberg als Hersteller von modularen Gebäuden und als einer 
der leistungsfähigsten und größten deutschen Anbieter modula-
rer Raumlösungen und mobiler Mietcontainer kurzfristig verfüg-
bare Sonderlösungen entwickelt. Dabei handelt es sich um Coro-
na-Testzentren aus mobilen Mietcontainern und schlüsselfertige 
Intensivstationen in Modulbauweise. 

Der Vorteil bei diesen Lösun-
gen ist die große Erfahrung von 
Kleusberg im Gesundheitswe-
sen. Seit über 20 Jahren realisiert 
das seit 1948 bestehende Un-
ternehmen anspruchsvolle Kli-
nikgebäude, Betten- und Inten-
sivstationen, Labore und weite-
re medizinische Einrichtungen 
schlüsselfertig in solider modu-
larer Bauweise. Gleichzeitig stellt 
Kleusberg mit seinen hochwer-
tigen Mietcontainern temporä-
re Interimslösungen für Kliniken, 
aber auch für Firmen und öffent-
liche Einrichtungen bereit. Mit 
diesem speziellen Wissen über 
Normen und Vorschriften ist 
Kleusberg vor allem jetzt in der 
Corona-Krise ein kompetenter 
Partner, um nicht nur kurzfristig, 
sondern gleichzeitig auch sicher 
und zuverlässig zu reagieren.

Sofort verfügbare 
Corona-Testzentren  

Um die dringend benötigten  
Testkapazitäten zu erweitern – 
ohne dabei bestehende Gebäu-
de oder kritische Bereiche zu 
kontaminieren – bietet Kleus-
berg Mobile Mietgebäude. Das 
sind Raummodule, die direkt 
zum Aufstellungsort transpor-
tiert werden und hier umgehend 
einsatzbereit sind. Auch speziel-
le Sanitätseinheiten sind sofort 
verfügbar.

Die Raummodule können mit-
einander kombiniert werden, so 

dass sich anforderungsgerechte  
Testzentren realisieren lassen. 
Das heißt, beispielsweise Module 
mit getrennten Bereichen für An-
meldung und Untersuchung der 
Patienten oder erweiterte Lösun-
gen mit zusätzlich abgetrennten 
Arzt-/Büro-Bereichen, Pausen- 
und Umkleideräumen sowie sani-
tären Einrichtungen. 

Die Testzentren schaffen so-
wohl für das medizinische Per-
sonal als auch für die Patienten 
ein Höchstmaß an Sicherheit. 
Die Mieteinheiten werden von 
Kleusberg individuell nach den 
Wünschen der Auftraggeber mit 
Möblierung, Sanitäreinrichtun-
gen, Funktionseinrichtungen und 
Klimatisierung ausgestattet. Auch 
die Anzahl der Eingänge kann in-
dividuell bestimmt werden, z.B. 
getrennte Eingänge für medizini-
sches Personal und Patienten. Die 
mobilen Mietsysteme eignen sich 
als Untersuchungszentren, soge-
nannte Drive-In-Teststationen so-
wie als vorgeschaltete Besucher-
schleusen zu Gebäuden, um mög-
liche Ansteckungsrisiken zu mini-
mieren.  

Intensivstationen über zwei 
Monate schneller verfügbar

Neben dem Abflachen der An-
steckungskurve ist es im Augen-
blick die dringlichste Herausfor-
derung im Gesundheitswesen, 
ausreichend Behandlungsplät-
ze für schwer erkrankte Patien-

ten zu schaffen. Um jetzt die in-
tensivmedizinischen Kapazitä- 
ten schnell und unkompliziert 
erweitern zu können, bieten 
schlüsselfertige Intensivstatio-
nen von Kleusberg schnell zu-
sätzlichen Raum. 

Komplettlösung

Diese speziellen Modulgebäu-
de sind zum Kauf und auch zur 
Langzeitmiete mit anschließen-
der Rückbaumöglichkeit verfüg- 
bar. Die Module für die Inten-
sivstationen werden in den Wer-
ken von Kleusberg mit den wich-
tigen Medizintechnikkomponen-
ten und der erforderlichen In-
frastruktur vorgerüstet. Durch 
diesen Grad der Vorfertigung 
kann anschließend ein Gebäu-
de in Modulbauweise wesent-
lich schneller als z. B. ein Massiv-
gebäude errichtet werden. Aber 
auch hier ist natürlich eine be-
darfsgerechte Planung unter Ein-
beziehung der örtlichen Gege-
benheiten zwingend erforder-
lich. Solche hochsensiblen Klinik-

bereiche lassen sich schon unter 
Hygienegesichtspunkten nicht in 
wenigen Tagen aus dem Boden 
stampfen. 

Daher hat Kleusberg eine Kom-
plett-Lösung konzipiert, die sich 
an eine bereits realisierte und er-
probte intensivmedizinische Sta-
tion anlehnt, und die dank kom-
plett vorliegender Statik, Bau-
beschreibung sowie haus- und 
medizintechnischer Einrichtung 
mit einem Zeitvorteil von über 
zwei Monaten realisieren wer-
den kann. 

Die medizinischen Modulge- 
bäude von Kleusberg erfüllen – 
anders als umfunktionierte Con-
tainer – sämtliche gesetzlichen 
Vorgaben und spezifischen Richt-
linien im Pflege- und Gesund-
heitswesen sowie alle brand-
schutztechnischen Anforderun-
gen. Die Corona-Intensivstatio-
nen können dank der modularen 
Bauweise nach der Krise ohne 
großen Aufwand einer neuen  
Nutzung zugeführt oder sogar 
komplett umgesetzt oder zurück-
gebaut werden. r

Wer lebt in den Gebieten 
der Sozialen Stadt?

Neue BBSR-Analyse zu den Lebenslagen in den Fördergebieten
Der Bund unterstützt mit dem Städtebauförderprogramm Soziale 
Stadt seit mehr als 20 Jahren die Länder und Kommunen dabei, be-
nachteiligte Quartiere zu stabilisieren und aufzuwerten. In diesem Jahr 
hebt das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) die 
Mittel für das Programm Soziale Stadt – künftig „Sozialer Zusammen-
halt“ – mit geplanten 200 Millionen Euro auf ein Rekordniveau. 

Rathaus-Baustelle in 
Abensberg trotzt Pandemie

Die Bauarbeiten am Rathaus Abensberg gehen trotz der Pande-
mie bisher wie geplant weiter. Es gibt keine Ausfälle, etwa durch 
Leiharbeiter, die eventuell nicht mehr nach Deutschland gelan-
gen, auch in Sachen Baumaterial gibt es keine Schwierigkeiten. 

Abensbergs 1. Bürgermeister 
Dr. Uwe Brandl ist „froh, dass wir 
mit sehr guten Handwerksbetrie-
ben, vornehmlich aus unserer Re-
gion“, zusammenarbeiten. Das 
Fortschreiten der Bauarbeiten ist 
für die Stadtverwaltung und die 
Stadt Abensberg wichtig – aber 
auch für die Unternehmen, die in-
volviert sind. „Wir versuchen na-
türlich so gut es geht, den Be-
trieb auf unseren Baustellen auf-
recht zu erhalten. Das ist gut für 
uns, aber auch für die mittelstän-
dischen Betriebe, die dabei sind.“

Problem mit dem Uhrwerk

Und tatsächlich waren in der 
letzten März-Woche allerhand 
Handwerker am Stadtplatz und in 
der Dollinger Straße im Einsatz: 
Stadtbaumeister Gerhard Rölz 
zählt „Natursteinleger, Aufzug-
bauer, Maler, Elektriker, Schrei-
ner, Maurer, Trockenbauer und 
Spengler“ auf. „Das Wetter spiel-
te in dieser März-Woche mit, auch 
wenn der Wind auf dem Rathaus-
turm arg pfiff“, lacht Rölz. Ganz da 
oben gebe es nämlich ein Prob- 
lem: Die Turmuhr wird derzeit 
vom Spezialunternehmen Turmuh- 
ren Rauscher in Regensburg her-
gerichtet und sollte mit Beendi-
gung der Fassadenarbeiten wie-
dereingesetzt werden. Dann wird 
das Gerüst abgebaut. Allerdings 
meldete Turmuhren Rauscher 
nun, dass eine Verbindungsach-
se des Zeigerlaufwerks um sechs 
Zentimeter zu kurz ist. Das gu-

te Stück wird in einem Spezialbe-
trieb hergestellt, und der sitzt in 
Italien. „Da kommt derzeit nichts“, 
sagt Rölz. Es könne also durchaus 
sein, dass das Uhrwerk erst ein-
gesetzt werden kann, wenn das 
Gerüst schon – nach Beendigung 
der Fassadenarbeiten – abgebaut 
worden ist. Dann muss eine Hebe-
bühne oder dergleichen angemie-
tet werden. Rölz: „Wir können mit 
dem Abbau des Gerüsts nicht war-
ten, das wäre zu kostspielig.“

Umzug im Herbst

Außer diesem Detail aber läuft 
eigentlich alles wie geplant auf der 
Rathaus-Baustelle. Erste Feinhei-
ten werden auch innen sichtbar:  
Rölz freut sich über eine techni-
sche Neuerung im künftigen Sit-
zungssaal, wo Induktionsschleifen 
die akustischen Signale an Men-
schen mit Hörgeräten verstärken. 
Der gesamte Verwaltungskomplex 
ist ja im Sinne der Barrierefreiheit 
geplant worden. Der Tag der offe-
nen Baustelle, noch Anfang März 
für den 25. April festgelegt, wä-
re für die Stadt eine Möglichkeit 
gewesen, den Abensbergern vor-
zustellen, was sich da alles getan 
hat und noch tun wird – der aber 
wird nun wohl erst später stattfin-
den. Insgesamt aber ändert sich 
am Umzugstermin der Verwaltung 
von den angemieteten Ersatz-
räumlichkeiten in der Münchener 
Straße zurück ins Herz der Stadt 
Abensberg aber nichts; dieser soll 
im Herbst erfolgen. r

Die Mittel fließen in das Wohn- 
umfeld, die Infrastruktur und die 
Qualität des Wohnens. Eine Aus-
wertung von Daten aus 56 Groß-
städten zeigt, dass die Unterstüt-
zung aus diesem Programm drin-
gend benötigt wird.

Mehr als jeder fünfte Bewoh-
ner von Stadtteilen, die das Pro-
gramm Soziale Stadt fördert, be-
zog im Jahr 2017 Leistungen nach 
dem Sozialgesetzbuch (SGB) II. 
Die Arbeitslosenquote lag bei elf 
Prozent. Während sich der An-
teil der Menschen ohne Job in 
den Fördergebieten zwischen 
2012 und 2017 leicht verringer-
te, blieb die SGB-II-Quote anhal-
tend hoch. 

Der Analyse zufolge betrifft Ar-
mut besonders viele junge Be-
wohner und Alleinerziehende. 
Haushalte mit drei oder mehr Kin-
dern sowie Haushalte von Allein-
erziehenden sind in den Förder-
gebieten des Programms Soziale 
Stadt deutlich überrepräsentiert. 
Der Anteil der Kinder unter zehn 
Jahren ist ebenfalls überdurch-
schnittlich hoch. 

„Soziale Ungleichheit bildet sich 
in den Städten räumlich ab. Die 
Teilhabechancen der Menschen 
in sozial benachteiligten Stadttei-
len zu fördern, ist eine wichtige 
Dimension der Förderung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse. Es 
ist in den letzten 20 Jahren viel 
Gutes passiert, aber wir haben 

noch einen langen Weg vor uns“, 
sagte der Leiter des Bundesins-
tituts für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung, Markus Eltges. „In der 
ab 2020 neuen Programmstruk-
tur der Städtebauförderung bleibt 
der integrative Ansatz der Sozia-
len Stadt deshalb ein Schwerpunkt 
der Förderung. Gleichwohl müs-
sen die Programme unterschied-
licher Ressorts noch stärker inei-
nandergreifen, um die Chancen 
der Menschen in diesen Quartie-
ren zu erhöhen. Daher kommt der 
ressortübergreifenden Strategie 
„Nachbarschaften stärken, mit-
einnder im Quartier“ und ihren er-
folgreichen Modellvorhaben eine 
besondere Bedeutung zu.“ 

Für die Analyse wurden die Förd-
ergebiete des Programms Sozi- 
ale Stadt auf kleinräumige Stadt-
teildaten der Innerstädtischen 
Raumbeobachtung (IRB) bezo-
gen. Das vom BBSR betreute kom-
munalstatistische Kooperations-
projekt stellt für 56 Städte Da-
ten auf Stadtteilebene bereit. Der 
Datenkatalog umfasst rund 400 
Merkmale, unter anderem zu den 
Themenbereichen Bevölkerungs-
struktur, Wanderungen, Beschäfti-
gung, Sozialtransfers sowie Bauen 
und Wohnen. 

Die Analyse ist kostenfrei 
beim BBSR erhältlich (gabriele.
bohm@bbr.bund.de), eine di-
gitale Version unter www.bbsr.
bund.de abrufbar. r
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20 Jahre EEG:

Tragende Säule des Energiesystems
Am 1. April 2000 trat das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in 
Kraft. Das 20-jährige Jubiläums des Inkrafttretens kommentierten 
VKU-Präsident Michael Ebling, Kerstin Andreae, Vorsitzende der 
BDEW-Hauptgeschäftsführung, Andreas Kuhlmann, Vorsitzender 
der dena-Geschäftsführung und Dr. Robert Brandt, Geschäftsfüh-
rer der Agentur für Erneuerbare Energien.

VKU-Chef Ebling bezeichnete 
das EEG als Erfolgsgeschichte. Ge-
genwärtig kommen über 40 Pro-
zent des deutschen Stroms aus 
Erneuerbaren Energien, was vor 
allem dem EEG zu verdanken sei. 
Die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestags hätten die Initiati-
ve ergriffen und die entscheiden-
den Rahmenbedingungen für den 
Ausbau von Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen mit einer Leistung 
von aktuell circa 125 GW gesetzt.

Mehr Kosteneffizienz  
der Erneuerbaren

„Das EEG ist heute nicht mehr 
das gleiche Gesetz, das vor 20 
Jahren beschlossen wurde. Es hat 
durch mehrere Novellen, die die 
Dynamik des Ausbaus der Wind-, 
Photovoltaik-, Geothermie- und 
Bioenergie-Anlagen unterstützt, 
aber auch Fehlentwicklungen 
korrigiert haben, eine wichtige 
Evolution durchgemacht. Gera-
de in den vergangenen Jahren hat 
das EEG zu einer besseren Markt-
integration und zu mehr Kosten- 
effizienz der Erneuerbaren bei-
getragen. Dazu gehört etwa die 
Einführung der Direktvermark-
tung und die Umstellung auf Aus-
schreibungen“, betonte Ebling.

Aus seiner Sicht ist dieses wei-
terentwickelte EEG eine gute Ba-
sis, den Ausbau der Erneuerba-
ren Energien fortzusetzen und 
den Kurs in Richtung des 65-Pro-
zent-Anteils der Erneuerbaren am  
Stromverbrauch 2030 zu halten. 
„Zwar werden inzwischen manche 
Großprojekte im Wind-Offshore- 
und Solarbereich ohne EEG-För-
derung realisiert. Dies gibt einen 
Vorgeschmack auf eine Zeit nach 
dem EEG. Aber noch ist und bleibt 
das EEG für die meisten EE-Vor-
haben auf absehbare Zeit unver-
zichtbar“, so der VKU-Präsident.

Die gegenwärtige Windaus-
baukrise zeige zugleich, dass das 
EEG nicht mehr alleiniger Garant 
für das Erreichen der Ausbauzie-
le ist. Wenn der Windenergie-
ausbau wieder an Fahrt aufneh-
men soll, müssten Bund und Län-

der gemeinsam daran arbeiten, 
im Planungs- und Genehmigungs-
recht die Voraussetzungen für 
EE-Projekte zu verbessern. „Dies 
zeigt: Es müssen auch Vorschrif-
ten in anderen Rechtsgebieten 
angepasst werden, z. B. im Natur-
schutzrecht.“

Bei der Photovoltaik komme 
es jetzt darauf an, dass schnellst-
möglich der 52-GW-Ausbaude-
ckel aufgehoben wird. Der Deckel 
werde demnächst erreicht. Eb-
ling: „Wenn die Bundesregierung 
nicht bald handelt, besteht die 
Gefahr, dass neben der Winde-
nergie auch die Photovoltaik – mit 
Ansage – in eine Ausbaukrise ge-
rät. Eine wichtige Aufgabe für das 
neue Jahrzehnt der Energiewen-
de ist es auch, die Energiewen-
de stärker als bisher in die Städte 
zu bringen. Gerade für kommuna-
le Unternehmen ist dabei Mieter-
strom ein wichtiges Instrument, 
das innerhalb des EEG unbedingt 
gestärkt werden muss.“

Wichtiges Geschäftsfeld

„Durch das EEG haben sich die 
Erneuerbaren innerhalb von 20 
Jahren zu einer tragenden Säu-
le des Energiesystems und ei-
nem wichtigen Geschäftsfeld für 
Industrie, Handwerk und Ener-
giewirtschaft entwickelt. Das Er-
gebnis ist beeindruckend: Heu-
te liegt der Anteil der Erneuer-
baren Energien bei 43 Prozent. 
Doch auf diesen Erfolgen dürfen 
wir uns nicht ausruhen“, bemerk-
te Kerstin Andreae, Vorsitzende 
der BDE�-Hauptgeschäftsfüh-
rung. Um Deutschland klimaneu-
tral zu machen, müsse die Ener-
giewende weiter vorangetrieben 
werden – auch mit Blick auf die 
Erzeugung von grünem Wasser-
stoff und dem Ziel klimafreundli-
cher Mobilität.

Gerade vor dem Hintergrund 
der aufziehenden Wirtschaftskri-
se sei sicherzustellen, dass wei-
terhin in den Ausbau der Erneu-
erbaren Energien investiert wird 
und sie die Energieversorgung 
von morgen gewährleisten kön-

nen. Dafür müsse auf der einen 
Seite der Netzausbau weiter vor-
angetrieben und Beiträge zur ge-
sicherten Leistung – zum Beispiel 
durch Speicher – erbracht wer-
den. Auf der anderen Seite gelte 
es, für den weiteren Erneuerba-
ren Ausbau das Marktdesign an-
zupassen und Hemmnisse abzu-
bauen.

Wettbewerb der Ideen

„Allem voran muss zügig der 
52 GW-Deckel für die Photovol-
taik-Förderung fallen, es dürfen 
keine pauschalen Abstandsrege-
lungen bei Windanlagen an Land 
eingeführt und der Weg für mehr 
Wind offshore muss frei gemacht 
werden“, forderte Andreae. Fi-
nanzierungssicherheit und Kos-
teneffizienz müssten beim wei-
teren Ausbau im Einklang ste-
hen und die Verbraucher entlas-
tet werden. Benötigt werde ein 
Wettbewerb der Ideen für in- 
novative Geschäftsmodelle. So 
könne der Erneuerbaren-Ausbau 
wichtige Impulse für die Konjunk-
tur aussenden und das Gleichge-
wicht von Ökonomie und Ökolo-
gie gehalten werden. Dies sei für 
die gesamte Wirtschaft von zent-
raler Bedeutung. 

Licht und Schatten

Laut Andreas Kuhlmann, Vor-
sitzender der dena-Geschäftsfüh-
rung, ist es „das große Verdienst 
des EEG, dass es zu einer rasan-
ten Technologieentwicklung und 
Kostendegression bei den er-
neuerbaren Stromtechnologien 
geführt und damit die Energie-
wende in Schwung gebracht hat. 
Es hatte aber auch immer Fehl-
barkeiten, insbesondere bei der 
zeitgerechten politischen Steue-
rung der verschiedenen Förder-
sätze, was zum Beispiel inten-
sive Kostendebatten nach sich 
gezogen hat. Reformen wie die 
Einführung des Ausschreibungsde-
signs – in Deutschland heiß disku-
tiert – haben in anderen Ländern 
früher stattgefunden. Gut desig-
nte Ausschreibungen können bei 
ausreichendem Angebot die ge-
wünschten preissenkenden Effek-
te haben, ohne den Ausbau aus-
zubremsen, wie man bei der Pho-
tovoltaik gesehen hat.“

Unglückliche Beschränkungen, 

Staatsminister Hubert Aiwanger:

Versorgungssicherheit  
und PV-Speicher-Programm
Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger hat die Ener-
gie-Versorgungssicherheit im Freistaat überprüfen lassen. Das Er-
gebnis: „Die Energieversorgung ist auch während der Corona-Epi-
demie sicher. Die Menschen müssen sich keine Sorgen machen.“

Im Netzgebiet des Bayern-
werks, das große Teile Bayerns 
umfasst, sank der Stromver-
brauch von Industrie und Groß-
kunden in der letzten Märzwoche 
phasenweise um bis zu 13 Pro-
zent. Hintergrund sind die Pro-
duktionsrückgänge. Im Kleinge-
werbe und in Privathaushalten 
war kein Rückgang spürbar.

Keine Engpässe

Die Stromproduktion aus kon-
ventionellen Kraftwerken und er-
neuerbaren Energien lief nach 
Einschätzung des Bayerischen 
Energieministeriums auf unver-
ändertem Niveau. Es gab und gibt 
weder Engpässe in den Lieferket-
ten noch bei der Verfügbarkeit 
des Personals.

Die Gasspeicher sind deutsch-
landweit derzeit ungewöhnlich 
voll. Mitte der letzten Märzwo-
che waren sie zu 73 Prozent ge-
füllt, zum gleichen Zeitpunkt des 
Vorjahres waren es nur 52 Pro-
zent. Auch die Versorgung mit 
Öl, Treibstoff, Benzin und Diesel 
ist auf hohem Niveau gesichert. 
Aufgrund des eingebrochenen 
Flugverkehrs ist Kerosin sogar im 
Überfluss vorhanden.

10.000 Anträge 

Aiwanger informierte zudem 
darüber, dass die Bürgerinnen 
und Bürger in Bayern bereits 
mehr als 10.000 Anträge im Rah-
men des PV-Speicher-Programms 
gestellt haben. „Die Antragszah-
len zeigen, dass wir auf einem gu-
ten Weg sind und dabei die richti-
gen Anreize setzen. Nur gemein-
sam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern in Bayern kann die Ener-
giewende ein Erfolg werden“, er-
klärte der Minister, auf dessen In-
itiative hin das Programm einge-
führt wurde, zu den aktuellen An-
tragszahlen.

Mit dem bayerischen Förder-
programm können Eigentümer 
von selbstgenutzten Ein- und 
Zweifamilienhäusern eine Förde-
rung für neue Stromspeicher in 
Verbindung mit einer Photovol-
taikanlage beantragen. Zusätzlich 
gibt es die Möglichkeit, einen Zu-

schuss für die Installation einer 
privaten Ladestation für Elektro-
fahrzeuge zu erhalten.

In den vergangenen Wochen 
sind die Antragszahlen noch ein-
mal stark gestiegen. Um diesen 
Schwung nicht zu verlieren, ist 
es laut Aiwanger dringend not-
wendig, dass auf Bundesebene 
der 52-Gigawatt-Deckel umge-
hend abgeschafft wird. Es dürfe 
nicht passieren, dass der Beitrag 
der Bürgerinnen und Bürger in 
Bayern zum Klimaschutz und der 
Energiewende ausgebremst wird.

Anlässlich des Tags des Ener-
giesparens wies der Minister 
auch darauf hin, dass nicht nur 
möglichst viele mit ihren PV-An-
lagen Strom erzeugen, sondern 
auch sparsam mit diesem und 
auch mit Wärme umgehen soll-
ten. Jede Kilowattstunde, die 
nicht verbraucht wird, müs-
se auch nicht erzeugt, transpor-
tiert, gespeichert oder gekauft 
werden. Im Zuge der Installation 
der PV-Anlage sollten die Haus-
besitzer daher prüfen, ob sie dies 
nicht gleich mit der Sanierung 
des Daches oder des Hauses ver-
binden können. 

Verbesserte Bundesförderung

Die Bundesförderung über die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) und über die steuerliche 
Absetzbarkeit von Sanierung sei-
en zum Jahreswechsel stark ver-
bessert worden. Für die hoch-
wertige Sanierung eines Zweifa-
milienhauses zum Effizienzhaus 
könne man beispielsweise einen 
Zuschuss von bis zu 96.000 Euro 
erhalten.

Insgesamt wurde bisher ei-
ne Fördersumme von rund 10,2 
Millionen Euro beantragt. Damit 
wird eine Gesamtleistung von 
mehr als 78.000 Kilowatt Peak ge-
fördert. Bei rund 1.730 Anträgen 
wurde die optionale Ladeeinrich-
tung für Elektrofahrzeuge mitbe-
antragt.

Die Antragstellung ist unkom-
pliziert auf elektronischem Weg 
möglich. Weitere Informationen 
und die Antragsplattform finden 
sich auf www.EnergieBonus.
Bayern. DK

wie etwa Deckel und zu niedri-
ge Ausbaupfade, kenne das EEG 
aber immer noch und stehe sich 
und den möglichen Energiewen-
de- und Klimaschutzerfolgen da-
mit selbst im Weg. Hier haben 
Bund und Länder aus Kuhlmanns 
Sicht einige Aufgaben zu erledi-
gen.

Die dena plädiert für eine Wei-
terentwicklung des EEG von ei-
nem reinen Förderinstrument 
für die erneuerbaren Stromer-
zeugungstechnologien hin zu ei-
nem Sektorenkopplung unter-
stützenden Instrument. Für ei-
ne dynamische Energiewende 
müssten die Sektorengrenzen 
überwunden werden. Die für 
dieses Jahr angekündigte Neu-
regelung soll das EEG vereinfa-
chen. Über die Jahre haben im-
mer mehr Sonderregelungen 
das EEG komplexer gemacht. 
Neue Geschäftsmodelle wurden 
so zunehmend verkompliziert 
und damit ausgebremst. 

Zur Vereinfachung gehöre auch,  
die vorhandenen Stellschrauben 
in- und außerhalb des EEG zu lö-
sen, um mehr Flächen für die Er-
neuerbaren bereitzustellen. Flan-
kierend sollte ein CO2 Mindest-
preis im Stromsektor eingeführt 
werden, um in Zeiten, in denen 
der Emissionshandel seine Auf-
gabe nicht erfüllen kann, die nöti-
gen Marktpreissignale zu setzen. 
„Dass dann im Gegenzug auch die 
EEG-Umlage stärker gesenkt wer-
den könnte, als es die Bundesre-
gierung erfreulicherweise bereits 
plant, wäre ein weiterer, positi-
ver Effekt“, stellte Kuhlmann fest.

Hohe Investitionssicherheit

Nach Ansicht von Dr. Robert 
Brandt, Geschäftsführer der Agen-
tur für Erneuerbare Energien e.V. 
(AEE), gehen die Errungenschaf-
ten des EEG weit über die Erzeu-
gung von Ökostrom hinaus. Laut 
dem Zentrum für Sonnenener-
gie- und Wasserstoff-Forschung 
Baden-Württemberg (ZSW) wur- 
den seit Einführung des EEG ins-
gesamt etwa 250 Milliarden Eu-
ro an Investitionen ausgelöst, um 
Anlagen für die erneuerbare Stro-
merzeugung zu errichten – von 
deren Betrieb die deutsche Wirt-
schaft mit etwa 95 Milliarden Eu-
ro profitiert hat. 

„Das EEG zeichnete sich in der 
Vergangenheit vor allem dadurch 
aus, dass Anlagenbetreibern ei-
ne hohe Investitionssicherheit 
durch eine garantierte Einspei-
severgütung und Anschluss-
pflicht gewährt wurde“, unter-
strich Brandt. Jede Kilowattstun-
de aus Erneuerbare-Energien-An-
lagen werde ins Netz eingespeist, 
vergütet und weiterverteilt. An-
lagenbetreiber erhielten in der 
Regel 20 Jahre lang eine techno-
logiespezifische garantierte Ver-
gütung für ihren Strom. Insbe-
sondere kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen sei so ein 
neuer Zugang zum Strommarkt 
eröffnet worden. In 84 Staaten 
der Welt existierten heute Ein-
speisevergütungen oder -prämi-
en für Strom aus Erneuerbaren 
Energien. Als Vorbild dafür gel-
te weithin das deutsche EEG – so 
unterstütze es auch weltweit die 
Energiewende.

Große Anpassungsfähigkeit

Ein weiteres Erfolgsrezept des 
EEG ist Brandt zufolge dessen An-
passungsfähigkeit. Von Anfang 
an seien kontinuierliche Berichts- 
und Revisionsprozesse im EEG 
verankert worden. So könne das 
Gesetz immer wieder an die Ent-
wicklung der Erneuerbaren Ener-
gien angepasst werden. 

„Mittelfristig wird es darum ge-
hen, die bisherigen Erfolgsprinzi-
pien des EEG in eine umfassende 
Systemtransformation des beste-
henden Energiemarktes einflie-
ßen zu lassen, so dass die Erneu-
erbaren Energien als Hauptstüt-
ze des Stromversorgungssystems 
zur vollen Geltung kommen“, 
machte der Geschäftsführer 
deutlich. DK

Bayernwerk jetzt auf  
störungsauskunft.de

Auch die leistungsfähigsten Energienetze bleiben von vereinzel-
ten Störungen nicht verschont. Einerseits liegen höhere Gewal-
ten wie Wettereinflüsse nicht in der Hand des Netzbetreibers. 
Andererseits erfordern turnusmäßige Ertüchtigungen oder Bau-
arbeiten am Energienetz mitunter eine kurzzeitige Unterbre-
chung des Stromflusses. Die Kundinnen und Kunden der Bayern-
werk Netz GmbH (Bayernwerk) können sich ab sofort über solch 
kurze Unterbrechungen auf der Internetseite störungsauskunft.
de informieren.

Wasserkraft ist systemrelevant und 
Grundlage der Daseinsvorsorge

4.000 Wasserkraftwerke in Bayern liefern auch in der Corona-Krise zuverlässig und CO2-frei Strom 

Wie bedeutend die Wasserkraft für die stabile Energieversorgung 
ist, zeigt sich in Zeiten der Corona-Pandemie einmal mehr. Eine si-
chere Versorgung der Bevölkerung, aber auch aller Einrichtungen 
in der Produktion, dem Gesundheitswesen und dem Lebensmit-
telgewerbe mit Energie hat höchste Priorität. Mit einem Anteil 
von durchschnittlich 14 Prozent an der Bruttostromerzeugung in 
Bayern zählen die rund 4.000 Wasserkraftwerke deshalb zur kriti-
schen Infrastruktur. 

„Die Anlagen erzeugen auch 
in Krisenzeiten zuverlässig wie 
eh und je Strom und sie machen 
unabhängiger von Energie-Im-
porten“, betont Fritz Schwei-
ger, 1. Vorsitzender der Vereini-
gung Wasserkraftwerke in Bayern 
(VWB) e.V. Der Beitrag der Was-
serkraft zur Daseinsvorsorge kön-
ne nicht hoch genug eingeschätzt 
werden. 

„Wasserkraftwerke funktionie- 
ren trotz Corona ohne Einschrän-
kungen, die Stromproduktion ist 
auch in Krisenzeiten sicherge-
stellt“, ergänzt Hans-Peter Lang, 
Vorstandsvorsitzender des Lan-
desverbandes Bayerischer Was-
serkraftwerke eG. „Die Wasser-
kraft als die älteste Erneuerba-
re-Energien-Technologie im Frei- 
staat stellt jetzt ihre unschlagba-
ren Vorzüge unter Beweis: Sie ist 
grund-, mittel- und spitzenlastfä-
hig sowie speicherfähig, und sie 

trägt zur Stabilität und Flexibilität 
der regionalen Netze bei.“ 

Kapazitäten ausbauen

In einer Zeit der Verunsiche-
rung der Bevölkerung, der poli-
tischen und kommunalen Ver-
pflichtung zur Sicherung der Da-
seinsvorsorge, einer sich anbah-
nenden Wirtschaftskrise und, 
nicht zu vergessen, des fortschrei-
tenden Klimawandels, ist es umso 
wichtiger, alle zur Verfügung ste-
henden Wasserkraft-Kapazitäten 
zu nutzen, zu sichern und rasch 
auszubauen. So lautet der Appell 
der bayerischen Wasserkraftbän-
de VWB und LVWB an die bayeri-
sche Staatsregierung und die zu-
ständigen Behörden. Das im Bay-
erischen Klimaschutzgesetz von 
2019 definierte Zubau-Ziel von ei-
ner Terrawattstunde Energie aus 
Wasserkraft solle mit der unbüro-

kratischen Ermöglichung der Effi-
zienzsteigerung bei bestehenden 
Anlagen und dem Neubau von 
Wasserkraftanlagen konsequent 
verfolgt werden.

Die Vereinigung Wasserkraft-
werke in Bayern (VWB) e.V. und 
der Landesverband Bayerischer 
Wasserkraftwerke (LVBW) eG be-
grüßen es daher, dass Hubert Ai-
wanger, stellvertretender Minis-
terpräsident von Bayern sowie 
Staatsminister für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie, die-
se Bedeutung hervorhebt und auf 
eine Fehlentwicklung hinweist. 

In einem Facebook-Post am 
14. März 2020 schrieb der Mi-
nister: „Regionale, dezentrale  
Strukturen bedeuten Stabilität! 
Eine Lehre aus der Coronakri-
se ist schon jetzt, dass wir künf-
tig bei der Bewertung, was sich 
alles ‚nicht mehr rentiert‘ et-
was anders denken müssen. Klei-
ne Krankenhäuser, (…), regionale 
Energieerzeuger wie kleine Was-
serkraftwerke (…). Globalisie-
rung ja, aber die öffentliche Da-
seinsvorsorge wurde schon et-
was zu bedenkenlos der reinen 
Gewinnmaximierung unterwor-
fen in den letzten Jahrzehnten. 
Eine Neujustierung ist nötig.“ r

Mit dem Go-Live des Bayern-
werks sind nun auch die Störun-
gen im Netz des größten baye-
rischen Verteilnetzbetreibers 
auf der Plattform störungsaus-
kunft.de registriert. Auf einer 
deutschlandweiten Karte kön-
nen sich die Netzkunden des 
Unternehmens ab sofort über 
Versorgungsunterbrechungen 
informieren. 

Durch die digitalisierten Netz- 
leitsysteme werden auftretende  
Störungen umgehend auf der  
Informationsplattform angezeigt. 
Darüber hinaus zeigt Störungs 
auskunft.de geplante Strom 
abschaltungen an, die im Zuge  
von Netz- und Instandhal- 
tungsarbeiten erforderlich sind. 

Störungsauskunft.de ermög- 
licht aber auch die unkompli-
zierte Meldung von Störungen 

durch Bürger an das Bayernwerk. 
Zur Nutzung des Portals müs-

sen Verbraucher lediglich ihre 
Postleitzahl angeben und zwei 
Prüf-Fragen beantworten. Er-
kennt das Portal von störungs-
auskunft.de einen Stromausfall 
durch steigendes Besuchervo-
lumen, veröffentlicht es im Na-
men des Verteilnetzbetreibers 
eine automatisierte Meldung, 
die für alle Besucher sichtbar 
ist. Für das Bayernwerk besteht 
zusätzlich die Möglichkeit, die-
se Meldungen individuell zu er-
gänzen. Dies ist insbesondere 
bei größeren Störungen wich-
tig, beispielsweise in Folge von 
Stürmen.

Die Plattform Störungsaus-
kunft.de behandelt alle Daten 
von Verbrauchern und Verteil-
netzbetreibern vertraulich. r

http://www.EnergieBonus.Bayern
http://www.EnergieBonus.Bayern
https://st�rungsauskunft.de/map/
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Wir halten zusammen.
erdgas-schwaben.de

Mach es 
wie deine 
Heizung.
#bleibdaheim

Sichere Energiezukunft 
in Aindling

Die Energiezukunft in der Marktgemeinde Aindling im Landkreis 
Aichach-Friedberg hat begonnen. erdgas schwaben ist mit der 
100-prozentigen Unternehmenstochter schwaben netz für Planung, 
Bau und Betrieb des Gasnetzes in Aindling verantwortlich. Tomas 
Zinnecker, Erster Bürgermeister in Aindling (2.v.r.), und Uwe Sommer, 
Prokurist schwaben netz (2.v.l.), unterzeichneten den bis 2039 laufen-
den Wegenutzungsvertrag offiziell im Rathaus des Marktes Aindling. 
Außerdem auf dem Bild: Georgia von Kobyletzki und Andreas Grä-
gel, beide Finanzverwaltung Markt Aindling. Bild: erdgas schwaben

Roland Biesenberger, erster Bürgermeister in Buch (links), und Uwe 
Sommer, Prokurist schwaben netz. Bild: erdgas schwaben

Buch schließt  
Wegenutzungsvertrag ab

Die Energiezukunft in Buch im Landkreis Neu-Ulm hat begonnen. 
erdgas schwaben ist mit der 100-prozentigen Tochter schwaben 
netz in Zukunft für Planung, Bau und Betrieb des Gasnetzes in der 
Marktgemeinde verantwortlich. Vor kurzem unterzeichneten Ro-
land Biesenberger, Erster Bürgermeister in Buch, und Uwe Som-
mer, Prokurist schwaben netz, den bis 2041 laufenden Wegenut-
zungsvertrag offiziell im Rathaus des Marktes.

Sichere und preisgünstige 
Energieversorgung mit 
langfristiger Perspektive

„Mit dieser Entscheidung stel-
len wir die nachhaltige Energie-
versorgung mit Gas sicher“, er-
klärte Bürgermeister Biesen-
berger bei der Vertragsunter-
zeichnung. „erdgas schwaben 
hat sich als verlässlicher Part-
ner erwiesen. Mit dem Wege-
nutzungsvertrag können unsere 
Bürgerinnen und Bürger lang-
fristig planen – sowohl Häus-
lebauer als auch Gewerbetrei-
bende und wir von der Kommu-
nalverwaltung. Denn Gas ist zu-

kunftssicher, preisgünstig und 
klimaschonend.“

„Gas boomt – in unserem ge-
samten Versorgungsgebiet ist 
die Nachfrage groß“, machte 
Uwe Sommer, schwaben netz, 
deutlich. „Die Umstellung auf 
Gas ist kostengünstig und ein-
fach. Mit unseren Gasnetzen 
stellen wir die zuverlässige 
Versorgung von Industrie, Ge-
werbe und Haushalten mit Gas 
und Biomethan sicher – zu fai-
ren Preisen. Zukünftig dienen 
diese Netze als großer Spei-
cher für das im Zuge der Ener-
giewende immer grüner wer-
dende Gas.“ r

In Bruckberg wird  
jetzt gegraben

15 km-Gasleitungen und 30 km-Glasfaserleitungen  
sollen in 2020 verlegt werden

Bevor die Bagger mit den Bauarbeiten für die Gasleitungen und 
Glasfaserleitungen loslegen können, war einiges an Vorarbeiten 
zu leisten. Zunächst mussten im Vorfeld der Vertragsunterzeich-
nung zwischen der Gemeinde Bruckberg und den ausführenden 
Unternehmen Energie Südbayern und M-net einige Punkte ge-
klärt werden. So ging es zum Beispiel um die Beantragung von 
Fördergeldern wie auch um die erforderlichen Verhandlungen bei 
Rohrverlegungen zwischen den Eigentümern und den zuständi-
gen Behörden. 

Ein großer Erfolg ist, dass 
Bruckberg nun eines der ersten 
Projekte im Bundesförderpro-
gramm ist, das über ein Co-Fi-
nanzierungsmodell umgesetzt 
wird. Immerhin geht es um 
knapp 3 Millionen Fördermittel, 
die durch die Bundesregierung, 
den Freistaat Bayern und die 
Gemeinde Bruckberg den Ein-
wohnern vor Ort zu Gute kom-
men.

Glasfaseranschluss durch  
Energie Südbayern und M-net

Die Errichtung des Erdgasnet-
zes erfolgt durch Energienetze 
Bayern, ein Tochterunterneh-
men von Energie Südbayern. 
Nach der Verlegung des Haus-
anschlusses kann die Umstel-
lung auf Erdgas auch zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen. 
Der Glasfaseranschluss erfolgt 
durch Energie Südbayern ge-

meinsam mit der Firma M-net. 
Mit den Highspeed-Internet-
zugängen von M-net können 
Haushalte die gesamte Band-
breite der digitalen Möglichkei-
ten nutzen: vom Internetfern-
sehen und Streaming über On-
line-Gaming bis hin zu Arbeiten 
in der Cloud und im Home-Of-
fice. 

Wer bis jetzt noch keinen 
Antrag für einen Glasfaseran-
schluss oder einen Erdgas-Haus-
anschluss gestellt hat, kann dies 
aktuell noch nachholen. Für alle 
Informationen und Rückfragen 
gibt es einen persönlichen An-
sprechpartner, Mario Baufeld, 
der auch für Beratungsgesprä-
che vor Ort zur Verfügung steht. 

Die Rohrverlegungen begin-
nen in den nächsten Wochen 
und werden zügig umgesetzt. 
Ausgangspunkt sowohl für die 
Verlegung der Erdgasleitung 
als auch der Glasfaserleitungen 
ist das Gewerbegebiet „Bruck-
berg/Am Industriepark“. Die be-
teiligten Unternehmen werden 
gemeinsam mit der Gemeinde 
Bruckberg regelmäßig über die 
Fortschritte der Bauarbeiten be-
richten. r

Gemeinsame Positionierung von Energiewirtschaft und Automobilindustrie: 

Für Nutzung der 450-MHz-Frequenz 
durch die Energiewirtschaft

Energiewirtschaft und Automobilindustrie sprechen sich dafür 
aus, die 450-Megahertz-Frequenz an die Betreiber kritischer In- 
frastrukturen zu vergeben. Gemeinsam treten die drei Verbände 
für das Gelingen einer sektorenübergreifenden neuen Energiewelt 
ein. Sektoren wie Energie und Mobilität, die faktisch immer mehr 
zusammenwachsen, müssen im Sinne der Versorgungssicherheit 
und des Klimaschutzes auch vermehrt zusammengedacht werden. 

„Die Bundesnetzagentur als zu-
ständige Fachbehörde hat wie-
derholt deutlich dargelegt, wa-
rum die Energiewirtschaft und 
weitere kritische Infrastrukturen 
einen dringenden Bedarf an ei-
ner sicheren und hochverfügba-
ren Kommunikationslösung ha-
ben: Es geht um nicht weniger als 
die Gewährleistung der Versor-
gungssicherheit, die Umsetzung 
der Energiewende und die Digi-
talisierung kritischer Infrastruk-
turen“, betonten Kerstin Andre-
ae, Vorsitzende der BDEW-Haupt-
geschäftsführung, und Michael  
Wübbels, stellvertretender VKU- 
Hauptgeschäftsführer. 

Hildegard Müller, Präsidentin 
des Verbandes der Automobilin-
dustrie, unterstreicht: „Die Fre-
quenzvergabe hat auch Einfluss 
auf die erforderliche Mobilitäts-
wende: Eine stark steigende An-
zahl von Elektroautos erfor-
dert den weiteren Ausbau einer 
Ladeinfrastruktur, die kommuni-
kativ in die Steuerung der Strom-
netze eingebunden sein muss. Die 
kommunikationstechnische Ein-
bindung kann über 450 MHz er-
folgen, die im freien Wettbewerb 
allen Interessierten offenstehen 
muss. Die Automobilbranche un-
terstützt daher die Position der 
Energiewirtschaft zur Zuteilung.“ 

Zukünftig wird eine sehr gro-

ße Anzahl an E-Fahrzeugen an öf-
fentlichen und privaten Ladepunk-
ten aufgeladen. Hierfür ist neben 
der standardisierten Schnittstel-
le zwischen Fahrzeug und Lade-
punkt auch eine stabile Kommu-
nikationstechnologie zwischen La-
depunkt und Energienetz erfor-
derlich, mit der die Ladevorgänge 
intelligent gesteuert werden kön-
nen. Durch ein intelligentes Last-
management und die Möglich-
keiten zur Aufnahme und Abgabe 
von grünem Strom lassen sich die 
Fahrzeugspeicher sinnvoll netzun-
terstützend integrieren. Durch ei-
ne sichere und flexible Steuerung 
des Ladevorgangs können sowohl 
für das Netz als auch für den Fahr-
zeugnutzer wirtschaftliche Vortei-
le generiert werden. Damit wird 
auch der Hochlauf der Elektromo-
bilität unterstützt. 

Zügiger Roll-Out erforderlich

Von großer Bedeutung ist der 
zügige Roll-Out intelligenter La-
depunkte sowohl in Richtung 
Netz als auch Fahrzeug und die 
Nutzung für ein breites Angebot 
flexibler und attraktiver Kunden-
tarife. Zudem wachsen mit Blick 
auf das Thema Cybersicherheit 
auch hier die Anforderungen an 
eine besonders widerstandsfähi-
ge Informations- und Kommuni-

kationstechnik. Mit Blick auf die-
se Herausforderungen sollten 
auch die 450-MHz-Frequenzen 
genutzt werden. 

In den vergangenen Monaten 
haben sich auch die Wirtschafts-
ministerkonferenz und der Beirat 
der Bundesnetzagentur für die Fre-
quenz-Nutzung durch die Energie-
wirtschaft ausgesprochen. Auch 
die seitens des Bundesministeri-
ums für Verkehr und digitale In- 
frastruktur (BMVI) beauftragte Stu- 
die zur Etablierung der Frequenz-
bedarfe von Energiewirtschaft und 
BOS und der Eignung von 450MHz 
kommt zu einem eindeutigen Er-
gebnis: Die Energiewirtschaft hat 
einen erheblichen und kurzfristi-
gen Bedarf und keine Alternative 
zu einem 450MHz Funknetz. 

Kompromissangebot

BDEW und VKU haben den Si-
cherheitsbehörden als Kompro-
miss ein, auch vom VDA unter-
stütztes, Mitnutzungsangebot vor- 
gelegt. Wie ein aktuelles Gutach-
ten des Bundesverkehrsministeri-
ums bestätigt, können damit und 
mit den bestehenden BOS-Zutei-
lungen im 380-MHz-Bereich die 
kurzfristigen Kommunikationsbe- 
darfe gedeckt werden. Für die 
langfristigen breitbandigen Bedar-
fe stünde zudem das bereits zu-
geteilte Spektrum in 700 MHz zur 
Verfügung. Zur Deckung der mit-
tel- und langfristigen BOS-Bedar-
fe erwägt die Bundesregierung 
derzeit dem Vernehmen nach ei-
ne Zuweisung von Frequenzen im 
600-MHz-Bereich, was BDEW und 
VKU explizit unterstützen. r

Elektroautos  
ohne Ladekarte laden

Strom laden noch bequemer und verlässlicher machen – darauf zielt 
„plug&charge“ nach dem ISO-Standard 15118 ab. Dahinter steht das 
Prinzip anstecken – laden – weiterfahren. Die Software im Fahrzeug 
authentifiziert das Fahrzeug, registriert den Preis und stößt in Echtzeit 
den Abrechnungsprozess an, all dies ohne Interaktion des Fahrers und 
ohne Ladekarte – diese ist jetzt im Fahrzeug integriert. Der ISO-Stan-
dard 15118 stellt sicher, dass die Kommunikationsprozesse zwischen 
der Infrastruktur und dem Fahrzeug vor Zugriffen von außen und vor 
Manipulation geschützt sind. 

Die BayWa Mobility Solutions 
(BMS) und die Hubject GmbH, 
die maßgeblich in die Entwick-
lung des ISO-Standard involviert 
war, haben ein Projekt gestartet, 
das plug&charge gemeinsam mit 
weiteren Partnern, unter ande-
rem alpitronic und has_to_be, 
zur Serienreife bringen soll.

„Die Integration der Ladekar-
ten-Funktion in das Fahrzeug ist 

zukunftsweisend“, betont Chris-
tian Krüger, Geschäftsführer der 
BayWa Mobility Solutions Gm-
bH. „Sie macht das Laden einfa-
cher und trägt dazu bei, E-Mobi-
lität noch populärer zu machen. 
Mit dem Einstieg in das Projekt 
wollen wir als Ladekartenanbie-
ter den Prozess von Anfang an 
begleiten und die Entwicklung 
mit vorantreiben.“ Erste ISO 

15118-fähige Fahrzeuge gibt es 
bereits, etwa den Smart EQ von 
Daimler oder den Audi e-tron. 

Neben der Integration der La-
dekarte ins Fahrzeug sollen mit 
plug&charge weitere Mehrwert- 
dienste geschaffen werden, 
wie zum Beispiel die Vorab-Re-
servierung eines Ladepunktes 
oder Routeninformationen zur 
Ladeinfrastruktur – zusätzliche 
Erleichterungen also für den 
Fahrer eine E-Fahrzeugs. r

https://www.erdgas-schwaben.de/


KO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N10 GZ17. April 2020

EU-Erneuerbaren-Ziel:

Deutschland auf Kurs
Laut aktuellen Zahlen des Umweltbundesamtes (UBA) ist 
Deutschland auf dem Zielpfad für die Erreichung seines verbind-
lichen EU-Erneuerbaren-Ziels von 18 Prozent für 2020. 2019 hat-
ten die erneuerbaren Energien einen Anteil von 17,1 Prozent am 
Bruttoendenergieverbrauch. Im Jahr davor lag der Anteil noch 
bei 16,5 Prozent. Allerdings entwickelten sich die Sektoren unter-
schiedlich: Beim Strom stieg der Anteil der Erneuerbaren auf den 
Rekordwert von 42,1 Prozent. Im Wärmesektor wuchs der Anteil 
leicht, während er im Verkehr stagnierte. 

Im Wärmebereich nahm der 
Anteil der erneuerbaren Ener-
gien von 14,3 auf 14,5 Prozent 
zu. Im Verkehrssektor verharren 
die erneuerbaren Energien bei 
5,6 Prozent. Zwar wurde etwas 
mehr erneuerbare Energie pro-
duziert, gleichzeitig stieg aber 
auch der gesamte Energiever-
brauch. Der Verkehr ist für gut 
ein Viertel des Gesamtenergie-
verbrauchs verantwortlich. In 
beiden Sektoren geht die Ent-
wicklung kaum voran: Schon in 
den Vorjahren gab es hier nur 
eine geringe Steigerung des Er-
neuerbaren-Anteils.

Der Anteil der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Quel-
len stieg 2019 auf den Rekord-
wert von 42,1 Prozent (2018: 
37,8). Gleichzeitig ist der Zubau 
von erneuerbaren Erzeugungs-
kapazitäten insgesamt rückläu-
fig. Insbesondere die Windkraft 
an Land leidet unter den Rah-
menbedingungen: Die netto neu 
installierte Leistung der Winde-
nergieanlagen an Land brach 
von 4,9 GW (Gigawatt) im Re-
kordjahr 2017 und 2,3 GW im 
Jahr 2018 auf nur noch 0,9 GW 
im Jahr 2019 ein. Seit dem Jahr 
2000 wurde nur im Jahr 2008 

weniger Windenergie-Leistung 
an Land installiert. Auch der 
Anstieg der Installation neuer 
PV-Anlagen kann diesen Rück-
gang nicht vollständig kompen-
sieren. Laut UBA sollte sich der 
jährliche Brutto-Ausbaupfad für 
den Zeitraum bis 2030 auf min-
destens 4 GW pro Jahr erhöhen. 
Um den Zielen des Übereinkom-
mens von Paris zu entsprechen, 
wäre ein Ausbau von mindes-
tens 5,5 GW pro Jahr erforder-
lich.

Wichtiger Wärmesektor

Laut UBA-Präsident Dirk Mess-
ner geht Klimaschutz nur mit 
mehr Energie aus Sonne, Wind 
und Wasser. Bislang wird die 
Energiewende aber vor allem 
durch den Stromsektor getrie-
ben. Der Wärmesektor ist hier 
leider, ebenso wie der Verkehrs-
sektor, noch nicht auf dem rich-
tigen Pfad.“ Der Wärmesektor 
sei besonders wichtig, denn er 
stehe für rund 50 Prozent des 
Bruttoendenergieverbrauchs. 
Da Bauen und Sanieren dauert, 
müssten die gesetzlichen Re-
gelungen für eine erfolgreiche 
Wärmewende schnell geschaf-

fen werden – etwa im kommen-
den Gebäudeenergiegesetz.

Zusätzlicher Handlungsdruck

Wie Kerstin Andreae, Vor-
sitzende der BDEW-Hauptge-
schäftsführung, betonte, „ist die 
Leistungsfähigkeit der Erneuer-
baren sehr erfreulich. Allerdings 
sollten wir uns immer vor Au-
gen halten, dass es sich um eine 
Momentaufnahme handelt und 
viele Sondereffekte hineinspie-
len. Die Rekordzahlen stehen in 
scharfem Kontrast zur dramati-
schen Situation beim aktuellen 
Ausbau von Wind- und PV-An-
lagen: Werden die Hemmnisse 
und Deckel hier nicht zügig be-
seitigt, ist das 65 Prozent-Ziel 
bis 2030 kaum zu erreichen. Die 
wirtschaftlich schwierige Situa-
tion verschärft den Handlungs-
druck zusätzlich: Es muss sicher-
gestellt werden, dass weiterhin 
in den Ausbau der Erneuerba-
ren investiert wird, damit sie die 
Energieversorgung von morgen 
gewährleisten können.“

„Gerade angesichts des wirt-

schaftlichen Einbruchs durch die 
Corona-Krise lohnen sich mehr 
Investitionen in Erneuerbare  
Energien“, ergänzte Prof. Dr. 
Frithjof Staiß, geschäftsführen-
des Vorstandsmitglied des Zen-
trum für Sonnenenergie- und 
Wasserstoff-Forschung (ZSW).
„Bei der Errichtung von Winde-
nergie- und Solaranlagen bleibt 
im Vergleich zur Nutzung fossi-
ler Energien ein deutlich größe-
rer Anteil der Wertschöpfung 
im Land. Das wirkt sich positiv 
auf die Konjunktur und die Un-
ternehmen aus. Hinzu kommt: 
Die Investitionen in Erneuerba-
re-Energien-Projekte sind we-
nig risikobehaftet – für Investo-
ren, die der derzeit volatile Akti-
enmarkt abschreckt, eine finan-
ziell lohnende Option.“

Nach Auffassung von Bundes-
wirtschaftsminister Peter Alt- 
maier ist das EU-Erneuerba-
ren-Ziel von 18 Prozent im Jahr 
2020 „greifbar“. „Wir müssen 
jetzt daran arbeiten, dass wir 
die Ziele nachhaltig erreichen 
und den Anteil erneuerbarer 
Energien weiter ausbauen. Der 
europäische Green Deal eröff-
net wirtschaftspolitische Chan-
cen. Diese Chancen müssen wir 
nutzen“, unterstrich Altmaier 
abschließend. DK

dena-Analyse:

KI braucht vor allem 
Energieeffizienz

Künstliche Intelligenz (KI) ist aus der sich immer weiter digitalisie-
renden Welt nicht mehr wegzudenken. Das Thema durchdringt 
Schritt für Schritt auch die Energiewirtschaft. KI gilt als Hoffnungs-
träger für die Erreichung der Ziele eines CO2-freien Energiesys-
tems. Eine aktuelle Analyse der Deutsche Energie-Agentur (dena) 
zielt darauf ab, aktuelle KI-Trends zu erfassen und abzubilden und 
anhand dessen erste Implikationen für die Energiewirtschaft ab-
zuleiten.

Empfehlungen für  
die Energiewende

Aus den Beobachtungen lei-
tet die dena fünf Empfehlun-
gen für die deutsche Energie-
wende ab: 

1. Energieeffiziente IT-Infra-
struktur und Software fördern

Durch die Klimaproblematik 
steigt weltweit das Interesse, di-
gitale Technologien für den Kli-
maschutz nutzbar zu machen. 
Mit dem prognostizierten An-
stieg an globaler Rechenkapazi-
tät für KI-Anwendungen geht je-
doch ein wachsender Energie-
verbrauch einher. Um diesen 
Widerspruch aufzulösen, muss 
energie- und ressourceneffizi-
ente Infrastruktur und Software 
erforscht und eingesetzt wer-
den. Hierzu empfiehlt die de-
na, die Entwicklung energieef-
fizienter IT-Technik mit Förder-
programmen für Wissenschaft 
und Wirtschaft anzustoßen. Ei-
ne verlässliche Basis dafür soll-
te mit einer Grundlagenstudie 
über KI-bedingte Energiever-
bräuche zunächst geschaffen 
werden.

2. Mit Daten trainieren und 
diese gleichzeitig schützen

Die Quantität und vor allem  
die Qualität von Datensätzen  
entscheidet über die Wirksamkeit 
von KI-Anwendungen. Gleichzei-
tig sind personen- und auch un-
ternehmensbezogene Daten ein 
schützenswertes sowie zuneh-
mend wertvolles Gut. Auch die 
Energiebranche ist daher aufge-
fordert, Modelle zu entwickeln, 
um Datenherkunft und Datenver-
wendung technologisch nachvoll-
ziehen und ökonomisch verwer-
ten zu können. Konkret empfiehlt 
die dena, dazu Experten verschie-
dener Disziplinen zu einem Dialog 
an einen Tisch zu bringen.

3. KI mit weiteren digitalen 
Klimaschutz-Technologien ver-
knüpfen

Internationale Forschungsclus- 
ter verknüpfen zunehmend künst 
liche Intelligenz mit digitalen 
Klimaschutztechnologien und  
nutzen dabei Synergien. Die dena  
regt an, das Zusammenspiel von 
Blockchain-Technologie als digi- 
tale Infrastrukturgrundlage und 
künstlicher Intelligenz in Deutsch-

land zu forcieren. Ein möglicher 
Rahmen dafür ist das aus der 
Blockchain-Strategie der Bun-
desregierung hervorgegangene 
Pilotierungslabor „Future Ener-
gy Lab“, in dem Untersuchungs-
vorhaben zum Energieverbrauch 
der KI, der Betriebsoptimierung 
und Prognose ergänzt werden 
können.

4. KI-Startups für die Ener-
giebranche gewinnen und fit 
machen

Startups treiben weltweit die  
KI-Entwicklung mit voran. Sie 
für die Chancen am deutschen 
Energiemarkt zu sensibilisieren  
und gleichzeitig mit dessen Ei-
genheiten als stark regulierter 
Markt vertraut zu machen, kann 
ein wirksamer Ansatz für mehr 
Innovationskraft in der Energie- 
branche sein. Als Konsequenz da-
raus empfiehlt die dena die Ver-
mittlung von energiewirtschaftli-
chem Know-how und Unterstüt-
zung beim Transfer bestehender 
Geschäftsmodelle in die Energie-
welt.

5. Dialogforum mit der Bevöl-
kerung einrichten

Um Berührungsängste mit der 
neuen Technologie in Deutsch-
land abzubauen und gleichzei-
tig Anregungen aus der Bevölke-
rung zu erhalten, regt die dena 
einen branchenübergreifenden 
Dialog über KI in der Energie-
wende an. Denn für die disrupti-
ve Klimaschutz-Technologie KI 
sind Akzeptanz und Verständ-
nis in der pluralistischen Gesell-
schaft die Voraussetzungen für 
ihren Erfolg.

Schlüsse für  
den Energiesektor

Wie Andreas Kuhlmann, Vor-
sitzender der dena-Geschäfts-
führung, erläuterte, „durchdringt 
Künstliche Intelligenz weltweit al-
le Lebens- und Wirtschaftsberei-
che. Es lohnt sich zu schauen, wie 
andere Nationen den großen po-
litischen, gesellschaftlichen und 
technologischen Herausforderun-
gen, die mit KI verbunden sind, be-
gegnen. Daraus lassen sich wich-
tige Schlüsse für den deutschen 
Energiesektor ziehen – aus denen 
wiederum Innovations-Chancen 
entstehen.“ KI

Energiewende:

BMWi veröffentlicht  
Digitalisierungsbarometer
Wie ist die Digitalisierung der Energiewende in Deutschland im 
Jahr 2019 vorangekommen? Wo ist noch Arbeit notwendig? Die-
sen Fragen geht die Fortschreibung des „Barometer Digitalisie-
rung der Energiewende“ von Ernst & Young nach, das vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie in Auftrag gegeben 
und jetzt veröffentlicht wurde.

Der Barometerbericht 2019 
beschreibt den aktuellen Stand 
bei der Digitalisierung der Ener-
giewende: Mit dem lang erwar-
teten Durchbruch bei den Zer-
tifizierungen und der Markt- 
erklärung ist der Weg für den 
Pflichteinbau von intelligenten 
Messsystemen frei. Damit ist laut 
Ernst & Young ein wichtiges Etap-
penziel bei der Digitalisierung der 
Energiewende erreicht.

 Auch der Standardisierungs-
prozess gewinne an Kontur, die 
fachliche Ausarbeitung der Road-
map von Bundeswirtschaftsmi-
nisterium und dem Bundesamt 
für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI) wurde mit kla-
ren Zeitvorgaben gestartet. 

Marktkommunikation

Erheblichen Fortschritt attes-
tieren die Gutachter auch im Be-
reich der Marktkommunikation. 
Die Branche habe die Festlegung 
der Bundesnetzagentur (BNetzA) 
zur „Marktkommunikation 2020“ 
umgesetzt. Hier bestehe nun 
mehr Planungssicherheit für die 
Unternehmen auf dem Weg zur 
vollständigen Umsetzung der 
sternförmigen Datenkommuni-
kation. Eine wichtige zukünftige 
Herausforderung bleibe die Ein-
bindung des Letztverbrauchers 
in die Digitalisierung der Energie-
wende.

Mit der Zertifizierung von drei 
Smart Meter Gateways und der 
Markterklärung für den Beginn 
des Pflichtrollouts sei ein wichti-
ges Momentum geschaffen. Die-
ses müsse im laufenden Jahr ge-
nutzt werden, um Fortschritte 
auf der gesetzlichen und regula-
torischen Ebene und bei der Um-
setzung zu erzielen. Dabei sind 

aus Sicht der Gutachter für 2020 
insbesondere vier zentrale Wei-
chenstellungen zu nennen:
1. Die geplante EEG-Reform mit  
der Fortschreibung des Rechts 
rahmens zur Ausweitung des 
Smart-Meter-Gateway (SMGW)- 
Pflicht-Rollouts, auch zur Steu-
erung von EEG- und KWKG-An-
lagen kleiner 100 kW mit an-
schließender Aktualisierung der 
Marktanalyse des Bundesamts 
für Sicherheit in der Informati-
onstechnik
2. Die Fortschreibung des Rechts-
rahmens zur netzorientierten 
Steuerung flexibler Verbrauchs- 
einrichtungen nach EnWG, die 
insbesondere durch den bevor-
stehenden starken Ausbau der 
Ladeinfrastruktur für die Elektro-
mobilität immer mehr an Bedeu-
tung gewinnt
3. Die ausstehende Entschei- 
dung zur Nutzung der 450-MHz- 
Lizenz für die Digitalisierung der 
Energiewirtschaft, die als ein kri-
tischer Erfolgsfaktor für das Ge-
samtvorhaben gelten kann
4. Die zügige Umsetzung des 
Pflicht-Rollouts für intelligente 
Messsysteme, um praktische Er-
fahrungen im Massen-Rollout 
zu sammeln und die installier-
ten Stückzahlen für eine schnel-
lere Marktverbreitung von Lö-
sungsangeboten auf der Basis der 
SMGW-Technologie zu erhöhen.

Das am 2. September 2016 in 
Kraft getretene Gesetz zur Di-
gitalisierung der Energiewende 
(GDEW) hat Smart Metering in 
Deutschland neu definiert und 
die Rahmenbedingungen für ein 
zukunftstaugliches Smart Grid 
gesetzt. Das Digitalisierungsba-
rometer betrachtet in jährlichen 
Fortschrittsberichten den Umset-
zungsstand des Gesetzes. KI

Bundesverband Geothermie:

Energie- und  
Wärmewende forcieren

„Das naturverträgliche Ausbaupotenzial der Geothermie in 
Deutschland wird aktuell bei weitem nicht gehoben“, beklagt 
Dr. Erwin Knapek, Präsident des Bundesverbandes Geothermie 
(BVG). Vor dem Hintergrund der diskutierten EEG-Novellierung 
fordert der BVG einige Anpassungen des Gesetzes, um den wei-
teren Ausbau der Tiefen Geothermie zur Stromerzeugung zu si-
chern und so die grundlastfähige Erneuerbare Energie Erdwärme 
auch künftig zu fördern.

Die Tiefe Geothermie bietet 
Knapek zufolge eine hervorra-
gende Möglichkeit, Strom- und 
Wärmeproduktion sowie die im 
Rahmen der Klimaerwärmung 
immer wichtiger werdende Käl-
teproduktion zu koppeln und 
so nicht nur die Energie-, son-
dern auch die Wärmewende  
voranzutreiben. Eine fünfpro-
zentige Degression ab 2021 ent-
zöge der Tiefen Geothermie die 
verlässliche Entwicklungsgrund-
lage. Deswegen sei eine weitere 
Förderung durch das EEG auch 
so wichtig. 

BVG schlägt Degression vor

Für den Ausbau der Erneuer-
baren Energie erarbeitete die 
Branche deshalb einige Vorschlä-
ge: Wichtigste Maßnahme ist ei-
ne Anpassung des Degressions-
mechanismus und die Beibehal-
tung des aktuellen Strompreises 
von 25,2 ct/kWh. Im aktuellen 
EEG ist eine kalendergesteuer-
te Degression von fünf Prozent 
ab 2021 vorgesehen. Dies macht 
Geothermie-Projekte wegen der 
gegebenen langen Realisierungs-
zeiten für Unternehmen wirt-
schaftlich unkalkulierbar und so-
mit deutlich weniger attraktiv. 
Daher schlägt der BVG stattdes-
sen eine Degression, gekoppelt 
an das Ausbauziel von 100 Mega-
watt Strom vor, wie sie auch bei 
anderen Erneuerbaren zum Tra-
gen kommt.

Mehr Anreize schaffen

Durch gezielte Fördermecha-
nismen wie beispielsweise einen 
Flexibilitätszuschlag wie bei Bio-
gas können laut BVG gleichzeitig 
EEG-Zuwendungen eingespart 
werden. Eine Förderung von 
Projekten, die gleichzeitig Strom 
und Wärme oder Kälte produ-
zieren würde zusätzlich zur Wär-
mewende beigetragen. Ein Pro-
gramm zur Kreditrisikoabsiche- 
rung, ähnlich des KfW-Pro- 
gramms „Fündigkeitsrisiko Tie-
fe Geothermie“, verkürze die 
Projektentwicklungszeiten und 
senke die Stromgestehungskos-

ten. Auch der Abbau bürokrati-
scher Hürden, beispielsweise bei 
Genehmigungsverfahren, sowie 
zusätzliche Anreize im Bereich 
Forschung und Technik könnten 
maßgeblich zur Verbesserung 
der Situation der Tiefen Geo-
thermie in Deutschland beitra-
gen.

„Generationengerechtigkeit 
auch beim Klimaschutz!“, lautet 
ein weiterer Appell des Bundes-
verbandes Geothermie. Er unter-
stützt damit den Aufruf von Hans 
Joachim Schellnhuber zur Einfüh-
rung eines Klima-Corona-Ver-
trags. Der Gründungsdirektor des 
Potsdam-Instituts für Klimafol-
genforschung hatte in der Frank- 
furter Rundschau gefordert, auch 
bei der Bekämpfung des Klima-
wandels Generationengerechtig-
keit walten zu lassen. BVG-Präsi-
dent Knapek verweist zudem auf 
die ökonomischen Chancen der 
Energiewende.

Für Klima-Corona-Vertrag

Nach seiner Ansicht „müssen  
wir den jungen Menschen dank-
bar sein, dass sie Rücksicht auf 
die älteren und durch Coro-
na gefährdeten Menschen neh-
men. Sie erdulden nicht nur 
deutliche Einschränkungen bei 
der Freizeitgestaltung, sondern 
auch Einbußen beim Verdienst, 
Kurzarbeit und Existenzsorgen. 
Im Gegenzug zur Solidarität kön-
nen sich ältere Menschen da-
mit revanchieren, alles in ihrer 
Macht Stehende zu unterneh-
men, um den jungen Menschen 
ein lebenswertes Weltklima zu 
hinterlassen.“

Auch hier, so Knapek, wer-
de Verzicht nötig sein. Doch 
die Chancen seien weitaus grö-
ßer. Gerade Deutschland als 
rohstoffarmes Land könne da-
von profitieren, dass Energieim-
porte ersetzt, regionale Wert-
schöpfung gesteigert und Ar-
beitsplätze geschaffen werden. 
„Ein Klima-Corona-Vertrag kann 
Generationen näher zusammen- 
bringen und so auch unseren ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt 
stärken.“ DK

Kelheimer Ladeinfrastruktur 
wird weiter ausgebaut

Die Stadtwerke Kelheim nehmen eine weitere Ladesäule in Be-
trieb. Seit März können Elektroautos nun auch am Kelheimer Ein-
kaufscenter abgestellt und während des Einkaufbummels gela-
den werden.

Den Stadtwerken Kelheim ist 
es wichtig, die Stadt attraktiv für 
die E-Mobilität zu machen. „Um 
die E-Mobilität in unserer Regi-
on zu fördern, wird eine entspre-
chende Ladeinfrastruktur benö-
tigt“, so Geschäftsführerin Sa-
bine Melbig. Daher haben sich 
die Stadtwerke beim Förderpro-
gramm „Ladeinfrastruktur für 
Elektrofahrzeuge in Bayern“ bei 
der Innovationsplattform Bayern 
Innovativ beworben. 

Standplätze auf 
städtischem Grund

Zusätzlich investiert der Ener-
gieversorger einen fünfstelligen 
Eurobetrag, um neben dem 
Standort am Parkplatz Nie-
derdörfl weitere Ladesäulen in 
der Stadt Kelheim aufzubau-

en. Diese werden üblicherweise 
auf den Parkplätzen in vorders-
ter Reihe beziehungsweise an 
einem sehr günstigen Standort 
aufgestellt. Die Standplätze hier-
zu wurden von der Stadt Kelheim 
bereits freigegeben und befin-
den sich alle auf städtischem 
Grund.

Attraktives Angebot

Die Ladesäulen sind rund um 
die Uhr nutzbar. An der neuen 
Ladesäule am Kelheimer Ein-
kaufscenter stehen zwei Lade-
punkte, also zwei Stecker mit je 
22 kW bereit. Die Freischaltung 
erfolgt per Ladekarte oder per 
SMS. 

Bis Ende 2020 werden weitere 
E-Ladesäulen im Stadtgebiet er-
richtet. r
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Erneuerbare Energien sind die Zukunft. So sind fast 
300.000 Solaranlagen mit unserem Energienetz  
verbunden. Dadurch profitieren immer mehr  
Menschen in Bayern von nachhaltiger Solarenergie.
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Landkreis Donau-Ries:

Biogasanlagenbetreiber im  
Austausch mit Landrat Rößle

Das Energie-Leitziel des Landkreises Donau-Ries sieht vor, die Ener-
gieversorgung mehr und mehr auf erneuerbare Energien umzustel-
len. In diesem Zusammenhang fand ein Informationsaustausch und 
Strategiegespräch zwischen Biogasanlagenbetreibern aus der Regi-
on und Vertretern des Landkreises statt.

Landrat Stefan Rößle, für den 
das Gelingen der Energiewen-
de und die Umstellung auf eine 
größtmögliche Eigenversorgung 
des Landkreises von großer Be-
deutung ist, nahm zusammen 
mit der Energiebeauftragen des 
Landkreises, Heike Burkhardt, 
dem Leiter Immissionsschutz, 
Marcus Dums und Simon Kap-
fer (Bereich Öffentlichkeitsar-
beit) seitens des Landkreises 
an dem Treffen teil. Seitens der 
Biogasanlagenbetreiber waren 

die Vertreter der Regionalgrup-
pe Bayrisch-Schwaben Nord des 
Fachverbands Biogas sowie wei-
tere Donau-Rieser Anlagenbe-
treiber anwesend.

Knapp 100 Anlagen

Nach kurzer Darstellung der 
Biogassituation im Landkreis 
mit knapp 100 Anlagen, von de-
nen einige Altanlagen aus dem 
Jahrtausendwechsel, viele Na-
waro-Anlagen (Nachwachsen-

de Rohstoffe) der Inbetriebnah-
me-Jahre 2004-2011 und zahl-
reiche Gülle-Kleinanlagen der 
Jahre ab 2012 zuverlässig Strom 
und Wärme produzieren, erläu-
terten Landrat Rößle und Hei-
ke Burkhardt die Bedeutung der 
Biogas-Stromerzeugung für den 
Landkreis. 

Sektorenvergleich

Im Bereich Strom ist der Land-
kreis, nicht zuletzt wegen der 
hohen Biogas-Stromerzeugung 
(und auch wegen der hohen An-
zahl an PV-Anlagen), bilanziell 
inzwischen fast energieautark 
mit 99,6 % regenerativ erzeug-
ter Strommenge (884 GWh) im 

Verhältnis zum Verbrauch (887 
GWh) im Jahr 2018. Der Anteil 
der Biogasanlagen liegt dabei 
mit 385 GWh erzeugtem Strom 
bei 43,4 %. Im Wärmebereich 
leisten die vielen Wärmenetze, 
die oftmals an die Biogasanlagen 
angeschlossen sind, ebenfalls 
große Dienste. Sie erzeugten 
2015 eine Energiemenge, die bi-
lanziell mit 195,5 GWh 7,4 % des 
Wärmeenergieverbrauchs (ca. 
2.660 GWh) entsprach. Im Sek-
tor Verkehr ist der Anteil der Er-
neuerbaren noch auf sehr nied-
rigem Niveau.

Bedarfsorientierte 
Einspeisung

Die Anlagenbetreiber ver-
deutlichten, wie sich gerade im 
Bereich Strom die Grundlast-
fahrweise der Anlagen (dauer-
haftes Volllast-Fahren der Mo-
toren) hin zur bedarfsorientier-
ten Einspeisung wandelt. Dies 
bedeutet, dass mehr Blockheiz-
kraftwerke, also Motoren mit 
Generator zur Stromerzeugung, 
bereitstehen, als Gas produziert 
wird. 

In Zeiten niedrigen Strombe-
darfs (vor allem nachts) wer-
den die BHKWs abgeschal-
tet und das Gas in den Folien-
hauben zwischengespeichert. 
Wenn morgens der Strombe-
darf in den Haushalten und Be-
trieben ansteigt, werden die BH-
KWs wieder eingeschaltet, mehr 
Strom produziert und das zwi-
schengespeicherte Gas wieder 
verbraucht. Dies funktioniert 
oft bereits vollautomatisch über 
verschiedene Stromhändler in 
Deutschland. 

Hier ist die Region Donau-Ries 
einer der Vorreiter innerhalb 
Deutschlands. Aus dieser Regi-
on heraus entwickelte sich die 
derzeit bundesweit größte Bio-

gas-Betreiber-Organisation zur 
Stromvermarktung mit über 
400 zusammengeschlossenen 
Anlagenbetreibern.

Derzeit entstehen erste An-
sätze zur Nutzung von Gas im 
Verkehrsbereich. Aufbereitetes 
Biogas kann für Erdgas-Autos 
und Erdgas-LKWs als Kraftstoff 
verwendet werden. Die tech-
nologische Entwicklung schrei-
tet hier voran, vielleicht erge-
ben sich auch im Landkreis zeit-
nah Chancen für den Einstieg 
in die „Bio-Gasmobilität“, also 
Nutzung von Biomethan im Ver-
kehrsbereich.

Rechtliche Neuerungen

Zum Abschluss wurden noch 
Genehmigungsfragen kritisch an-
gesprochen. Insbesondere recht-
liche Neuerungen (Technische 
Regel für Anlagensicherheit 120) 
und die 44. BImSchV sorgen in 
der Umsetzung sowohl bei der 
Behörde als auch den Betreibern 
noch für Fragezeichen. Viele De-
tails sind noch nicht geklärt. Wei-
tere Abstimmungen zu diesen 

Themen sollen die nächste Zeit 
zwischen Genehmigungsbehör-
de und Betreibern folgen, um ei-
ne für alle Seiten bestmögliche 
Lösung nach außen zu tragen.

Abschließender Konsens war, 
die Rahmenbedingungen für die 
Biogasanlagen zu unterstützen. 
Gerade das Ende der 20-jähri-
gen EEG-Vergütung für die be-
reits länger laufenden Biogasan-
lagen bereiten nicht nur den An-
lagenbetreibern große Sorgen, 
sondern auch den angeschlos-
senen Privathaushalten/Wär-
mekunden. 

Biogasresolution

Die 2017 vom Kreistrag be-
schlossene Biogasresolution 
war deutschlandweit auf gro-
ße Resonanz gestoßen. Eine  
Überarbeitung auf den aktuel-
len Stand seitens Landkreises 
ist bereits erfolgt und wird nach 
Durchsicht durch die Biogasan-
lagenbetreiber ein weiteres Mal 
an die übergeordneten Minis-
terien und Politiker weiterge-
reicht. r

Landkreischef Rößle (4.v.r.) im Gespräch mit den Biogasanlagen-
betreibern. r

Waren- und Dienstleistungsgenossenschaften profitierten 2019 von Binnenkonjunktur:

Umsatz steigt, 
Nahwärme liegt im Trend

Die 1.029 Waren- und Dienstleistungsgenossenschaften im Freistaat 
mit ihren 601.074 Mitgliedern haben 2019 den Rückenwind durch die 
Binnenkonjunktur verspürt. Entsprechend verzeichnen die Genossen-
schaften in den meisten Branchen Umsatzzuwächse. Im vergangenen 
Jahr ist der Umsatz um 3,1 Prozent auf rund 13,1 Milliarden Euro ge-
stiegen, 12,7 Milliarden Euro waren es im Jahr zuvor. 

Treiber der Umsatzentwicklung 
waren in erster Linie die gewerb-
lichen Genossenschaften und die 
Handelsgenossenschaften. Der 
Umsatz stieg von 1,14 Milliarden 
Euro auf 1,21 Milliarden Euro (ge-
werbliche Waren- und Dienstleis-
tungsgenossenschaften) und von 
4,7 Milliarden Euro auf knapp 5 
Milliarden Euro (Handelsgenos-
senschaften). Das Ergebnis aller  
Waren- und Dienstleistungsge-
nossenschaften legte um 5,4 Pro- 
zent von 261 Millionen Euro 
(2018) auf 275 Millionen Euro im 
vergangenen Jahr zu, teilte der 
Genossenschaftsverband Bayern 
(GVB) in München mit.

Im vergangenen Jahr gründeten 
sich 18 Genossenschaften neu. Im 
Jahr 2018 waren es 14. 2017 gab 
es 20 Neugründungen und im Jahr 
2016 waren es 13. Einen Schwer-
punkt im diesjährigen Gründungs-
geschehen bildete Oberbayern, 
wo der GVB neun Neugründun-
gen verzeichnete. 

Unter den 256 Energiegenos-
senschaften zeichnet sich ein 
Trend ab: In Bayern werden zu-
nehmend Nahwärmegenossen-
schaften gegründet. Deren Zahl 
steigt kontinuierlich auf jetzt 82 
an – im Jahr 2015 lag ihre Zahl 

noch bei 71. Unter den insgesamt 
18 Genossenschaftsneugründun- 
gen 2019 waren fünf neue Nahwär-
megenossenschaften, weitere fünf 
Initiativen sind zur Gründung 2020 
auf den Verband zugekommen.

Die meisten Wärmegenossen-
schaften liegen in Nordschwa-
ben sowie Franken. Innerhalb der 
Gruppe der Energiegenossen-
schaften stehen die Nahwärme-
genossenschaften inzwischen auf 
dem zweiten Platz hinter Photo-
voltaik (102). „Nach Einschätzung 
des GVB dürfte sich diese Ent-
wicklung in den kommenden Jah-
ren fortsetzen“, sagte GVB-Prä-
sident Jürgen Gros. Ölheizungen 
haben keine Zukunft, das hat die 
Bundesregierung in ihrem Klima-
paket beschlossen. Ab 1. Januar 
2026 dürfen keine neuen Ölhei-
zungen mehr eingebaut werden. 
Als Ersatz eignen sich Nahwärme-
konzepte sehr gut. 

Kostengünstige Alternative

Ein klassisches Einsatzgebiet für 
Nahwärme im Genossenschafts-
modell können Neubauviertel 
sein. „Denn diese Art der Wärme-
versorgung bietet den Nutzern ei-
ne kostengünstige Alternative zu 

fossilen Energieträgern“, erklär-
te Gros. „Durch erhebliche Ver-
besserungen im Planungsprozess 
und technische Weiterentwick-
lungen ist es gelungen, die Attrak-
tivität von Nahwärmenetzen zu 
steigern.“

Insgesamt verzeichneten die 
Energiegenossenschaften einen 
Umsatzrückgang um 10,9 Prozent 
auf 360 Millionen Euro (2018: 404 
Millionen Euro). Deren Ergebnis 
legte indes um 21,6 Prozent von 
23,2 Millionen Euro (2018) auf 
jetzt 28,1 Millionen Euro zu, wo-
zu insbesondere erhebliche Stei-
gerungen in der Sparte Wind bei-
trugen: Wegen deutlich höhe-
ren Windaufkommens stiegen die 
Umsätze der vier Windenergiege-
nossenschaften erheblich. Diese 
kletterten um 7,7 Prozent von 2,4 
Millionen Euro (2018) auf 2,5 Mil-
lionen Euro – das Ergebnis stieg 
gar um 320 Prozent von 60.000 
Euro auf 252.000 Euro. 

Photovoltaik und Biogas

Die 102 Photovoltaikgenossen-
schaften lieferten dagegen et-
was weniger Strom, da die Zahl 
der Sonnenstunden im Jahr 2019 
um etwa 120 Stunden geringer 
ausfiel als im Extremsonnenjahr 
2018. Auf deren Umsatz wirkte 
sich dies mit einem Rückgang um 
19,3 Prozent von 33 Millionen Eu-
ro auf 26,8 Millionen Euro aus. 
Das Ergebnis gab aber nur leicht 
um 2,6 Prozent von 6,6 Millio-
nen Euro (2018) auf 6,5 Millionen 
Euro nach. Umsatz und Ergebnis 
der 21 Biogasgenossenschaften 
blieben konstant. Der Umsatz lag 
2019 bei 19,6 Millionen Euro (mi-
nus 0,1 Prozent), das Ergebnis bei 
1,7 Millionen Euro (plus 0,1 Pro-
zent).

Insgesamt zeigt sich in dieser 
Entwicklung die hohe Wetterab-
hängigkeit erneuerbarer Ener-
gieträger. „Die Forschung im Be-
reich Stromspeicher und Sekto-
renkopplung (Power-to-X) soll-
te erheblich intensiviert werden, 
um regenerative Energiequellen 
attraktiver zu machen, den Anteil 
fossiler Energieträger zurückzu-
fahren und die Abhängigkeit von 
Energieimporten reduzieren zu 
können“, forderte Gros. 

Zudem sollte die Politik die Bür-
ger stärker ins Boot holen. „Denn 
Akzeptanz lässt sich am besten 
durch eigene Beteiligung schaf-
fen“, ergänzte der GVB-Präsident. 
Durch den Einsatz moderner Lö-
sungen, wie Smart Meter und 
Smart Grid, ließe sich der vorhan-
dene Strom optimal nutzen. „Da-
mit könnte jeder Einzelne dazu 
beitragen, dass die Energiewende 
zum Erfolg wird“, sagte Gros. Auf 
diesem Gebiet bestehe aber noch 
Nachholbedarf. r

N-ERGIE Aktiengesellschaft:

Aufwertung von Flächen für 
Artenschutz und Biodiversität 

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft stattet im Verlauf des Jahres die 
Flächen ihrer Photovoltaik-Kraftwerke mit Insektenhotels aus. So 
schafft sie Rückzugsorte für Wildbienen, Käfer und Co. und wer-
tet ihre Betriebsgelände ökologisch auf. Den Auftakt hierzu machte 
die N-ERGIE mit drei Insektenhotels, die sie auf dem Gelände ihres 
Photovoltaik-Kraftwerks Oberndorf bei Schweinfurt installierte.

Insektenhotels aus 
sozialer Werkstatt

Die Insektenhotels sind ein mal 
ein Meter groß und bieten auf-
grund unterschiedlicher verarbei-
teter Materialien Platz für zahlrei-
che Insektenarten – etwa für sel-
tene Wildbienen, Mauerwespen 
sowie Nützlinge wie Florfliege und 
Ohrwürmer. Gefertigt werden die 
Kästen von Menschen mit Behin-
derung in der Werkstatt der Le-
benshilfe Hammelburg.  

Erneuerbare Energien  
naturschonend ausbauen

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft 
engagiert sich für eine regionale 
Energiewende. Sie sieht den Aus-

bau der Kapazitäten zur Erzeu-
gung erneuerbarer Energien als 
wesentlichen Baustein und inves-
tiert dafür hohe Beträge. In ers-
ter Linie setzt sie dabei auf Photo-
voltaik-Anlagen. Werden die da-
für benötigten Flächen zusätzlich 
ökologisch bewirtschaftet, dienen 
sie nicht nur dem Klimaschutz, 
sondern leisten darüber hinaus 
einen wertvollen Beitrag zur Ar-
tenvielfalt. 

Die N-ERGIE bewirtschaftet 
die Grünflächen extensiv, um in-
sektenfreundliche Blühwiesen zu 
schaffen und lässt die Vegetati-
on auf ausgewählten Anlagen von 
Schafen beweiden. Das steigert 
die Biodiversität auf den Flächen 
bereits wenige Jahre nach Inbe-
triebnahme deutlich. r

www.bayernwerk.de
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meier (1. BGM Schechen), Chrsitian Praxl (1. BGM Rohrdorf), Bernhard Krichbaumer (Tuntenhausen), 
Markus Pletschacher (Stadt Rosenheim), Robert Freund (Stadt Rosenheim)  Bild: INEV

Rosenheimer und Traunsteiner Kommunen starten Energieeffizienz-Netzwerk:

Ziel: Energieeffizienz und Klimaschutz
Im März hat das Institut für nachhaltige Energieversorgung (IN-
EV), mit Sitz an der Technischen Hochschule Rosenheim, gemein-
sam mit den Bürgermeistern, Bürgermeisterinnen und Energiebe-
auftragten von 13 Rosenheimer und Traunsteiner Kommunen das 
Kommunale Energieeffizienz-Netzwerk Rosenheim-Traunstein 
gegründet. Die teilnehmenden Kommunen sind: Bad Endorf, 
Bad Feilnbach, Großkarolinenfeld, Neubeuern, Prien am Chiem-
see, Raubling, Rohrdorf, Rosenheim (Stadt), Schechen, Siegsdorf, 
Stephanskirchen, Tuntenhausen und Waging am See.

Ziel des Netzwerkes ist es, 
einen breiten Erfahrungsaus-
tausch zu Fragen der Energie-
einsparung und des Klimaschut-
zes anzustoßen, mehr Transpa-
renz über den Energieverbrauch 
der eigenen Kommune zu er-
halten, Potenziale zu identifi-
zieren, Ziele zu definieren und 
wirtschaftlich sinnvolle Maß-
nahmen zur Senkung des Ener-
gieverbrauchs umzusetzen. Ins-
gesamt werden so der Energie-
verbrauch und die Treibhausgas- 
emissionen der teilnehmenden 
Kommunen gesenkt. 

Unterstützung durch das 
Bundesumweltministerium

Das Institut für nachhaltige 
Energieversorgung (INEV) mit 
Sitz an der Technischen Hoch-
schule Rosenheim hatte das 
Projekt initiiert und im Okto-
ber 2019 einen Förderantrag 
beim Projektträger Jülich ge-
stellt. Das Bundesumweltminis-
terium unterstützt im Rahmen 
der Nationalen Klimaschutzini-
tiative die Kommunen während 
der dreijährigen Netzwerkpha-
se mit einer Förderung von 60 % 
der Kosten der Netzwerkarbeit 
und der energietechnischen Be-
ratung.

Ermittlung von individuellen 
Maßnahmen

Zu Beginn der Netzwerkarbeit 
steht eine Analyse des Energie-
verbrauchs der Kommunen und 
die Identifikation von Einspar-
potenzialen durch die energie-
technischen Berater des INEV. 
Auf dieser Basis werden indivi-
duelle Maßnahmen zur Senkung 
des Energieverbrauchs entwi-
ckelt. Dabei können die Kommu-
nen ihre individuellen Schwer-
punkte selbst festlegen. Bei der 
Ausarbeitung und Umsetzung 
der Maßnahmen unterstützt IN-
EV die Kommunen durch konti-
nuierliche und neutrale energie-
technische Beratung.

Nachhaltige Vernetzung

Während der Netzwerkpha-
se finden vierteljährlich Netz-
werktreffen statt, bei denen 
sich die Energiebeauftragten 
der Kommunen zu praktischen 
Fragen des kommunalen Ener-
giemanagements austauschen 
und Ihre Erfahrungen bei der 
Umsetzung von Maßnahmen 

teilen können. Zusätzlich erhal-
ten sie Expertentipps und Schu-
lungen durch fachkundige Refe-
renten.

Prof. Dr. Dominikus Bücker, 
Leiter des INEV, stellte die Netz-
werkarbeit vor. Er freut sich 
über das große Interesse der 
Kommunen, auf das das Projekt 
gestoßen ist: „Dadurch, dass al-
le teilnehmenden Kommunen in 
der Region liegen, kann eine in-
tensive Vernetzung stattfinden, 
die auch über die Zeit der geför-
derten Netzwerkphase hinaus 
besteht und von der die Kom-
munen nachhaltig profitieren 
können.“ 

Sehr gute Zusammenarbeit

Der Gastgeber der Grün-
dungsveranstaltung, stellvertre-

tender Landrat Josef Huber, be-
richtete über die sehr gute Zu-
sammenarbeit zwischen Land-
kreis und Hochschule im Bereich 
des Klimaschutzes, die schon 
seit Jahren im Rahmen der Ini-
tiative „Energiezukunft Rosen-
heim (ezro)“ stattfindet und 
freute sich, dass die Kommunen 
der Region beim Klimaschutz 
mit gutem Beispiel vorangehen 
und die Energieeffizienz groß 
schreiben. 

Transfer von Kow-How

Prof. Dr. Eckhard Lachmann, 
Vizepräsident der Technischen 
Hochschule Rosenheim beton-
te, dass die Hochschule sich als 
wichtiger Partner der gesam-
ten Region in den Bereichen Bil-
dung und Weiterbildung sowie 
Forschung und Entwicklung ver-
steht. Er sieht das Energieeffizi-
enznetzwerk als ein gutes Bei-
spiel, wie Transfer von Know-
How von der Hochschule in die 
Gesellschaft gelingt.

Zum Abschluss der Veranstal-
tung wurden die Gründungsver-
träge unterschrieben.  r

Aufstellung der Windfahnen im Höhenkirchner Forst.
 Bild: Ingenieurbüro Sing

Martin Sambale (in der Bildmitte) von eza! konnte beim ersten Tref-
fen des Energieteams im Bezirk Schwaben schon viele kreative Ide-
en einsammeln: Martin Sambale unterstützt den Bezirk beim Euro-
pean Energy Award.  Bild: Daniel Beiter/Bezirk Schwaben

Voller Energie für den Umweltschutz:

Bezirk Schwaben nimmt am 
European Energy Award teil
Der Energieverbrauch war hoch, bei dieser ersten Sitzung des 
neugegründeten Energieteams beim Bezirk Schwaben. Allerdings 
handelte es sich um umweltschonende Verbrauchsquellen: Voller 
Energie und Kreativität nahm die Gruppe mit Fachleuten aus Poli-
tik und Verwaltung ihre Arbeit auf, um die Möglichkeiten zu defi-
nieren, mit denen der Bezirk künftig vorbildhaft in Sachen Klima- 
und Umweltschutz agieren kann. 

„Der Bezirk Schwaben ist der 
erste Bezirk in Bayern, der am 
European Energy Award teil-
nimmt“, erläutert der Bezirks-
tagspräsident und Landrat des 
Landkreises Augsburg, Martin 
Sailer. „Wir wollen damit vor-
bildhaft Verantwortung über-
nehmen und zeigen, wie jede 
Ebene dem Klimawandel et-
was entgegensetzen kann.“ Mi-
tinitiator dieses neuen Arbeits-
prozesses ist der Umweltbeauf-

tragte des Bezirkstags, Bezirks-
rat Albert Riedelsheimer.

Dieser Zertifizierungsprozess 
ist ein Managementsystem, bei 
dem alle Aktivitäten für den 
Umweltschutz strukturiert und 
systematisiert gebündelt wer-
den. „Das umfasst sämtliche 
Bereiche, in denen sich man 
auf kommunaler Ebene aktiv 
für den Klimaschutz engagieren 
kann“, so Martin Sambale vom 
Energie- und Umweltzentrum 

„eza!“ in Kempten. 
Die Einrichtung ist Landesge-

schäftsstelle für den European 
Energy Award in Bayern und be-
gleitet derzeit rund 30 Landkrei-
se, Städte und Gemeinden beim 
European Energy Award (EEA). 
Europaweit nehmen 1.500 Kom-
munen aus 16 Ländern an dem 
Programm teil.

Pilotprojekt Bezirk

„Dass sich nun ein Bezirk 
dem EEA anschließt, ist auch 
für uns ein spannendes Pilot-
projekt“, betont Sambale. Das 
Umweltmanagementsystem 
EEA umfasst sechs Handlungs-
felder, die vom energieeffizien-
ten Management von Gebäu-
den und Liegenschaften bis hin 
zu umweltfreundlicher Mobi-
lität und nachhaltigem Han-
deln in der internen Organisati-
on reichen. Ein Energieteam un-
ter Leitung des Umweltbeauf-
tragten der Bezirksverwaltung, 
Thomas Sailer, in dem Vertre-
ter aller Fraktionen des Bezirks-
tags und Fachleute aus der Ver-
waltung mitwirken, definiert 
die notwendigen Arbeitsschrit-
te und Ziele und legt sie den Be-
zirksausschüssen zur Entschei-
dung vor. 

Audit alle vier Jahre

Alle vier Jahre wird das Klima-
schutzpaket des Bezirks von ei-
nem unabhängigen Gutachter 
unter die Lupe genommen und 
auditiert.  pm

Studie: 

Zwei Stromtrassen für Versorgungs- 
sicherheit Bayerns erforderlich
IHK-Hauptgeschäftsführer Gößl: „Stromnetze und  

dezentrale Energieversorgung zügig ausbauen“
Die bayerische Wirtschaft hält weiter am Ausbau der Energienet-
ze mit zwei neuen Stromtrassen fest, um langfristig eine siche-
re und preislich wettbewerbsfähige Stromversorgung für Bayern 
zu gewährleisten. Eine ifo Studie in Zusammenarbeit mit der TU 
München, die von der IHK für München und Oberbayern beauf-
tragt wurde, untermauert diese Forderung der Wirtschaft. „Für 
eine sichere Stromversorgung in Bayern brauchen wir die zwei 
neuen Stromtrassen und mehr dezentrale Stromerzeugung“, fasst 
IHK-Hauptgeschäftsführer Manfred Gößl die zentrale Botschaft 
zusammen. 
Ohne die beiden Leitungen Süd-
Link und Südost-Link bestünde 
die Gefahr, dass die deutsche Ge-
botszone geteilt würde und die 
Strompreise in Süddeutschland 
bis 2040 deutlich teurer wür-
den als im Norden, so Gößl. Die 
Studie fordert auch einen drasti-
schen Ausbau an erneuerbaren 
Energien. Dezentrale KWK-An-
lagen können eine positive Rol-
le im System spielen. Die Exper-
ten weisen darauf hin, dass die 
wachsende Bevölkerung und 
Anwendungen wie Elektromo-
bilität und Wärmepumpen den 
Stromverbrauch in Bayern bis 
2040 um mindestens 25 Pro-
zent steigen lassen. Gleichzeitig 
fallen konventionelle Kraftwer-
ke, die bislang die Energieversor-
gung in Bayern wetterunabhän-
gig gewährleistet haben, bereits 
bis Ende 2022 durch den Kern- 
energieausstieg sowie längerfris-
tig durch das geplante Ende für 
fossile Energieträger weg. Laut 
Studie wird Bayern zukünftig 

Strom von bis zu acht Gigawatt 
importieren. Dazu benötige es 
dringend einen Ausbau von so-
genannten Grenzkuppelstellen 
nach Tschechien, Österreich und 
die Schweiz. Diese Maßnahme 
würde die Strompreisstabilität 
und Sicherheit der Stromversor-
gung ebenso fördern wie zusätz-
liche Kraftwerke mit Gasturbinen 
zum schnellen hoch- und runter-
fahren als Puffer bzw. Notfallre-
serve. „Der Energiewende fehlt 
nach wie vor ein Gesamtkon-
zept, das Versorgungssicherheit, 
international wettbewerbsfähi-
ge Strompreise und die eben-
falls notwendigen Umweltziele 
überzeugend in Einklang bringt. 
Die Stromversorgung ist ein zen-
traler Standortfaktor für die im 
globalen Wettbewerb stehende 
bayerische Wirtschaft, insbeson-
dere für die Industrieunterneh-
men mit ihren vielen Arbeitsplät-
zen. Bei den Strompreisen liegen 
wir schon jetzt weltweit an der 
Spitze“, mahnt Gößl.  r

Windenergie im Höhenkirchner Forst:

Erste Messungen beginnen
Im Dezember 2019 fanden sich die Gemeinden Höhenkir-
chen-Siegertsbrunn, Egmating und Oberpframmern sowie die 
beiden Landkreise München und Ebersberg zu einem gemein-
samen Windrad-Projekt zusammen, das von der Energieagentur 
Ebersberg-München begleitet wird. Seit Mitte März wehen nun 
drei kleine, fast unscheinbare Fahnen über dem Höhenkirchner 
Forst. Sie markieren die Standorte, an denen in einigen Jahren 
möglicherweise drei Windräder stehen könnten. Das Aufstellen 
dieser Fahnen ist Teil der speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung (saP), die dieses Jahr im Forst durchgeführt wird.  

Ein Windrad darf nur geneh-
migt und gebaut werden, wenn 
die Frage untersucht wurde, ob 
sich der Bau eines Windrades 
negativ auf Flora und Fauna rund 
um den Standort auswirkt und 
eine Gefährdung derer ausge-
schlossen wurde. Eine Antwort 
darauf gibt die spezielle arten-
schutzrechtliche Prüfung, für die 
nun die Untersuchungen im Hö-
henkirchner Forst stattfinden. 
Sie beginnt mit einer Bestands-
aufnahme aller relevanten Tier-
arten am Boden und auch in der 
Luft im Raum um die geplanten 
Windräder. Während beim Stra-
ßenbau Kröten und andere auf 
der Erde lebende Tiere beson-
ders relevant sind, sind es beim 
Bau von Windrädern neben Fle-
dermäusen vor allem die kollisi-
onsgefährdeten Vögel, wie bei-
spielsweise der Rotmilan oder 
der Wespenbussard.

Beobachtung durch  
Naturschutz-Gutachter

Die Bestandsaufnahme um-
fasst daher nicht nur die Su-
che nach Nist- und Brutplät-
zen (Horstsuche) und nach 
wertvollen Strukturen am Bo-
den, sondern auch die Erfas-
sung der Flugbewegungen von 
Großvögeln. Mittels zweier He-
bebühnen beobachten Natur-
schutz-Gutachter das ganze Jahr 
über zu verschiedenen Zeiten 
die Bewegungen dieser Arten 
oberhalb der Baumwipfel. Um 
dabei die möglichen Standorte 
der drei geplanten Windräder 
genau im Blick zu haben, wur-
den diese mit jeweils einer Fah-
ne markiert. Alle Untersuchun-
gen sind mit der Naturschutzbe-
hörde im Landratsamt und der 
Regierung von Oberbayern ab-
gestimmt. Die Ergebnisse dieser 

Ebersberg, die dafür eine ge-
meinsame Arbeitsgemeinschaft 
(ARGE) gegründet haben. Die 
ARGE, deren Vorsitz die Gemein-
de Höhenkirchen-Siegertsbrunn 
inne hat, möchte die Planun-
gen zur Umsetzung von Winde-
nergieanlagen insbesondere vor 
dem Hintergrund gemeinsam 
vorantreiben, dass die Anlagen-
standorte zwar rein auf Höhen-
kirchner Flur liegen, aber den-
noch Einfluss auf die beiden Ge-
meinden im Nachbarlandkreis 
haben werden – sowohl in Be-
zug auf die Sichtbarkeit durch 

ne Windräder erzeugen in einem 
Jahr selbst in den Schwachwind-
regionen des Freistaates so viel 
Strom wie in der gleichen Zeit 
gut 2.500 Haushalte verbrau-
chen. 

Weitere Informationen

Über den weiteren Fortgang 
des Projekts informiert ab sofort 
auch eine eigene Internetseite. 
Unter www.windenergie-hoe-
henkirchner-forst.de werden 
die einzelnen Schritte vorgestellt 
und Fragen geklärt. r

Kartierungen bilden die Grund-
lage für die Ermittlung, welche 
Tierart auf welche Weise von 
der Errichtung eines Windrades 
betroffen wäre. 

Kommunale Kooperation

Das Windrad-Projekt ist eine 
Kooperation der drei Nachbar-
gemeinden Höhenkirchen-Sie-
gertsbrunn, Egmating und Ober-
pframmern sowie den bei-
den Landkreise München und 

die Lage an der Landkreis-/Ge-
meindegrenze als auch durch 
die Begrenzung der eigenen 
Wind-Ausbaumöglichkeiten. 

ARGE-Vorsitzende Ursula May-
er, erste Bürgermeisterin von 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn: 
„Mit den jetzigen Arbeiten ist 
noch keine Entscheidung über 
den tatsächlichen Bau der drei 
Windräder getroffen worden. 
Sie sind aber Voraussetzung da-
für, dass später auf einer arten-
schutzrechtlich belastbaren Ba-
sis diese endgültige Entschei-
dung für den Höhenkirchner 
Forst getroffen werden kann.“ 

Ziel der ARGE ist es den Plan-
vollzug so zu steuern, dass die 
Bevölkerung vor Beeinträchti-
gungen geschützt, das charak-
teristische Landschaftsbild so-
wie Flora und Fauna erhalten 
und eine hohe regionale Wert-
schöpfung erreicht wird. Moder-

http://www.windenergie-hoehenkirchner-forst.de
http://www.windenergie-hoehenkirchner-forst.de
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*Ganz Bayern in einer Stunde

Umspannwerk-Neubau in Naila 
liegt im Zeitplan

Bei einem Besuch auf der Baustelle für das neue Umspannwerk 
in Naila hat sich Technik-Vorstand Dr. Egon Westphal über den 
Baufortschritt informiert. Für rund sechs Millionen Euro optimiert 
die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) momentan die Netzin- 
frastruktur im Landkreis Hof. Um neue Netzkapazitäten für die Ein-
speisung erneuerbarer Energien zu schaffen, entsteht an der Bun-
desstraße 173 in Höhe Naila-Mitte ein neuer Netzknotenpunkt, 
der das alte Umspannwerk im Gewerbegebiet Zum Kugelfang er-
setzen wird.

„Die Bauarbeiten laufen seit 
dem Spatenstich Ende 2018 wie 
geplant. Aufgrund des milden 
Winters hat es keine Verzögerun-
gen gegeben“, erläuterte Projekt-
leiter Maximilian Greger. 

Der Bau der Fundamente und 
die Montage aller sichtbarer Pri-
märtechnik wie Wandler, Sam-
melschiene, Trenner, Leistungs-
schalter und Trafos ist abge-
schlossen. Bis zur Inbetriebnah-

me Ende des Jahres folgen noch 
die Anbindung der 20-kV-Strom-
kreise, technische Prüfungen und 
Abnahmen, die Gestaltung der 
Außenanlagen und die Fertigstel-
lung der Zufahrtswege.

Der Neubau des Umspann-
werks in Naila ist notwendig ge-
worden, um der zunehmenden 
Einspeisung regenerativer Erzeu-
gungsanlagen in der Region ge-
recht zu werden. Die Kosten für 

das Grundstück, die Mittelspan-
nungs- und Hochspannungsan-
bindung sowie für den Rückbau 
des alten Umspannwerks liegen 
bei gesamt etwa sechs Millionen 
Euro.

535 Millionen Euro für  
Bayerns Energienetze

„Der Netzausbaubedarf in ganz 
Bayern bleibt weiter hoch. Wir 
wenden in diesem Jahr eine Ge-
samtsumme von rund 535 Mil-
lionen Euro für Instandhaltung 
und Erneuerung unserer Net-
ze auf. Unsere Infrastruktur er-
fordert immer mehr Digitalisie-
rung und Innovation“, sagte Dr. 
Egon Westphal. Der Technik-Vor-
stand des Bayernwerks hat ein  
klares Bild, wie die bayerische 

Energieversorgung in Zukunft aus- 
sehen wird: In nicht städtischem 
Versorgungsgebiet gewinnen so-
genannte lokale Märkte an Be-
deutung. „Energie wird vor Ort 
erzeugt, vor Ort gespeichert und 
vor Ort verbraucht. Dahinter ste-
cken komplexe Technologien. Un-
sere Netze sichern in diesem an-
spruchsvollen Umfeld weiterhin 
die Versorgung von rund sieben 
Millionen Menschen in Bayern“, 
meinte Dr. Egon Westphal.

In Naila hat sich das Bayern-
werk für den Neubau des Um-
spannwerks an einem neuen  
Standort außerhalb der Stadt ent-
schieden. Am bisherigen Stand- 
ort hätte für die notwendige Mo-
dernisierung und den Ausbau 
nicht ausreichend Platz zur Ver-
fügung gestanden.

Das Umspannwerk wird mit  
einer 110-kV-Schaltanlage und 
zwei 40 MVA-Netztransformato-
ren ausgestattet mit Option zur 
Erweiterung eines weiteren Netz- 
trafos. Die Hochspannungsan-
lage speist dann in eine Mittel-
spannungsschaltanlage mit 26  
Schaltfeldern ein“, erklärte Mar-
kus Seidel, Netzbauleiter Kun-
dencenter Naila. Begünstigt wur-
de die Entscheidung für den  
Neubau durch die Tatsache, dass 
einzelne Komponenten in der  
Altanlage demnächst hätten er-
neuert werden müssen.

Zwei Jahre Bauzeit

Zur Anbindung werden Mittel-
spannungskabel mit einer Länge 
von rund 13 Kilometern verlegt. 
Die Tiefbauarbeiten nutzt das 
Energieunternehmen zudem, um 
für das intelligente Energienetz 
vorzusorgen. In den Kabeltrassen 
werden sogenannte HDPE-Leer-
rohre zur Kommunikationsanbin-
dung eingesetzt. Über das Um-
spannwerk speisen die drei Wind-
parks Berg-Espich, Schauenstein 
und Selbitz allein mit einer Erzeu-
gungsleistung von insgesamt 43 
Megawatt ins Mittelspannungs-
netz ein. Weitere Erzeugungsan-
lagen zur Einspeisung sind ange-
fragt. Die Inbetriebnahme des 
neuen Umspannwerks ist nach 
rund zweijähriger Bauzeit Ende 
dieses Jahres geplant. r

Technik-Vorstand Dr. Egon Westphal (r.) und Teamleiter Stefan  
Schmitt auf der Baustelle. Bild: Marion Feder/Bayernwerk

VKU zum Kohleausstiegsgesetz:

Nötige Nachbesserungen
Das Bundeskabinett hat die Gegenäußerung zur Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf des Kohlausstiegsgesetzes beschlossen. 
Dazu erklärte VKU-Hauptgeschäftsführer Ingbert Liebing: „Der Bun-
desrat hatte in seiner Stellungnahme von Mitte März grundlegende 
Verbesserungsvorschläge für den Entwurf des Kohleausstiegsgeset-
zes vorgelegt. Er hatte seinerzeit ein klares Signal gesendet: Keine 
systematische Benachteiligung der Steinkohle, mehr Rechts- und In-
vestitionssicherheit beim Kohleausstieg und eine Stärkung der Rol-
le der KWK in der Strom- und Wärmeversorgung.Insgesamt bringt 
die Gegenäußerung der Bundesregierung wenig neue Erkenntnisse. 
Es ist bedauerlich, dass sie nahezu vollständig über die Anmerkun-
gen des Bundesrates hinweggeht.“

Zur Illustration: „Allein 26 Mal 
befindet sich in der Gegenäuße-
rung die Formulierung, dass die 
Bundesregierung den Vorschlag 
des Bundesrates ablehne. Dass 
die Bundesregierung Vorschläge 
des Bundesrates prüfe, ist hin-
gegen nur an drei Stellen in der 
Gegenäußerung zu finden. Der 
Bundesrat hatte viele berechtig-
te Anliegen aufgenommen, mit 
denen sich die Bundesregierung 
in dieser Gegenäußerung lei-
der nicht intensiv genug befasst 
hat“, unterstrich Liebing.

„Jetzt kommt es darauf an, 
dass der Bundestag an wesentli-
chen Stellen des Kohleausstiegs-
gesetzes nachbessert. Die kom-
munale Energiewirtschaft benö-
tigt langfristig sichere Rahmen-
bedingungen für Investitionen 
in die Strom- und Wärmewen-
de. Ein wesentlicher Aspekt ist 

daher, dass das Kohleausstiegs-
gesetz ausreichende Anreize für 
den Ausbau, die Modernisierung 
und den Umstieg von Kohle- auf 
Gas-KWK setzt. Hinzu kommt: 
Durch die im Gesetzentwurf vor-
gesehene zu geringe Entschädi-
gungen für Steinkohlekraftwer-
ke Anfang der 2020er Jahre und 
die entschädigungslosen ord-
nungsrechtlichen Abschaltungen 
bereits ab 2027 werden vor al-
lem kommunale Kraftwerksbe-
treiber vor enorme wirtschaftli-
che Herausforderungen gestellt. 
Aus Sicht des VKU darf es die-
se Benachteiligung der Steinkoh-
le nicht geben. Dadurch würden 
kommunale Investitionen in er-
heblichem Maße entwertet wer-
den und die Mittel für die anste-
hende Transformation vor allem 
einer klimafreundlichen Wärme-
versorgung vor Ort fehlen.“ r

Intelligenztest für das  
Stromnetz der Zukunft

Netzbetreiber und Unternehmen der Energiebranche haben er-
folgreich das intelligente Stromnetz der Zukunft getestet: Bun-
desweit zum ersten Mal haben sie über die Verbindung zweier 
Online-Plattformen die gezielte Steuerung dezentraler Stromver-
braucher, -speicher und -erzeuger unter Realbedingungen getes-
tet, um zukünftig im Bedarfsfall gemeinsam Transportengpässe 
zu vermeiden und das Stromnetz zu stabilisieren. 

Dabei haben erstmals zwei 
SINTEG-Projekte zusammengear- 
beitet: C/sells mit dem Fokus auf 
Süddeutschland und Solarener-
gie und enera mit dem Fokus auf 
Norddeutschland und Windener-
gie. Beide Projekte suchen Lö-
sungen, wie zukünftig dezentra-
le Anlagen statt konventionellen 
Kraftwerken das Stromnetz stabi-
lisieren können und haben dafür 
Online-Plattformen entwickelt, 
auf denen dezentrale Anlagen ih-
re Flexibilität für das Stromnetz 
zur Verfügung stellen können. 

Bei dem Testabruf wurde nach 
Koordination mit den beteiligten 
Netzbetreibern Avacon Netz Gm-
bH, Bayernwerk Netz GmbH und 
EWE NETZ GmbH auf Anforde-
rung des Übertragungsnetzbetrei-
bers TenneT der Stromverbrauch 
eines Speichers im windreichen 
Niedersachsen erhöht, um Strom 
aus erneuerbaren Energien auf-
zunehmen. Gleichzeitig haben im 
Gebiet des Bayernwerks im last-
starken Süden auf Abruf des re-
gionalen Energienetzbetreibers 
Biogas- und KWK-Anlagen mehr 
Strom eingespeist, um die Strom-
nachfrage vor Ort zu decken. So 
wurde die im Stromnetz zu trans-
portierende Strommenge redu-
ziert und so dazu beigetragen, 
Transportengpässe zu beheben. 

„Wir werden in Zukunft Milli-
onen dezentraler Anlagen brau-
chen, um das Übertragungs-
netz zu stabilisieren. Dafür müs-
sen die Netzbetreiber auf al-
len Ebenen zusammenarbeiten 
und neue Werkzeuge entwi-
ckeln, um das Potenzial von KWK- 
Anlagen, Wärmepumpen, Biogas- 
Anlagen, Batteriespeichern, Elek-
troautos, Power-to-Gas-Anlagen  
und anderen dezentralen Anla- 
gen für mehr Sicherheit im Strom-
netz nutzen zu können. Unser 
Test hat gezeigt, wie das erfolg-
reich funktioniert“, so TenneT-Ge-
schäftsführer Tim Meyerjürgens. 

Die Zukunft der Energieerzeu-
gung ist aus Sicht der beteiligten 
Verteilnetzbetreiber Avacon Netz 
GmbH, Bayernwerk Netz Gm-
bH und EWE NETZ GmbH dezen-
tral und findet in den Verteilnet-
zen statt. Die Unternehmen sind 
sich einig, dass dadurch auf Ver-
teilnetzbetreiber neue Aufgaben 
zukommen, auch was die Unter-
stützung der Übertragungsnetz-
betreiber bei der Stabilisierung 
des Netzes betrifft.

Die Netzbetreiber rechnen 
für die Zukunft mit einem star-
ken Zubau an Elektromobilität, 

Wärmepumpen und elektrischen 
Speichern. Da diese steuerbar 
Strom aufnehmen und abgeben 
können, können sie dem Netz 
flexible Kapazitäten zur Stabili-
sierung zur Verfügung stellen. 
Diese Stromnutzer entnehmen 
Strom aus dem Verteilnetz oder 
speisen ihn dort auch wieder ein; 
daher sind sie zunächst für das 
Verteilnetz netzdienlich.

Dezentrale und  
digitale Organisation

Damit sie zukünftig auch zur 
Stabilisierung des Höchstspan-
nungsnetzes (Übertragungsnetz) 
eingesetzt werden können, müs-
sen sich die Netzbetreiber der 
unterschiedlichen Spannungse-
benen abstimmen und koordi-
nieren. „Die vom Kunden getrie-
bene, dekarbonisierte Energie-
welt von morgen wird dezent-
ral und digital organisiert sein. 
Durch die Nutzung von Anlagen 
im Verteilnetz können auch Eng-
pässe im Übertragungsnetz be-
wirtschaftet werden. Dazu be-
darf es einer intensiven Zusam-
menarbeit der Netzbetreiber“, 
betonte Dr. Egon Westphal, Tech-
nik-Vorstand beim Bayernwerk.

Um Anbieter und Nachfra-
ger von Flexibilität zusammen-
zubringen, wurde im Rahmen 
von C/sells mit der „comax“ ei-
ne Flexibilitätsplattform entwi-
ckelt: Flexibilitätsanbieter mel-
den vorhandene Potenziale und 
die Netzbetreiber können diese 
einsehen und sich untereinan-
der koordinieren, um ihren je-
weiligen Bedarf abzurufen. Im 
Projekt enera wird ein börsen-
gestützter lokaler Flexibilitäts-
markt für das Management von 
Transportengpässen im Netz er-
probt. „Dieser Markt bringt An-
gebot und Nachfrage für Flexibi-
litäten zusammen und stellt sie 
den Netzbetreibern auf effizien-
te Weise zur Verfügung“, erklär-
te Philippe Vassilopoulos von 
der EPEX SPOT. 

„Unser Hybridspeicher in Varel 
eignet sich aufgrund seiner Kom-
bination von Lithium-Ionen- und 
Natrium-Schwefel-Speichertech-
nologien sehr gut, schnell das 
Stromnetz mit mehr als 24 MWh 
Kapazität zu entlasten und da-
mit die Abschaltungen von Wind- 
energieanlagen zu vermeiden“, 
sagte Hendrik Brockmeyer, Ma-
naging Director von be.storaged 
GmbH. In der Schaufenster-Regi-
on enera im Nordwesten Nieder-

sachsens erhöhten zudem in vor- 
angegangenen Abrufen neben 
der großen Batterie auch Indus-
trieanlagen, wie eine Papier- und 
Kartonfabrik und ein elektrischer 
Gastransportverdichter, ihre Last. 
„In weiteren Flexibilitätsabru-
fen in der enera-Region, konn-
ten Verbraucher ihr Potenzial zur 
Netzentlastung durch Verbrauch 
von elektrischem Strom anstatt 
Verbrennung von fossilem Gas 
beweisen“, ergänzte Tammo Fi-
lusch, zuständig für das Virtuelle 
Kraftwerk bei EWE VERTRIEB Gm-
bH. Auch eine Power-to-Gas-An-
lage im niedersächsischen Werl-
te kann ihre Gas-Produktion zeit-
weise erhöhen. Damit wurde 
gleichzeitig die Sektorenkopp-
lung vorangetrieben und grünes 
Gas produziert.

Einspeisung von  
Biogasanlagen

„Wir haben in der C/sells-Re-
gion im Süden Deutschlands ge-
zielt die Einspeisung von meh-
reren Biogasanlagen aus unse-
rem Pool ins Verteilnetz erhöht, 
um den Engpässen entgegen-
zuwirken“, erklärte Tobias Nit-
ze von Next Kraftwerke GmbH. 
„Es war ein lokaler Mix aus Er-
zeugern und Verbrauchern, wel-
cher zur Behebung der Engpäs-
se beitrug“, sagte Klaus Nagl von 
der Consolinno Energy GmbH. 
Die von Consolinno entwickelte, 
KI-basierte Software übernahm 
beim Testabruf die netzdienliche 
Steuerung kompletter Quartie-
re und Nahwärmenetze. Ergän-
zend wurden Biogasanlagen der 
Erzeugergemeinschaft für Ener-
gie in Bayern und des Biogas-
fachverbandes, welche durch die 
Stadtwerke München vermark-
tet werden, ebenfalls in die Steu-
erung einbezogen.

Heute kommt es u.a. aufgrund 
der zunehmenden dezentralen 
Einspeisung aus erneuerbaren 
Energien immer öfter zu Trans-
portengpässen im Stromnetz von 
Nord nach Süd. Um sie zu ver-
meiden, wird in die Erzeugung 
von konventionellen Kraftwerken 
und von erneuerbaren Einheiten 
eingegriffen und dafür gesorgt, 
dass der Stromtransport im Rah-
men der Übertragungskapazität 
des Netzes liegt. Die Kosten hier-
für liegen jährlich deutschland-
weit bei deutlich über einer Mil-
liarde Euro und werden über die 
Netzentgelte letztlich von den 
Stromverbrauchern getragen. 

Für die zukünftige Nutzung 
von dezentralen Kleinanlagen 
müssen weitere politische Rah-
menbedingungen geschaffen so- 
wie notwendige Werkzeuge eta-
bliert werden. Das trägt zum Ge-
lingen der Energiewende bei. r

http://www.tvbayernlive.de
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Über den Gewinn eines Koch-Workshops inklusive Kochschürzen und Löffel der Offenen Ganztags-
schule der ESG Stammbach freuten sich alle Beteiligten sehr. Unser Bild zeigt (v.l.): Frau Wagner 
(Ernährungsfachfrau, die den Klimafreundlichen Kochkurs durchgeführt hat), Bürgermeister Karl 
Philipp Ehrler , Frau Biefel und Frau Arnold (Vernetzungsstelle für Schulverpflegung, die den Preis 
überreichten), die Mitarbeiterinnen der Offenen Ganztagsschule Stammbach und die Schulleitung 
Frau Wohlrab. Bild: Tatjana Hahn

Nachhaltige Schulmensa auch in Donauwörth

Mensa for future:

Mit gutem Essen Schule machen
Mit gutem Beispiel voran: Die Stammbacher Grundschule gewinnt bei „Mensa for future“

Stammbach/Bayreuth – Familienparadies! Das ist das Motto des 
Marktes Stammbach. Dafür ist die offene Ganztagsschule der Eli-
sabeth-Schlemmer-Grundschule ein leuchtendes Beispiel. Das 
Betreuungsangebot, das auch landkreisübergreifend genutzt 
wird, ist natürlich kostenlos und freiwillig. Ein Highlight der Mit-
tagsbetreuung ist das frisch zubereitete Mittagessen in der eige-
nen Küche. Hier wird vor allem auf Abwechslung, Raffinesse, lo-
kale Produkte und auch Nachhaltigkeit geachtet. 

Was aber macht ein klima- 
freundliches Mittagessen aus? 
Wie hängen das persönliche Er-
nährungsverhalten und nachhal-
tiges Handeln zusammen? Ant-
worten auf diese und weitere 
Fragen fanden Schüler und Leh-
rer bei den Tagen der Schulver-
pflegung. 

Im Herbst des vergangenen 
Jahres hatte die Vernetzungs-
stelle Kita- und Schulverpfle-
gung Bayern alle bayerischen 
Schulen aufgerufen, das Thema 
klimafreundliche Mensa mit ei-
genen Aktionen in den Fokus zu 
rücken. Nun stehen die Gewin-
ner fest. Die Offene Ganztags-
schule der Elisabeth-Schlem-
mer-Grundschule in Stammbach 
zählt zu den zehn Preisträgern in 

Bayern und als einzige in Ober-
franken.

Mehr als Nahrunsaufnahme

Die Kampagne stand unter 
dem Motto „Mit gutem Essen 
Schule machen – Mensa for fu-
ture“. „Schulverpflegung kann 
viel mehr sein, als die Nahrungs-
aufnahme in einer hektischen 
Pause. Sie bietet auch die Chan-
ce, eine nachhaltige Ernährung 
für die Schüler täglich erlebbar 
zu machen“, erklärte Susanne 
Dobelke vom Fachzentrum Er-
nährung/Gemeinschaftsverpfle-
gung Oberfranken am Amt für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Bayreuth. Wie dies ge-
lingen kann, zeigten auch im ver-

gangenen Jahr wieder mehr als 
30 Schulen bayernweit. 

Durch Pflanzaktionen, der 
Überprüfung des Pausenver-
kaufs hinsichtlich eines nach-
haltigen Speisenangebots, von 
Müllvermeidung bis hin zur Ver-
meidung von Lebensmittelres-
ten und vielen weiteren Akti-
onen haben die Themen der 
Nachhaltigkeit ganz unterschied-
lich in den Schulalltag Einzug hal-
ten können. Alle angemeldeten 
Schulen hatten die Chance, sich 
mit einer Dokumentation ih-
rer Aktionen an einem Wettbe-
werb zu beteiligen. Aus Berich-
ten, Fotobüchern, Filmen, Kol-
lagen und Postern wählte eine 
Jury der Vernetzungsstelle Ki-
ta- und Schulverpflegung Bayern 
zehn Gewinner aus. 

Gelebte Nachhaltigkeit

Mit einem Plakat stellte die 
Offene Ganztagsschule der Eli-
sabeth-Schlemmer- Grund -
schule dar, welche Aktionen 
sie während der Projektwoche 
zum Motto „Mensa for future“ 
durchgeführt hat. Neben der Zu-
bereitung von Hofer Schnitz mit 
Zutaten aus den schuleigenen 
Hochbeeten, Kräutersträußen 
aus der Kräuterspirale des Schul-
gartens wurden aus alten Verpa-
ckungen Besteckhalter upgecy-
clet und die artgerechte Haltung 
von Bio-Hühnern studiert.

Gemeinsam gratulierten Na-
dine Arnold und Annalena Biefel 
vom Fachzentrum Ernährung/
Gemeinschaftsverpflegung der 
OGTS recht herzlich zum Preis, 
der offiziell am 27.02.2020 ver-
liehen wurde und wünschten 
den Verpflegungsverantwortli-
chen viel Freude, Durchhaltever-
mögen und Erfolg bei der Um-
setzung einer gesunden, nach-
haltigen und schmackhaften 
Verpflegung.  r

Auf der Suche nach einem Projekt, das ihre 
Schule noch nachhaltiger machen könnte, ha-
ben Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums 
Donauwörth den Mensabetrieb ins Visier ge-
nommen. Mit einem neuen Konzept wollen sie 
gleichzeitig die Qualität und die Klimabilanz des 
Mensaessens verbessern. Landrat Stefan Rößle 
hat seine Unterstützung zugesagt und sich jetzt 
die konkreten Ideen der Schüler und die Ergeb-
nisse einer Umfrage am Gymnasium erläutern 
lassen.

Um sich nicht alleine auf ihre eigenen Beob-
achtungen und subjektiven Einschätzungen ver-
lassen zu müssen, starteten die zwölf Schülerin-
nen und Schüler des P-Seminars aus der elften 
Klassenstufe eine Umfrage. Es galt herauszufin-
den, warum die Schulmensa so wenig frequen-
tiert wird und wie das geändert werden kann.

Landrat Rößle signalisierte dem Projekt seine 
Unterstützung. Künftig ist für die Gemeinschafts-
verpflegung auf Landkreisebene, also in Senio-
renheimen, Kantinen, Krankenhäusern etc., eine 

Quote von 50% Rohwaren aus biologischer oder 
regionaler Erzeugung vereinbart. Die Nachhal-
tigkeitsbeauftragte im Landratsamt, Heike Burk-
hardt, regte an, eine erweiterte Befragung zum 
Thema Mensaessen, Gesundheit und Nachhal-
tigkeit an allen Schulen im Landkreis durchzu-
führen. Das Interesse am Donauwörther Modell 
reicht inzwischen über die Kreisstadt hinaus. Pe-
tra Schuster-Klante berichtete von Anfragen wei-
terer Interessenten. Derart ermutigt wollen sich 
die Schüler des P-Seminars auf die Gespräche 
und Verhandlungen mit dem künftigen Mensabe-
treiber ihres Gymnasiums vorbereiten und eine 
schülergetragene Imagekampagne für ihre neue, 
nachhaltige Mensa auf die Beine stellen.

Unser Bild zeigt das P-Seminar mit seinen Un-
terstützern: Landrat Stefan Rößle (re,), Mensabe-
auftragte Sabine Guggenmoos (4. von re.), Schul-
leiter Karl Auinger (7. von re.), neben ihm Heike 
Burkhardt aus der Stabsstelle Kreisentwicklung 
und Nachhaltigkeit und ganz links Lehrerin Petra 
Schuster-Klante.   Bild: stratum GmbH

Landkreis Günzburg:

Zusammenhalt in der 
„Coronazeit“ 

In vielfältiger Weise beteiligt sich der Landkreis Günzburg an der 
Aktion „Soziales Bayern – Wir helfen zusammen!“, des Bayeri-
schen  Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales um Se-
niorinnen und Senioren, oder andere hilfsbedürftige Menschen in 
diesen herausfordernden Zeiten zu unterstützen. 

Der gemeinnützige Verein Lo-
kal-Forum e.V. hat sich zum Ziel 
gesetzt, Menschen zusammen-
zubringen und zu Meinungsbil-
dung und -austausch beizutra-
gen. Hierzu bietet der Verein 
normalerweise Veranstaltun-
gen wie Podiumsdiskussionen, 
aber auch Workshops und Film-
vorführungen an. Aufgrund der 
Einschränkungen durch die Co-
rona-Pandemie hat sich der Ver-
ein eine Alternative überlegt: 
„Zusammen sind wir weniger al-
lein“. Es geht darum, ältere Men-
schen aufzumuntern, die in der 
aktuellen Lage alleine zuhause 
oder im Heim leben. Zu diesem 
Zweck bittet der gemeinnützige 
Verein in Kooperation mit dem 
Familienbeauftragen des Land-
kreises Meinrad Gackowski, dar-
um, Zeichnungen, Bilder, Selfies 
oder Texte mit einem Gruß oder 
einer Botschaft einzureichen.

Da nicht alle Seniorinnen oder 
Senioren bei Facebook oder 
WhatsApp vertreten sind, stellt 
das Lokal-Forum daraus, abhän-
gig vom Umfang, ein Heft oder 
ein Buch zusammen. Diese ge-
druckte Sammlung wird dann 
kostenlos verteilt, beispielswei-
se in Senioreneinrichtungen 
oder Wohngruppen in Krum-
bach und Umgebung. Das Buch 
soll auch auf die unterschied-

lichsten Angebote der Nachbar-
schaftshilfe, des Freiwilligenzen-
trums Stellwerk oder Kontakt-
daten von Lieferservice-Ange-
boten, etc. hinweisen. 

Freiwilligenzentrum  
STELLWERK

Durch die Corona Pandemie 
wird der Alltag der Menschen 
auch im Landkreis Günzburg im-
mer mehr eingeschränkt. Vor 
allem für die gefährdete Grup-
pe der Senioren und Vorer-
krankten sind alltägliche Aufga-
ben mit einem Ansteckungsrisi-
ko verbunden. Aber auch Per-
sonen in Quarantäne stehen oft 
vor Herausforderungen, die sie 
ohne Hilfe von außen nicht be-
wältigen können. Das Freiwilli-
genzentrum  STELLWERK sieht 
es als Aufgabe, die Solidarität 
untereinander jetzt zu stärken. 
Stellwerk koordiniert und unter-
stützt die Hilfsangebote und Be-
darfe für den Landkreis. 

Das Freiwilligenzentrum Stell-
werk ist 2007 aus dem Lokalen 
Bündnis für Familie Landkreis 
Günzburg heraus entstanden 
und wird vom Landkreis, vom 
Förderverein Stellwerk e.V. und 
vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und So-
ziales gefördert.  hajo

Garching warnt vor 
Trickbetrügern

Betrüger versuchen aus dem 
Einkaufsservice, den die Stadt 
Garching gemeinsam mit örtli-
chen Institutionen organisiert, 
kriminelles Kapital zu schlagen.

Die Trickbetrüger rufen bei äl-
teren Mitbürgern an und bie-
ten an, vorbeizukommen um die 
Bestellungen für den Einkaufs-
service persönlich entgegen zu 
nehmen. 

Die Stadtverwaltung Garching 
weist ausdrücklich darauf hin, 
dass der städtische Einkaufsser-
vice niemals proaktiv anruft. Da-
rüber hinaus betreten die Helfe-
rinnen und Helfer unter keinen 
Umständen die Wohnungen der 
Nutzerinnen und Nutzer des 
Service. Zuletzt sei angemerkt, 
dass immer ein Erkennungscode 
verwendet wird.  r

Rathausreport München:

Mobilfunkaktivierte  
Laienreanimation

Der plötzliche Herz-Kreislauf-Stillstand gilt in Deutschland als eine 
der häufigsten Todesursachen. Jedes Jahr werden bei über 75.000 
Menschen Wiederbelebungsmaßnahmen eingeleitet, doch nur 
5.000 dieser Personen überleben ohne bleibende Schäden. Es 
zählt jede Sekunde. Die Münchner Rettungsdienste geben jeden 
Tag alles, damit Betroffene schnell versorgt werden. So dauert es 
in der Regel nur wenige Minuten, bis sie vor Ort eintreffen. 

Um diese Zeitspanne zu über-
brücken, werden in München ab 
2020 mit der Mobilfunkaktivier-
ten Laienreanimation zusätz-
lich so genannte Ersthelferinnen 
und Ersthelfer aktiviert, die sich 
in der Nähe des Einsatzortes be-
finden. Sie werden von der Ret-
tungsleitstelle per App infor-
miert und sind geschult, um im 
Notfall die dringend notwendi-
gen Wiederbelebungsmaßnah-
men schnell durchzuführen. 

In kürzester Zeit vor Ort

Da sie sich in nächster Nähe 
der Betroffenen befinden, sind 
sie in kürzester Zeit am Einsatz- 
ort und können noch vor dem 
Eintreffen des Rettungsdienstes 
helfen. Durch den Einsatz der 
Ersthelferinnen und Ersthelfer 
vor Ort wird die Versorgung in 
lebensbedrohlichen Notfällen in 
München weiter verbessert.

„München Rettet Leben“ 

Bürgermeister Manuel Pretzl: 
„München Rettet Leben, so an-
spruchsvoll wie der Titel ist 
auch das Projekt. Wir wollen ei-
nen Beitrag dazu leisten, dass 
die Zeit nach einem plötzlichen 
Herz-Kreislauf-Stillstand bis zum 
Eintreffen des Rettungsdienstes 
verkürzt wird. Deshalb hat der 
Stadtrat das Referat für Gesund-
heit und Umwelt und die Inte- 
grierte Leitstelle beauftragt, das 
Konzept der Mobilfunkaktivier-
ten Laienreanimation zu entwi-
ckeln. Außerdem hat der Stadt-
rat die notwendigen finanziellen 
Mittel für das Alarmierungssys-
tem und die Betreuung der Erst-
helferinnen und Ersthelfer be-
reitgestellt.“

„Das Angebot wird in Stufen 
aufgebaut“, sagte Gesundheits-
referentin Stephanie Jacobs. 

Aufbau in Stufen

„In der ersten Stufe arbeiten 
wir mit qualifiziertem Personal 
bzw. Ehrenamtlichen der Ret-
tungsdienstorganisationen. In 
der zweiten Stufe wird der Per-
sonenkreis auf medizinisches 
Fachpersonal ausgeweitet, und 
später werden geschulte Lai-
en einbezogen – daher kommt 
auch der Name des Projekts. 
Dieses Konzept hat mein Haus 
gemeinsam mit der Integrierten 
Leitstelle, dem Rettungszweck-
verband und der ärztlichen Lei-
tung Rettungsdienst, dem Ar-
beitskreis Notfallmedizin und 
Rettungswesen e.V. und dem 
Landkreis München entwickelt. 
Für diesen Einsatz und die gu-
te Kooperation möchte ich mich 
ganz herzlich bedanken.“

Kooperation von Landkreis 
und Landeshauptstadt

Landkreis und Landeshaupt-
stadt München arbeiten bei  
dem Projekt eng zusammen. 
„Je mehr Zeit bis zum Ein- 
setzen der Wiederbelebung 
verstreicht, umso niedriger ist 
die Überlebenswahrscheinlich- 
keit. Im Landkreis München 
haben wir durch den Einsatz 
von First Respondern das the-
rapiefreie Intervall bis zum Ein- 
treffen der Rettungskräfte  
bereits um zwei bis drei Mi- 
nuten verkürzt“, so Landrat 
Christoph Göbel. „Die Mobil-
funkaktivierte Laienreanimati-
on verfeinert das Hilfenetz wei-
ter und informiert künftig per 
App den nächstgelegenen Erst-
helfer. Viele Landkreisbürger ar-
beiten in der Stadt und umge-
kehrt – dass Stadt und Landkreis 
München gemeinsam das Sys-
tem einführen, halte ich daher 
für besonders wertvoll.“ r

mailto:info@gemeindezeitung.de
http://www.gemeindezeitung.de
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„Wer Freiheit aufgibt um 
Sicherheit zu gewinnen, wird 
am Ende beides verlieren.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, hat dieses Zitat des ame-
rikanischen Freiheitskämp-
fers und Gründervaters der 
USA, Benjamin Franklin, auf 
seinen WhatsApp-Status ge-
laden. 

Tatsächlich werden zur Zeit 
praktisch alle Grundrechte 
eingeschränkt: Das Grund-
recht auf Bewegungsfreiheit 
– wir dürfen nur einzeln aus dem Haus und 
ob das Sitzen auf einer Parkbank erlaubt ist, 
musste der Innenminister persönlich klären. 
Die Reisefreiheit: Teilweise sind nicht nur Rei-
sen ins Ausland verboten, sondern auch im In-
land eingeschränkt. Die Gewerbefreiheit: Lä-
den bleiben geschlossen, der Schreiner darf 
sein Handwerk ausüben, der Friseur nicht. 

Gleichheitsgrundsatz? Die Versammlungsfrei-
heit ist ausgesetzt mit der für einen demokra-
tischen Rechtsstaat kuriosen Folge, dass man 
sich nicht mehr friedlich und ohne Waffe unter 
freiem Himmel versammeln kann (Demonstra-
tionsrecht), um gegen Freiheitseinschränkun-
gen protestieren zu können. Die Religionsfrei-
heit wird durch das Verbot von Gottesdiensten 
eingeschränkt und es dürfte ungewiss sein, ob 
eine gegen diese Anordnung gerichtete Klage 
im Angesicht des Osterfestes nicht doch Erfolg 
gehabt hätte, wenn die Kirchen von sich aus 
nicht alle Gottesdienste abgesagt hätten.

Aber da kommt der dritte Begriff ins Spiel, 
der in diesem Spannungsfeld zwischen grund-
gesetzlich verbrieften Freiheitsrechten und 
der erstrebten Sicherheit vor Ansteckung mit 
Covid-19 oder der Überforderung des Gesund-
heitswesens Bedeutung hat: Verantwortung.

Wir erleben, dass der Staat zwar mehr Frei-
heitsrechte beschränkt, als im Fall eines mili-
tärischen Angriffs auf das Bundesgebiet oder 
eines Aufstands im Inneren zulässig wäre, aber 
die Bevölkerung das akzeptiert und die Anord-
nungen weitgehend freiwillig befolgt. Ja, die-
ses Land ist so demokratisch gereift, dass wir 
in den auferlegten Einschränkungen keine ob-

rigkeitliche Willkür oder gar 
Gefahr für unser Gemeinwe-
sen, sondern den vorüber-
gehenden Charakter der Ge-
fahrenabwehr (an)erkennen.

In der Tat sind ja die Ver-
stöße gegen die Regeln, An-
ordnungen und Verbote ei-
gentlich irrelevant. Die an-
getrunkenen Jugendlichen 
aus irgendwo hinter dem Re-
genbogen, die an einer Bus-
haltestelle lümmelten und 
von der Polizei mit einem 

Kinderfahrrad verfolgt wurden, schaffen es 
immer noch regelmäßig in die landesweiten 
Newsflashs, so selten sind die Vorfälle. Selten 
auch werden im Land der Prozesshansl die Ge-
richte angerufen und deren Entscheidungen 
sind sehr verantwortungsvoll. Wo erkennbar 
über das Ziel hinausgeschossen wurde, etwa 
als Meck-Pom Einheimischen den Ausflug ans 
Meer verbieten wollte. Ansonsten der Tenor 
meist: Nicht schön, aber noch nicht bedenk-
lich, sofern die Maßnahmen stets auf ihre Er-
forderlichkeit geprüft werden.

Ich denke, eines ist ganz entscheidend: Un-
sere Landes- und Bundespolitiker, die mit ruhi-
gem Leadership und gut erklärender Kommu-
nikation ein ganzes Land dazu gebracht haben, 
für die Erreichung eines Ziels zusammenzuar-
beiten, zusammenzurücken und freiwillig Ver-
zicht zu üben, müssen in der Lage sein, ebenso 
souverän und ruhig das unterschwellig gege-
bene Versprechen einzulösen, uns Deutsche 
auch wieder in alle unsere Rechte einzuset-
zen. Nicht schlagartig, nicht sofort, aber mit 
Perspektive.

Mein Chef ist stolz auf die Bürgerinnen und 
Bürger seiner Stadt, die sich vorbehaltlos so-
lidarisch gezeigt haben. Aber er hat auch ein 
feines Gespür dafür, dass man einen Bogen 
nicht überspannen darf, ebenso wenig wie die 
Geduld der Menschen. Auch er wird mithel-
fen, die behutsame Rückkehr zur Normalität 
so eng wie möglich argumentativ zu begleiten, 
dass viele sich weiter freiwillig Beschränkun-
gen auferlegen, zum Beispiel ältere Menschen 
oder Leute, die gut auch von zuhause aus ar-
beiten können. Denn er weiß mit dem russi-
schen Schriftsteller Anton Tschechow: „Es gibt 
keine Sicherheit, es gibt nur verschiedene Gra-
de der Unsicherheit“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Im Spannungsfeld  
von Freiheit  

und Verantwortung

Bei einer Trainingseinheit noch vor den Kontaktbeschränkungen durch die Corona-Pandemie über-
brachten Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich (r.) und MdL Prof. Dr. Gerhard Waschler (1. Reihe r.) 
die gute Nachricht. Mit im Bild: Stützpunktleiter Roland Fleischmann (2. Reihe 3. v. l.) und Bezirksrat 
Josef Heisl (neben Dr. Heinrich), im blauen Shirt vorne links Nora Aits  Foto: Markus Zechbauer/
zema-medien.de Bild: Markus Zechbauer / zema-medien.de

Bezirk Niederbayern:

Förderung für  
Leichtathletik-Stützpunkt Passau 

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich: „Geübte Praxis wird fortgeführt“

Landshut/Passau. In flottem Tempo hinauf und wieder hinunter, 
immer wieder wandert der Blick auf die Zeitmessung am Hand-
gelenk: Ihre Wohnstraße ist derzeit das Übungsterrain von Nora 
Aits. Weil die Sportstätten wegen der Corona-Pandemie geschlos-
sen sind, muss die 15-jährige Läuferin vom LAC Passau derzeit wie 
so viele andere (Nachwuchs-)Sportlerinnen und Sportler sehen, 
wie sie ihr Trainingsniveau hält oder – noch besser – optimiert. 

Eine wichtige Konstante war 
der Landesstützpunkt des Bay-
erischen Leichathletik-Verban-
des in der neuen Mehrfachturn-
halle in der Neuburger Straße. 
Dieser wurde bislang vom Bezirk 
Niederbayern mit 5.000 Euro im 
Jahr gefördert. 

Bezirke dürfen Sport fördern

Doch genau diese Förderung 
war vom Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverband in Frage 
gestellt worden. Zwischenzeit-
lich hat das Bayerische Staatsmi-
nisterium des Innern, für Sport 
und Integration aber klarge-

stellt, dass Bezirke die Aufgabe 
übernehmen können, Sport im 
Allgemeinen zu fördern. „Dies 
bedeutet, dass solche Zuschüs-
se auch weiterhin fließen kön-
nen“, sagte MdL Prof. Dr. Ger-
hard Waschler, der sich um eine 
Klärung aus München bemüht 
hatte. Waschler ist seit 1993 
Vorsitzender des Bayerischen 
Leichtathletik-Verbands Bezirk 
Niederbayern und seit 2010 Vi-
zepräsident des Bayerischen 
Leichtathletik-Verbands.

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich unterstrich, dass er im-
mer der Ansicht war, „dass die-
ses Geld sehr sinnvoll eingesetzt 

wird“ und sicherte bei einem 
Ortstermin vor den Kontaktbe-
schränkungen im Zuge der Coro-
na-Krise zu, „dass die eingeübte 
Praxis auch in Zukunft fortge-
führt werden soll“. Dafür werde 
er sich in den entscheidenden 
Gremien einsetzen. Waschler 
bedankte sich beim Bezirk Nie-
derbayern ausdrücklich für die 
Unterstützung.

Wichtige Rolle bei der 
Talentförderung

Roland Fleischmann, ehema-
liger Landestrainer und Stütz-
punktleiter, freute sich: „Mit 
der Zusage ist eine über Monate 
währende Zeit der Unsicherheit 
beendet.“ Der 1999 eingerichte-
te Landesstützpunkt in Passau – 
einer von vier in Bayern – spiele 
eine wichtige Rolle bei der För-
derung von Talenten. In den ver-
gangenen 20 Jahren habe man 
15 bis 20 Vereine regelmäßig 
betreut. 

Bayerische Rekorde

Der passionierte Leichtath-
letik-Trainer und sein fünfköp-
figes Team haben aktuell etwa 
100 junge Leute unter ihrer Ob-
hut, die regelmäßig zum Trai-
ning kommen. Und nicht weni-
ge davon – wie etwa Nora Aits – 
hätten (bayerische) Rekorde er-
zielt und zahlreiche Medaillen 
gewonnen.  Fleischmann stolz: 
„Sogar zwei deutsche Meisterti-
tel sind dabei.“ Die Hauptaufga-
be des Stützpunktes sei die Ab-
sicherung eines hochwertigen 
Grundlagen- und Aufbautrai-
nings mit dem Schwerpunkt auf 
der Altersklasse U20. Das Ein-
zugsgebiet mit Außenstellen in 
Plattling und Pfarrkirchen sei der 
südöstliche Teil Niederbayerns. 

Gutes Training kostet Geld

„Gutes Training kostet Geld“, 
betonten Heinrich und Wasch-
ler unisono. Und nicht nur mit 
Blick auf die sportlichen Erfol-
ge hätten sich die Investitio-
nen in den Stützpunkt bezahlt 
gemacht. Der Zuschuss des Be-
zirks ermögliche beispielsweise 
den Besuch von Trainingslagern. 
Auch der örtliche Bezirksrat Jo-
sef Heisl ist dankbar für die wei-
tere Unterstützung des Bezirks. 
Der Leichtathletik-Stützpunkt 
Passau sei eine wichtige Einrich-
tung in der Region. Viele junge 
Leute profitierten davon – nicht 
nur im Leistungs-, sondern auch 
im Breitensport, sagte er.

Nora Aits und ihre Trainings-
partnerinnen und -partner hof-
fen indes, dass sie bald wieder 
an ihre Sportstätten und speziell 
an den Leichtathletikstützpunkt 
zurückkehren können.   -ch-

„Mutmacher Oberfranken – 
#esgehtnurgemeinsam“

Oberfrankenstiftung startet gemeinsame Initiative  
mit der Entwicklungsagentur Oberfranken Offensiv e.V.  

und den Medienhäusern in Oberfranken
In einer bis dato beispiellosen Kooperation ziehen die Medien-
gruppe Oberfranken mit Sitz in Bamberg, die Frankenpost Verlag 
GmbH mit Sitz in Hof, das Obermain-Tagblatt in Lichtenfels, Ober-
frankens Lokalrundfunksender in Bamberg, Bayreuth, Coburg, 
Hof und Kulmbach und der Regionalfernsehsender TV Oberfran-
ken an einem Strang. Erklärtes Ziel ist es, in Zeiten der Corona-Kri-
se über Hilfsangebote, neue Geschäftsmodelle, soziale Unterstüt-
zung und erfolgreiche Einzelbeispiele zu berichten. Sie sollen zur 
Nachahmung anregen sowie Mut und Zuversicht vermitteln. 

Regierungspräsidentin Heid-
run Piwernetz, die zugleich Stif-
tungsratsvorsitzende der Ober-
frankenstiftung ist und gemein-
sam mit Staatsministerin Me-
lanie Huml den Vorsitz von 
Oberfranken Offensiv e.V. in-
nehat, sieht in der Gemein-
schaftsaktion der oberfränki-
schen Medienhäuser eine große 
Chance: „In allen neun Landkrei-
sen und in den vier kreisfrei-
en Städten Oberfrankens ist 
die Welle der Hilfsbereitschaft 
enorm. Digitale Fußgängerzo-
nen und Gutscheinverkäufe 
werden ins Leben gerufen, auf 
Online-Plattformen treffen sich 
Hilfesuchende und Hilfe Anbie-
tende, Künstler streamen ih-
re Konzerte aus dem Wohnzim-
mer und selbst die heimischen 
Gottesdienste können im Inter-
net verfolgt werden. Wir wollen 
diese herausragenden Beispie-
le unter dem gemeinsamen Ti-
tel zusammenfassen und damit 
Mut machen.“ 

Bedient werden unter dem Ti-
tel „Mutmacher Oberfranken 
– #esgehtnurgemeinsam“ ne-
ben den klassischen Verbrei-
tungswegen der Medienhäuser 
auch deren Social-Media-Ka-
näle. Dabei nutzen die Medien-

häuser auch gemeinsame Sy-
nergien. Auf der Seite www.
oberfranken.de entsteht zu-
dem eine Sammlung der ver-
schiedenen Angebote, jeweils 
in Landkreise und Themenfel-
der untergliedert. Die Koopera-
tion zwischen Oberfranken Of-
fensiv e.V., der Oberfrankenstif-
tung und den Medienhäusern 
begann am 08.04.2020, und ist 
zunächst für vier Wochen ange-
setzt. Ermöglicht wird „Mutma-
cher Oberfranken – #esgehtnur-
gemeinsam“ durch die Initiati-
ve und Unterstützung der Ober-
frankenstiftung.

Oberfranken Offensiv e.V.  

Oberfranken Offensiv e.V. ist 
eine der mitgliederstärksten Re-
gionalinitiativen Deutschlands 
und Impulsgeber für innovative 
Projekte. Die Stärken Oberfran-
kens vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels aus-
zubauen und so die Zukunftsre-
gion Oberfranken mitzugestal-
ten, das haben wir uns als Ent-
wicklungsagentur zur Aufgabe 
gemacht. Im Verein engagieren 
sich Kommunen, Unternehmen, 
Institutionen und Verbände ge-
nauso wie Privatpersonen.  r

Digitale Bezahlfunktion
Wohin-Du-Willst-App mit Verzahnung zum Tourismus  

für den Landkreis Cham
Die kostenlose Fahrplan-App „Wohin-Du-willst“ wird zu einem 
umfassenden digitalen Service ausgebaut. Künftig wird es mög-
lich sein, den kompletten Vorgang von der Auskunft bis zur Bezah-
lung über die App abzuwickeln. „Darüber hinaus werden wir die 
Bereiche Mobilität und Tourismus in der digitalen Welt enger ver-
zahnen, um so Synergieeffekte hinsichtlich der Attraktivität der 
jeweiligen Angebote zu erreichen.“, freute sich Landrat Franz Löff-
ler, der zusammen mit Staatsminister Albert Füracker und Vertre-
tern von  DB-RegioBus, hubermedia und Busunternehmern aus 
dem Landkreis das Projekt „CHAMOBINA – Mobilität im ländli-
chen Raum„ im Landratsamt Cham vorstellte.

Der Landkreis Cham arbeitet 
konsequent an der Verbesse-
rung der Mobilitätsangebote für 
die Bürgerinnen und Bürger. Ne-
ben der Angebotserweiterung 
wie Rufbus und Nachtschwär-
mer, aber auch der Erstellung ei-
ner Schwachstellenanalyse wird 
der Fokus auch auf den digitalen 
Bereich gelegt. „Hierzu bietet 
uns das Förderprogramm „Hei-
mat Digital“ des Bayerischen Fi-
nanzministeriums eine ideale 
Fördergrundlage. Wenn man vor 
allem junge Menschen an den 
ÖPNV heranführen will, braucht 
es einen niederschwelligen Zu-
gang. Dies kann auch durch Apps 
erreicht werden, die einen ho-
hen Service und Komfort bie-
ten.“, so Landrat Franz Löffler.

Touristische Datenbank

In die App werden darüber  
hinaus auch touristische Aspek- 
te wie Ausflugsziele, Veranstal- 
tungen, Gastronomie und Über- 
nachtungen aufgenommen. Hier- 
zu wird eine touristische Daten-
bank mit der Mobilitätsplatt-
form des Landkreises verknüpft. 
Dies bedeutet natürlich auch, 

 dass das digitale touristische 
Angebot künftig um konkrete 
Mobilitätsangebote erweitert 
und neben der Buchung und Be-
zahlung von beispielsweise Ver-
anstaltungen auch gleich das 
passende ÖPNV-Ticket über ei-
ne Weiterverlinkung erworben 
werden kann.

24 Landkreise in Bayern nut-

zen aktuell die Wohin-Du-willst-
App. „Der Landkreis Cham leistet 
mit dem Projekt CHAMOBINA 
Pionierarbeit, wenn es um die 
Erweiterung von digitalen An-
geboten für die Menschen im 
ländlichen Raum geht. Mit die-
sem innovativen Projekt wird 
die komplette Reisekette digital 
abgebildet. Die übrigen Land-
kreise können die Idee überneh-
men und so künftig profitieren“, 
fasst Staatsminister Albert Füra-
cker zusammen. 

Der Freistaat fördert

Das Projekt mit einem Um-
fang von ca. 160.000 Euro wird 
zu 80 Prozent vom Freistaat Bay-
ern gefördert. Die Bezahlfunkti-
on wird Ende des Jahres ver-
fügbar sein. Die Mobilitäts-App 
„Wohin-Du-willst“ kann kosten-
los in den gängigen App-Stores 
heruntergeladen werden. r

Vorstellung des Förderprogramms durch Staatsminister Albert 
Füracker und Landrat Franz Löffler.  Bild: LRA Cham/Ritt

http://www.oberfranken.de
http://www.oberfranken.de
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Vorschau auf GZ 9
In unserer Ausgabe Nr. 9, die am 30. April 2020 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Wasser · Abwasser
• Kommunalfahrzeuge · Garten- und Landschaftsbau

L I E F E R A N T E N N A C H W E I SGZ GZ

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Gebäudedienstleistungen

 Gewerbebau
Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de

INSIDAS_67X30.indd   1 29.04.19   13:51

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2020

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de
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Kultur in Zeiten von Corona: 

gesundmitkunst-Workshops 
zu Hause angelaufen

STADTKULTUR Netzwerk Bayerischer Städte e.V. hat das von 
der AOK Bayern – Die Gesundheitskasse geförderte Pilotprojekt  
gesundmitkunst erweitert: Künstlerische Workshops zur Gesund-
heitsförderung werden unter qualifizierter Anleitung bis Ende Juli 
2020 daheim stattfinden können. Es gibt bereits Angebote zu Per-
formance, bildender Kunst und kreativem Schreiben. Zuschussan-
träge für weitere Workshops können eingereicht werden.

„Wie wichtig die Künste und 
kulturelle Begegnungen für uns 
sind, spüren wir gerade jetzt 
sehr deutlich. Sie können hel-
fen, schwierige Zeiten zu beste-
hen“, erklärt Dr. Christine Fuchs, 
Leiterin von STADTKULTUR. „Die 
bereits erprobten Maßnahmen 
zur Gesundheitsförderung wie 
die Reduktion von Angst und 
Stress und das Einüben von re-

silienten Schutzfaktoren durch 
die künstlerische Arbeit sollen 
hier im Mittelpunkt stehen“, 
sagt Dr. Annette Scheder von 
der AOK Bayern. 

Vom Museum 
ins Wohnzimmer

Der Workshop KunstReActi-
on mit Bewegungstheater und 

bildender Kunst am Ingolstäd-
ter Museum für Konkrete Kunst 
wird seit kurzem unter der Lei-
tung von Regina Straub und Da-
niela Richter digital fortgeführt. 
Die Teilnehmenden können 
das Potenzial der Online-Ver-
netzung mit der Workshoplei-
tung und den anderen Kursteil-
nehmenden nutzen, indem sie 
bei Performance-Übungen bei-
spielsweise auch mit Video, 
Schnitt und Ton arbeiten.

Am 2. April 2020 startete die 
Workshopreihe „gesundmitkunst 
im Wohnzimmer“ für Erwachse-
ne und Kinder unter Leitung von 
Sabine Messner in Kooperation 
mit dem Nürnberger Tucher-
schloss. Die Teilnehmenden wer-
den mit Künstlermaterialien be-
liefert, um daheim und im digi-
talen Austausch mit der Gruppe 
kreativ zu werden. 

Der Workshop Kreatives 
Schreiben zu Hause“ unter Lei-
tung von Beatrix Raab und in 
Kooperation mit dem Missions-

museum der Erzabtei St. Ottilien 
begann am 14. April 2020. Men-
schen, die sich isoliert und ein-
sam fühlen, können schreibend 
und lesend in den digitalen oder 
telefonischen Kontakt mit den 
anderen Teilnehmenden und der 
Kursleitung treten. 

Betreuung und Austausch 
per Telefon und Internet

Um gesundheitsfördernde  
künstlerische Workshops, die 
bisher noch in Museen und städ-
tischen Galerien geplant waren, 
zu Hause durchzuführen, sollen 
neue Konzepte entwickelt wer-
den. Die Workshopleiter kön-
nen beispielsweise Pakete mit 
Materialien an die Teilnehmen-
den schicken oder ihren Work-
shop so konzipieren, dass mit im 
Haushalt Vorrätigem gearbeitet 
werden kann. 

Daheim kann gemalt, gezeich-
net, getöpfert, geschrieben, mu-
siziert, fotografiert oder gefilmt 
werden. Wichtiger Baustein 
der Workshops ist die Anlei-
tung durch die Workshopleiter, 
die Betreuung und der begleite-
te Austausch unter den Teilneh-
menden beispielsweise über So-
cial Media, Messenger Dienste, 
Videochats, E-Mail und Telefon. 

Die Workshops müssen in 
Kooperation mit einem Mu-
seum oder einer Städtischen 
Galerie stehen und einen the-
matischen Bezug zu den je-
weiligen Einrichtungen in den 
Mitgliedsstädten von STADT-
KULTUR aufweisen. Die Anfor-
derungen für die Bezuschus-
sung von Workshops im Rah-
men der Projekterweiterung 
entsprechen den bisherigen 
Modalitäten von gesundmit-
kunst. 

Die konkreten Workshop- 
Angebote werden auf folgen-
der Homepage veröffentlicht: 
www.gesundmitkunst.de

Erweiterung  
des Gesamtprojekts

Unabhängig von dieser Er-
weiterung bleibt das Projekt ge-
sundmitkunst in seiner bisheri-
gen Form bestehen. Seit 2019 
und noch bis Ende 2020 finden 
Workshops aller künstlerischen 
Sparten, die zur Gesundheits-
förderung beitragen, an Mu-
seen und Städtischen Galeri-
en in den Mitgliedsstädten von 
STADTKULTUR Netzwerk Bayeri-
scher Städte e.V. statt. 

Im Rahmen des Modellpro-
jekts werden weiterhin Zu-

schüsse für Workshops in den 
Museen der Mitgliedsstädte des 
Netzwerks vergeben, dem alle 
bayerischen Kommunen beitre-
ten können. Gefördert wird das 
Projekt von der AOK Bayern – 
Die Gesundheitskasse und eva-
luiert von der Medical School 
Hamburg (MSH). Die Evaluation 
soll aufzeigen, welche Determi-
nanten der Gesundheitsförde-
rung positiv durch kunstpäda-
gogische Angebote beeinflusst 
werden. Aus den Ergebnissen 
sollen Empfehlungen für neue 
Angebotsformen für die kom-
munale Gesundheitsförderung 
abgeleitet werden. 

Schirmherrschaft

Die Schirmherrschaft für das 
Projekt gesundmitkunst ha-
ben Melanie Huml (Staatsminis-
terin für Gesundheit und Pflege) 
und Bernd Sibler (Staatsminis-
ter für Wissenschaft und Kunst) 
übernommen.

STADTKULTUR Netzwerk Bay-
erischer Städte e.V. ist ein Zu-
sammenschluss von derzeit 
54 Kommunen, die in gemein-
samen Projekten bayernweit 
kulturelle Impulse setzen und 
Kunst, Kultur und Kulturelle Bil-
dung fördern. r
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